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Begründung 
 
 
A Zu Artikel 1 (Hessische Bauordnung) 
 
I Allgemeines 
 
1 Grundzüge der Novelle 
 
1.1 Programm der Landesregierung 
 
Das im Koalitionsvertrag der Regierungsfraktionen vereinbarte Programm für die 19. Legisla-
turperiode sieht vor, die Hessische Bauordnung (HBO) zu evaluieren und gegebenenfalls zu 
novellieren. Insbesondere soll z.B. geprüft werden, inwieweit Erleichterungen bei den Vor-
schriften zur Umwandlung von Wohn- und Büroraum in Kindertagesstätten sowie bei der Er-
richtung von Gebäuden in Holzbauweise umgesetzt werden können (Zeilen 3945 bis 3948 des 
Koalitionsvertrags). Hieraus und aus weiteren Zielvorgaben des Koalitionsvertrages ergeben 
sich folgende Änderungen der HBO: 
 
Die Errichtung von Gebäuden in Holzbauweise (Zeilen 3945 bis 3948 des Koalitionsvertrags) 
wird durch die Übernahme der Brandschutzanforderungen der Musterbauordnung (MBO) er-
leichtert. Im Hinblick auf die fortschreitende Praxiseinführung eines europäischen Klassifizie-
rungssystems und sich darauf beziehende Bauprodukte sind für deren eindeutige Zuordnung 
Korrekturen an den bisher über das nationale Klassifizierungssystem definierten Bauteilanforde-
rungen der HBO notwendig. Einheitliche Regelungen sind aus Gründen der europäischen Har-
monisierung erforderlich und erleichtern den Vollzug. Hierdurch wird die Voraussetzung ge-
schaffen, dass die vorgesehene Fortschreibung der bautechnischen Regelwerke im Hinblick auf 
einen standardisierten Einsatz von Holz auch in Hessen greifen wird. Eine Öffnungsklausel für 
die vorbehaltlose Anwendung brennbarer Baustoffe über die Gebäudeklasse 4 hinaus wird in die 
HBO aktuell nicht aufgenommen. Dies schließt die Anwendung von Holz bei Gebäuden der Ge-
bäudeklasse 5 oder auch bei Sonderbauten aber nicht aus. 
 
Die Bedingungen für den Radverkehr werden mit dieser Novelle erleichtert (Zeilen 2869 - 
2880 des Koalitionsvertrags). Hierzu wird 

- die Abstellplatzpflicht für Fahrräder aus dem Zusammenhang der Wohnungsanforderun-
gen in § 43 a.F. herausgenommen und in die allgemeine Stellplatz- und Abstellplatz-
pflicht in § 52 integriert, 

- die Basisanforderungen der Abstellplatzpflicht für Fahrräder für alle Gebäudearten durch 
die HBO bzw. durch landesrechtliche Richtzahlen mit der Option, dass die Gemeinden in 
den kommunalen Richtzahlen abweichen können, vorgegeben, 

- eine Regelung aufgenommen, nach der ein Teil der notwendigen Stellplätze durch Ab-
stellplätze für Fahrräder ersetzt werden kann (§ 52 Abs. 4). 

 
Bezahlbaren Wohnraum bieten, Umwidmung von Büroraum in Wohnraum (Zeilen 3898 - 
3909) 
 
Die Umnutzung von leer stehenden Bürogebäuden in Wohngebäude ist bauordnungsrechtlich 
grundsätzlich möglich und wird bereits praktiziert. Eine Änderung der HBO ist hierzu nicht 
notwendig. Eine mögliche Umnutzung bestehender gewerblich genutzter Gebäude in Wohnge-
bäude wird von den Eigentumsberechtigten allerdings vielfach nicht vorgenommen, weil sie be-
fürchten, bei nachlassender Nachfrage nach Wohnraum nicht mehr zur früheren Nutzung zu-
rückkehren zu können. Dem trägt die neue Freistellungsregelung in Abschnitt III Nr. 5 der An-
lage zur HBO Rechnung. 
 
Bestehende Stellplatzregelungen wurden in der Allianz für Wohnen mehrfach als Erschwernis 
für den Wohnungsbau angeführt. Gleichwohl hält der vorliegende Gesetzentwurf an dem 
Grundsatz fest, dass die Regelung der Stellplatzpflicht in der Eigenverantwortung der Kommu-
nen bleibt, in der Erwartung, dass die Kommunen verantwortungsvoll hiermit umgehen. Zur 
Klarstellung, dass insbesondere der Schaffung von Wohnraum Vorrang vor der Stellplatzerfül-
lung eingeräumt werden kann, ist in der Satzungsermächtigung des § 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
Buchst. b neben dem nachträglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen der Fall der Auf-
stockung als Regelungsgegenstand des vollständigen oder teilweisen Stellplatzverzichts aus-
drücklich aufgeführt. 
 
Die Rechtslage in Bezug auf das barrierefreie Bauen (Zeilen 3908 - 3909 des Koalitionsver-
trags) wird verbessert. Hierzu wird 

- in § 2 Abs. 8 die Begriffsbestimmung des § 2 Abs. 9 MBO übernommen, 
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- in § 6 Abs. 6 Satz 4 Nr. 1 das Errichten von Aufzügen an bei Inkrafttreten dieses Geset-
zes bestehenden Gebäuden in der Abstandsfläche zugelassen, 

- in § 6 Abs. 8 bestimmt, dass Rampen zur barrierefreien Erreichbarkeit als Anlagen gelten, 
von denen hinsichtlich der Abstandsflächen keine Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen, 

- in § 37 Abs. 6 Satz 2 zur Förderung der Barrierefreiheit geregelt, dass nicht nur die 
Verkehrssicherheit, sondern auch die Barrierefreiheit das Erfordernis, für Treppen auf 
beiden Seiten Handläufe und Zwischenhandläufe vorzusehen, begründen kann. 

- in § 42 Abs. 5 Satz 3 zur Förderung der barrierefreien Erreichbarkeit der Begriff "Woh-
nungen" durch den Begriff "Nutzungseinheiten" ersetzt, 

- § 54 Abs. 1 im Wesentlichen an den Wortlaut des § 50 MBO angepasst, indem nicht nur 
die barrierefreie Erreichbarkeit der Räume gefordert wird, sondern auch eine barriere-
freie Nutzbarkeit. 

 
Die im Koalitionsvertrag vorgesehene gesamte Evaluierung der HBO (Zeilen 3945 bis 3948) 
wurde im Rahmen der Erarbeitung des Referentenentwurfs vollzogen. Ein Vorentwurf zur Än-
derung der HBO wurde mit den Bauaufsichtsbehörden, den Berufsverbänden und den kommu-
nalen Spitzenverbänden erörtert. Auf eine Evaluation der HBO auf der Basis eines detaillierten 
Fragenkatalogs, wie er der Evaluation 2004 und 2009 zugrunde lag, wurde verzichtet, denn die 
grundsätzliche Systematik der HBO ist allgemein akzeptiert. 
 
1.2 Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 (EU-Bauproduktenverordnung - 

BauPVO) 
 
Der Entwurf der HBO-Novelle übernimmt die neuen Regelungen der Musterbauordnung zum Bau-
produktenrecht. Anpassungsbedarf an das europäische Bauproduktenrecht ergab sich aus dem Urteil 
des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) vom 16.10.2014 (Rs. C-100/13). Der EuGH hat 
hierin festgestellt, dass die Bundesrepublik Deutschland in drei Fällen gemeinschaftsrechtswidrig in 
den Bauregellisten, auf die die Bauordnungen der Bundesländer verweisen, zusätzliche Anforderun-
gen an von aufgrund einer harmonisierten Norm mit CE-Zeichen versehenen Bauprodukten für de-
ren wirksamen Marktzugang und die Verwendung von Bauprodukten in Deutschland gestellt hat. 
 
Die Konkretisierung erfolgt einheitlich auf der Basis einer "Muster-Verwaltungsvorschrift Techni-
scher Baubestimmungen" (MVVTB) auf der Grundlage des § 90. Es wird eine klarere Abgrenzung 
geschaffen zwischen den produktunmittelbaren Anforderungen und den Anforderungen an die Ver-
wendung der Bauprodukte, da letztere nach wie vor weiter ausschließlich in die Kompetenz der Mit-
gliedstaaten fallen und auch in Hinblick auf harmonisierte Bauprodukte erforderlich sind. 
 
Außerdem muss das System der Verwendbarkeits- und Übereinstimmungsnachweise so refor-
miert werden, dass deutlich wird, dass es diese Nachweise für CE-gekennzeichnete Bauprodukte 
nicht mehr gibt. 
 
Schließlich muss eine Ermächtigungsgrundlage geschaffen werden, die detailliert festschreibt, 
welche Regelungen die Behörden zur Konkretisierung der Bauwerksanforderungen und der sich 
daraus für die Verwendung von Bauprodukten ergebenden Konsequenzen treffen dürfen. Da-
durch wird die demokratische Legitimation der behördlichen Regelungen gestärkt und die 
Transparenz für die Rechtsanwender erhöht. 
 
1.3 Anpassung an die Musterbauordnung 
 
Die europarechtlichen Vorgaben an Bauprodukte machen es mittelbar auch im Übrigen erfor-
derlich, die HBO weitergehend an die MBO anzupassen. Die inhaltliche Definition der bauauf-
sichtlichen Begriffe bei den Bauteilanforderungen aus Gründen des Brandschutzes erfolgt in Zu-
kunft bauwerksbezogen in der "Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen". Um das 
neue System einheitlich umsetzen zu können, müssen die verwendeten Definitionen einheitlich 
sein. Die in der Tabelle (Anlage 1 der bisherigen Fassung) gestellten Anforderungen stellen bis-
her auf national klassifizierte Bauprodukte ab. Die zunehmende Harmonisierung von Baupro-
dukten in Europa und die damit einhergehende verpflichtende Verwendung des europäischen 
Klassifizierungssystems machen einen Verzicht auf die auf der DIN 4102 basierende tabellari-
sche Erfassung der Bauteilbezeichnungen notwendig. 
 
Im Übrigen wird mit der weitergehenden Orientierung an der MBO auch einer Kernforderung 
aus dem Bündnis für bezahlbaren Wohnraum entsprochen. 
 
Auf die Übernahme der MBO wird bei folgenden Regelungen, die sich in der Verwaltungspra-
xis bewährt haben, verzichtet: 

- Auf der Basis der aktuellen Vollgeschossregelung (§ 2 Abs. 4 a.F., jetzt § 2 Abs. 5) ha-
ben die Kommunen ihre Bebauungspläne aufgestellt. Da in Hessen aufgrund der Recht-
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sprechung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes (Hess.VGH) auch für alte Bebau-
ungspläne immer der aktuell geltende Vollgeschoss-Begriff maßgeblich ist, würde mit 
einer Änderung des Vollgeschoss-Begriffes in bestehende Bebauungspläne eingegriffen. 

- Die Vollgeschossregelung hat sich bewährt. Dies gilt insbesondere für die Staffelge-
schossregelung, die eine Verdichtung der Bebauung ermöglicht hat. 

- Der Berechnung der Gebäudeabstände nach § 6 liegt eine andere Systematik zugrunde. 
Die in Hessen zu der realen Höhe einer Wand alternativ mögliche Berechnung über die 
mittlere Wandhöhe (§ 6 Abs. 4 Satz 3 und 4) gibt in der Praxis mehr Flexibilität und 
vermeidet gegenüber Giebelwänden die Erforderlichkeit größerer Gebäudeabstände. 

 Für die an der Nachbargrenze zulässigen Anlagen hat sich auch durch Fortschreibung 
nach dem Bedarf aus der Praxis ein ausgewogenes System etabliert, das sowohl den 
Nachbarbelangen als auch dem Interesse des sparsamen Umgangs mit Bauland gleicher-
maßen Rechnung trägt. 

- Mit der Anordnung der Werbeanlagen in § 10 wird zwar hinsichtlich der systematischen 
Stellung der MBO entsprochen. Anders als bei der MBO wird aber auf Detailregelungen 
verzichtet. Es bleibt vielmehr bei der Regelung, dass Werbeanlagen als bauliche Anlagen 
gelten. Die bisher bestehenden Regelungen zu Werbeanlagen werden lediglich in § 10 
zusammengefasst. 

- Bei Sonderbauten verbleibt es bei der bisher geregelten Prüfpflicht der Bauaufsichtsbe-
hörde (§ 68 Abs. 1 Satz 3 HBO, § 66 Abs. 1 MBO). Ebenso verbleiben Abweichungs-
entscheidungen in der Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörde (§ 66 Abs. 4 Satz 2 MBO). 

 
1.4 Elektronisches Baugenehmigungsverfahren 
 
Die Digitalisierung der Baugenehmigungsverfahren in Hessen wird vor allem durch folgende 
Hürden gehemmt: Für die Verfahren der HBO ist die Schriftform vorgesehen. Nach dem Hessi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetz (HVwVfG) kann die Schriftform durch die elektronische 
Form ersetzt werden. Insbesondere die elektronische Signatur hat sich bisher aber nicht durch-
setzen können. Die zurückhaltende Nutzung der elektronischen Form nach § 3a HVwVfG führt 
zu Medienbrüchen im Rahmen des elektronischen Baugenehmigungsverfahrens, das auch des-
halb erst von knapp 10 % der unteren Bauaufsichtsbehörden eingeführt wurde. Zudem verur-
sacht der Ausschluss der elektronischen Form bei der Erteilung der Baugenehmigung wegen der 
Medienbrüche beim elektronischen Verfahren erhebliche Kosten bei den Bauaufsichtsbehörden. 
Ferner führt die bei der Genehmigungsfreistellung aktuell geregelte parallele Einreichung von 
Bauvorlagen bei der Gemeinde und der unteren Bauaufsichtsbehörde zu einem Medienbruch, 
wenn die Bauaufsichtsbehörde das elektronische Baugenehmigungsverfahren verpflichtend ein-
geführt hat. 
 
Durch Änderung der Formvorschriften werden diese Hürden - soweit möglich - beseitigt, um so 
unter bestimmten Voraussetzungen medienbruchfreie elektronische Verfahren zu ermöglichen: 

- An denjenigen Stellen, an denen die Schriftform nicht notwendig ist, wird das Erforder-
nis der Schriftform gestrichen. 

- Auf die zwingende Papierform der Baugenehmigung wird verzichtet. Der mit der Rege-
lung verbundene Medienbruch im Verfahrensablauf wird vermieden. Die mit der elek-
tronischen Form verbundene elektronische Archivierung ermöglicht eine sichere Nach-
weisführung über das Bestehen einer Baugenehmigung. 

- Es wird ein Hinweis auf die Gleichwertigkeit von elektronischer Form und Schriftform 
aufgenommen. 

- Den Bauaufsichtsbehörden wird eine flexible Portallösung für elektronische Genehmi-
gungsverfahren ermöglicht. 

- Die Bauaufsichtsbehörden dürfen künftig auch vorgeben, dass ausschließlich das elektro-
nische Verfahren zu nutzen ist. Dies dient der Effizienz und soll die Einführung elektro-
nischer Verfahren begünstigen. 

- In der Genehmigungsfreistellung werden die Bauvorlagen künftig nicht bei der Gemeinde 
und zeitgleich bei der Bauaufsichtsbehörde eingereicht, sondern nur bei der Bauauf-
sichtsbehörde. Diese beteiligt die Gemeinde und teilt die Baufreigabe der Bauherrschaft 
mit. Die Übernahme des Verfahrensmanagements durch die Bauaufsichtsbehörde ermög-
licht den Einsatz eines eingeführten elektronischen Verfahrens auch für die Genehmi-
gungsfreistellung. 

- Zusätzlich sieht der Gesetzentwurf weitere Änderungen der Verfahrensvorschriften vor, 
die die Einführung elektronischer Verfahren unterstützen sollen. 
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II  Zu den Vorschriften im Einzelnen 
 
Soweit zu einzelnen Absätzen nichts ausgeführt ist, sind diese gegenüber den entsprechenden 
Absätzen des geltenden Rechts unverändert übernommen. 
 
 
Zum ersten Teil (§§ 1 bis 3) 
 
Der erste Teil enthält wie bisher die allgemeinen Regelungen zum Anwendungsbereich der 
HBO (§ 1), die Begriffsbestimmungen (§ 2) und Allgemeine Anforderungen (§ 3). 
 
Zu § 1 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 Satz 2 wird redaktionell umgestellt. Indem "andere Anlagen" an den Satzanfang gestellt 
wird, wird deutlich, dass das Wort "andere" sich nicht auf "Einrichtungen" und "Grundstücke" 
bezieht. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 regelt wie bisher die Ausnahmen vom Anwendungsbereich der HBO. 
 
Die Nr. 5 und 6 umfassen nicht mehr die Rückausnahme von Masten und Unterstützungen. Diese 
werden bereits durch fachgesetzliche Regelungen ausreichend erfasst. So unterliegen beispielswei-
se Hoch- und Höchstspannungsmasten als Teile von Elektrizitätsversorgungsnetzen aufgrund des 
Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) der Eigenüberwachung der Anlagen durch die Netzbetreiber. 
 
Die Ausnahme von Werbeanlagen vom Anwendungsbereich der HBO (Nr. 8 a.F.) wird in § 1 
gestrichen und separat im neuen § 10 geregelt. Damit wird eine Angleichung der Paragrafen an 
die MBO erreicht. Eine inhaltliche Änderung der Regelung zu Werbeanlagen folgt daraus nicht. 
Infolge der Streichung wird die bisherige Nr. 9 zur neuen Nr. 8. 
 
Neu aufgenommen in die Liste der Ausnahmen werden Messestände in Messe- und Ausstel-
lungsgebäuden (Nr. 9). Dies entspricht der Regelung der MBO. Bislang waren Messe- und 
Ausstellungsgegenstände in Messe- und Ausstellungshallen ebenso wie Messe- und Ausstel-
lungsgegenstände, die im Freien auf genehmigtem Messe- und Ausstellungsgelände errichtet 
werden, nach § 55 a.F. i.V.m. Abschnitt I Nr. 11.14 der Anlage 2 HBO "alt" unter bestimmten 
Voraussetzungen verfahrensfrei. Da es sich bei Messeständen, die in Gebäuden auf genehmig-
tem Messe- und Ausstellungsgelände errichtet werden, nicht um bauliche Anlagen, sondern um 
Einrichtungsgegenstände handelt, waren diese - anders als Messe- und Ausstellungsgegenstände 
im Freien - auch bisher eigentlich nicht von dem Anwendungsbereich der HBO umfasst. Die 
Freistellungsregelung in Abschnitt I Nr. 11.15 der Anlage "neu" wird entsprechend angepasst. 
 
Auf Messestände in Gebäuden findet somit das Bauordnungsrecht keine Anwendung, sofern das 
Aufstellen der Messestände nicht zugleich eine Änderung des Gebäudes bewirkt. Dies ist der Fall, 
wenn die Messestände in das Brandschutzkonzept oder in die Konstruktion eingreifen. Trifft dies 
nicht zu, gilt das allgemeine Sicherheitsrecht. Die Sicherheitsbehörden können sich im Rahmen 
der Amtshilfe zwar der Fachkenntnis der unteren Bauaufsichtsbehörden bedienen, im Außenver-
hältnis bleiben sie jedoch für die von ihnen getroffenen Entscheidungen verantwortlich. 
 
Zu § 2 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 enthält eine Legaldefinition von "Anlagen". Die HBO bediente sich bisher an mehreren 
Stellen der Wendung "bauliche Anlagen sowie andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2". Die gesetzliche Bestimmung des (Ober-)Begriffs "Anlagen" soll den 
Sprachgebrauch vereinheitlichen und straffen. Der Begriff wird in allen Paragrafen der HBO 
übernommen, soweit nicht eine Begrenzung auf die bauliche Anlage Regelungsinhalt ist. 
 
Zu Abs. 2 
Die Aufzählung der fiktiven baulichen Anlagen in Abs. 2 Satz 3 wird in ihrer Reihenfolge der 
MBO angeglichen. Die bisherige Nr. 7 (Werbeanlagen) wird aus der Liste der baulichen Anla-
gen nach Abs. 2 Satz 3 gestrichen. Die entsprechende Regelung findet sich nun in § 10 Abs. 1 
Satz 2, ohne dass sich dadurch eine inhaltliche Änderung ergibt. 
 
Als neue Nr. 5 werden in Angleichung an die MBO Freizeit- und Vergnügungsparks genannt. 
Damit wird jedenfalls klargestellt, dass auch Freizeit- und Vergnügungsparks (als Ganzes) bau-
liche Anlagen sind. 
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Zu Abs. 4 
In Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 wird die Gebäudeklasse 1 entsprechend der Regelung der MBO um frei 
stehende forstwirtschaftlich genutzte Gebäude ergänzt. 
 
Die Definition der Gebäudeklasse 5 in Nr. 5 wird aus der MBO übernommen; statt "sonstige 
Gebäude bis zu 22 m Höhe" fallen "sonstige Gebäude einschließlich unterirdischer Gebäude" in 
die Gebäudeklasse 5. Das Kriterium "bis zu 22 m Höhe" kann entfallen, da nach § 2 Abs. 9 Nr. 
1 HBO ab 22 m Höhe ohnehin ein Sonderbau vorliegt. Unterirdische Gebäude fielen bislang 
unter die Gebäudeklasse 3. 
 
Satz 2 a.F., wonach § 45 unberührt bleibt, d.h. besondere Anforderungen oder Erleichterungen 
an Sonderbauten gestellt werden können, entfällt, da diese Bestimmung lediglich deklaratorisch 
und daher entbehrlich ist. 
 
Die Definitionen der Höhe und der Grundfläche finden sich in der Folge in den neuen Sätzen 2 
und 3 statt wie bisher in Satz 3 a.F. und Satz 4 a.F. Bei der Höhe wird wie bisher auf die 
Oberkante des Rohfußbodens abgestellt. Im neuen Satz 3 wird der Begriff "Grundfläche" statt 
wie bisher "Fläche" definiert. Diese Legaldefinition gilt nun für Grundflächen im Sinne der 
HBO und ist nicht mehr auf Flächen im Sinne des Satz 1 beschränkt. Der letzte Halbsatz formu-
liert die Ausnahme von Flächen des Kellergeschosses bei der Berechnung der Grundfläche kla-
rer als bisher, ohne dass damit eine inhaltliche Änderung verbunden ist. Mit dem neuen Satz 4 
wird in Zukunft durch den Anbau einer Kleingarage oder untergeordneten Gebäuden für Ab-
stellzwecke die Gebäudeeigenschaft frei stehend nicht berührt, sofern Grenzabstände eingehalten 
werden. 
 
Zu Abs. 8 
Der Begriff der Barrierefreiheit in Abs. 8 wird entsprechend der MBO konkretisiert. Demnach 
ist eine bauliche Anlage barrierefrei, soweit sie in der allgemein üblichen Weise ohne besondere 
Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar ist. Damit lehnt sich 
die Formulierung an die Definition aus dem Hessischen Behindertengleichstellungsgesetz in der 
derzeit gültigen Fassung an. 
 
Zu Abs. 9 
Ohne inhaltliche Änderung wird der Satzbau des Abs. 9 an die MBO angeglichen. Anknüpfend 
an die Legaldefinition der Grundfläche in Abs. 4 Satz 3 wird in Nr. 3, 4, 5 und 11 der Begriff 
der "Brutto-Grundfläche" durch das Wort "Grundfläche" ersetzt. 
 
Der Sonderbautatbestand für Versammlungsstätten nach Nr. 6 Buchst. a wird sprachlich ver-
einfacht, ohne dass sich daraus eine inhaltliche Änderung ergibt. Versammlungsstätten im 
Freien (Buchst. b a.F.) und Freisportanlagen (Buchst. c a.F.) werden unter der neuen Nr. 6 
Buchst. b entsprechend der MBO zusammengefasst. Dabei wird auf das Vorhandensein von 
Tribünen, statt wie bisher allgemein auf das Bestehen aus baulichen Anlagen abgestellt. Das 
Vorhandensein von Szenenflächen und Tribünen und deren Verkoppelung mit dem dauerhaften 
Nutzungszweck der Anlage sind Voraussetzungen, um unter die Regelung zu fallen; temporäre 
Veranstaltungen wie Musikfestivals auf Freiflächen werden nicht erfasst. Werden bei solchen 
Veranstaltungen Tribünen (und Bühnen) aufgestellt, handelt es sich um Fliegende Bauten; die 
Genehmigung Fliegender Bauten regelt § 76.  
 
Die relevante Zahl an Besuchern eines Sportstadions bzw. einer Freisportanlage wird entspre-
chend anderer Versammlungsstätten im Freien auf 1.000 reduziert. Hiervon ausgenommen wer-
den im Freien befindliche Szeneflächen und Freisportanlagen, die Fliegende Bauten darstellen. 
Die niedrigere Schwelle greift für Sportstadien insofern nur, insofern Tribünen vorhanden sind. 
Solche Sportstätten sind i.d.R. bereits nach dem geltenden Recht Sonderbauten, da sie in der 
Praxis auch für andere Veranstaltungen (z.B. Konzerte) genutzt werden und damit unter § 2 
Abs. 8 Nr. 6 b der geltenden HBO subsumiert werden. 
 
Um den veränderten Unterbringungs- und Betreuungskonzepten besser Rechnung tragen zu 
können, werden die Sonderbautatbestände der Nr. 7 und 8 a.F., die auf die besondere Hilfebe-
dürftigkeit des Bewohner- bzw. Nutzerkreises eines Gebäudes abstellen, in Nr. 7 bis 10 ent-
sprechend der MBO neu geordnet. 
 
Aufgrund der neuen Nr. 7 sind in Zukunft erst Gebäude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke 
der Pflege oder Betreuung von Personen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung, deren 
Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist, Sonderbauten, wenn die Nutzungseinheiten einzeln für 
mehr als 6 Personen (Buchst. a) oder für Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind 
(Buchst. b), oder einen gemeinsamen Rettungsweg haben und für insgesamt mehr als 12 Perso-
nen bestimmt sind (Buchst. c). 
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Mit der Einführung der Schwellenwerte wird auf in der Praxis bestehende Probleme der Son-
derbauabgrenzung bei einzelnen Nutzungseinheiten, die der Unterbringung pflegebedürftiger 
bzw. behinderter Menschen dienen - sogenannte "Pflegewohngemeinschaften" -, reagiert. 
 
Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung sind dann gegeben, wenn sie einer 
solchen Nutzung gewidmet werden. Somit wird z.B. eine Wohnung, in der aufgrund eines Un-
falls pflegebedürftig gewordene Ehepartner weiter leben, nicht zum Sonderbau. Derartige Nut-
zungseinheiten werden auch nicht in die Additionsregelung des Buchst. c einbezogen. 
 
Die Tatbestandsmerkmale Pflegebedürftigkeit oder Behinderung weisen darauf hin, dass die 
Personen mindestens auf ambulante Pflege- oder Betreuungsdienstleistungen angewiesen sind. 
Die Beschränkung auf Personen, deren Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist, meint, dass 
eine entsprechende Beeinträchtigung vorliegen muss. Nutzungseinheiten für Minderjährige ohne 
eine sie in diesem Sinne einschränkende körperliche oder geistige Beeinträchtigung sind nicht 
nach Nr. 7 als Sonderbauten einzustufen. Nach Buchst. a werden Nutzungseinheiten ab 7 Per-
sonen mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung zu Sonderbauten, weil ab dieser Personenzahl 
ein Gefahrenpotenzial besteht, welches im Baugenehmigungsverfahren nach § 66 einer Einzel-
fallbeurteilung unterzogen werden muss. Bei Nutzungseinheiten mit bis zu sechs Personen liegt 
kein Sonderbau vor; bei der Aufnahme einer solchen Nutzung im Bestand ist auch keine Nut-
zungsänderung anzunehmen. 
 
Ein Sonderbau entsteht auch nur, wenn die Nutzungseinheiten einzeln den Schwellenwert (mehr 
als sechs Personen) erreichen. Dadurch soll zum Ausdruck gebracht werden, dass die Abgren-
zung der Nutzungseinheit von ihrer baulichen Unabhängigkeit bestimmt ist, nicht durch ihre 
Organisationsform. Das bedeutet beispielsweise, dass zwei baulich nicht unmittelbar verbundene 
Wohngemeinschaften mit jeweils sechs pflegebedürftigen oder betreuten Personen, auch im Fall 
ihrer organisatorischen Zusammengehörigkeit, zwei Nutzungseinheiten à sechs Personen blei-
ben. Die Sonderbauschwelle wird in diesem Fall nicht erreicht. 
 
Nach Buchst. b ist der Sonderbautatbestand immer erfüllt, wenn Einrichtungen oder Wohnun-
gen über den allgemeinen Zweck der Pflege oder Betreuung hinaus darauf ausgerichtet sind, 
dem besonderen Zweck zu dienen, Personen mit Intensivpflegebedarf aufzunehmen, z.B. Men-
schen mit apallischem Syndrom ("Wachkoma") oder mit Beatmungsbedarf. Eine Wohnung, in 
der aufgrund eines Unfalls pflegebedürftig gewordene Familienmitglieder weiterleben oder auf-
genommen werden, wird hiernach jedoch nicht zum Sonderbau. 
 
Nach Buchst. c ist der Sonderbautatbestand immer erfüllt, wenn 13 oder mehr Personen, die in 
Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen leben, deren Selbstret-
tungsfähigkeit eingeschränkt ist, einen gemeinsamen Rettungsweg haben. Hierbei sind nur die 
Personen anzurechnen, die gepflegt oder betreut werden. So sind insbesondere Pfleger und Be-
treuer nicht hinzuzurechnen. Sinn dieser Regelung ist, dass die Zahl der Personen, die sich im 
Gefahrenfall nicht selbst retten können, sondern auch auf die Hilfe der Einsatzkräfte der Feuer-
wehr angewiesen sind, begrenzt wird, soweit nicht im Baugenehmigungsverfahren die Geneh-
migungsfähigkeit der Nutzung festgestellt wird. 
 
Nach Nr. 8 sind Krankenhäuser separat als Sonderbau geregelt. 
 
Durch Nr. 9 werden sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen eine eigene Son-
derbau-Kategorie. Einrichtungen der Unterbringung weisen in der Regel eine bestimmte Orga-
nisationsstruktur auf, die unabhängig von dem Wechsel und der Anzahl der untergebrachten 
Personen und deren Aufenthaltsdauer ist. Die Unterbringung ist abzugrenzen vom Wohnen. 
Während das Wohnen durch eine auf Dauer angelegte selbstständige Haushaltsführung sowie 
die Freiwilligkeit des Aufenthalts gekennzeichnet ist, sind Merkmale der Unterbringung im Re-
gelfall der nur vorübergehende Unterbringungsbedarf sowie die gleichzeitige Betreuung, Auf-
sicht, Pflege oder Anleitung der untergebrachten Personen. 
 
Nr. 9 umfasst Fälle der Unterbringung, die mit Freiheitsentziehung oder freiheitsbeschränkenden 
Maßnahmen verbunden sind und nicht bereits unter die Nr. 7, 8 oder 13 a.F. fallen. Darüber hi-
naus können aber auch Jugendhilfeeinrichtungen oder Einrichtungen für Flüchtlinge, Asylsuchen-
de oder Obdachlose unter Nr. 9 fallen, sofern nicht eine Wohnnutzung anzunehmen ist. 
 
In Nr. 10 Buchst. a wird der Sonderbau-Tatbestand der Tageseinrichtungen für Kinder aus § 2 
Abs. 8 Nr. 8 a.F. aufgenommen und inhaltlich an die MBO angeglichen. Damit werden Tages-
einrichtungen für Kinder, bei denen die dem Aufenthalt von Kindern dienenden Räume aus-
schließlich erdgeschossig angeordnet sind, zukünftig als Sonderbauten eingestuft. Durch die 
vermehrte Betreuung von Kindern, die sich nicht selbst retten können (Inklusion, U3), hat die 
Gefährdungssituation auch bei erdgeschossigen Kindergärten zugenommen. Die Regelung, dass 
Räume, in denen bis zu zehn Kinder betreut werden, keine Sonderbauten sind, enthält gegen-
über der bisher geltenden Regelung eine Klarstellung und entspricht der MBO. 
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Weiterhin werden unter Buchst. b Tageseinrichtungen für Menschen, deren Selbstrettungsfä-
higkeit eingeschränkt ist, aufgenommen. Damit werden weitere Nutzungsarten erfasst, bei 
denen - vergleichbar mit Tageseinrichtungen für Kinder - stets mit einer größeren Anzahl von 
Personen zu rechnen ist, die hilfs-, betreuungs- oder erhöht schutzbedürftig sind. Bisher wurden 
diese Einrichtungen bereits von Nr. 7 a.F. erfasst oder aufgrund meist umfangreicher nutzungs-
spezifischer Abweichungen aufgrund des Auffangparagrafen Nr. 18 a.F. als Sonderbauten qua-
lifiziert. 
 
In Nr. 11 Buchst. b wird der klarstellende Klammerzusatz (Schlafplätze) bei Gastbetten hinzu-
gefügt. 
 
Nr. 13 a.F. entfällt, da die dort genannten Anlagen unter die neue Nr. 9 subsumiert werden 
können. In der Folge werden die nachstehenden Tatbestände in ihrer Nummerierung angepasst. 
 
Die Sonderbau-Kategorie der Fliegenden Bauten nach Nr. 14 wird dahin gehend eingeschränkt, 
dass Fliegende Bauten nunmehr nur dann einen Sonderbau darstellen, soweit sie einer Ausfüh-
rungsgenehmigung bedürfen. 
 
Der MBO entsprechend wird der Sonderbau in Form von Hochregalanlagen nun dahin gehend 
präzisiert, dass nach Nr. 17 erst ein Regallager mit einer Oberkante Lagerguthöhe von mehr als 
7,50 m einen Sonderbau darstellt. Die bisherige Einschränkung "ausgenommen in selbst tragenden 
Gebäuden" entfällt. Von Hochregallagern geht generell eine besondere Gefahr aus, welche im Re-
gelfall nur durch besondere anlagentechnische Brandschutzmaßnahmen beherrschbar sind. Deshalb 
werden Hochregallager auch in selbsttragenden Gebäuden, generell zu Sonderbauten erklärt. 
 
Nach Nr. 17 a.F. galten bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang mit oder Lagerung 
von Stoffen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr verbunden ist, als Sonderbauten. Diese 
Kategorie ist - abweichend von der MBO - entfallen, da eine solche Anlage eine Genehmigung 
nach dem BImSchG erfordert und keine Notwendigkeit zusätzlicher bauordnungsrechtlicher An-
forderungen besteht. 
 
Zu Abs. 12 
Abs. 11 Satz 1 a.F., in dem Feuerungsanlagen definiert wurden, ist entfallen. Die Legaldefini-
tion zu Feuerstätten (zuvor enthalten in Abs. 11 Satz 2 a.F.) ist in Abs. 12 leicht abgewandelt 
nun identisch zu § 2 Abs. 8 MBO. Damit ist das Kriterium der selbstständigen baulichen Anlage 
entfallen. Verbrennungsmotoren sind nicht mehr explizit ausgenommen. 
 
Zu Abs. 13 
Die Definition von Bauprodukten in Abs. 13 wird an die Regelung der MBO angepasst. Diese 
verweist auf die BauPVO. Zur Klarstellung und zur Vereinheitlichung mit der BauPVO - Art. 2 
Nr. 1 und 2 - wird der Begriff "Bausatz" hinzugefügt. Ein "Bausatz" ist ein Bauprodukt, das 
von einem einzigen Hersteller als Satz von mindestens zwei getrennten Komponenten, die zu-
sammengefügt werden müssen, um in das Bauwerk eingefügt zu werden, in Verkehr gebracht 
wird. Die Ergänzung erfolgt aus Gründen der Vollständigkeit, da nach Art. 2 Nr. 1 BauPVO 
auch ein Bausatz ein Bauprodukt ist. 
 
Zu § 3 
§ 3 Satz 1 wird mit Blick auf die Definition des Begriffs "Anlage" in § 2 Abs. 1 redaktionell 
angepasst. Weiterhin werden in Satz 2 nunmehr klarstellend die in Anhang I der BauPVO ent-
haltenen Grundanforderungen in Bezug genommen. Die Verwendung des Wortes "dabei" zeigt 
an, dass die nationalen Schutzziele die Grundanforderungen mit umfassen, sie in der Verwal-
tungsvorschrift nach § 90 konkretisiert werden und sie damit erfolgreich in der europäischen 
Normung eingebracht werden können. 
 
Mit Satz 3 wird geregelt, dass die allgemeinen Anforderungen auch bei Beseitigung der Anlage 
sowie der Nutzungsänderung zu berücksichtigen sind; dies entspricht dem bisherigen Abs. 4. 
 
Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden gestrichen, da die Regelungen nun in anderen Vorschriften 
integriert sind: Die Inhalte von Abs. 2 finden sich nun in § 18. Der Regelungsinhalt des Abs. 3 
zu den Technischen Baubestimmungen findet sich nun in § 90 Abs. 1. 
 
 
Zum zweiten Teil 
 
Der zweite Teil enthält wie bisher Regelungen zum Grundstück und seiner Bebauung. 
 
Zu § 4 
Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 entsprechen inhaltlich der bisher geltenden Regelung. Aus sprachli-
chen Gründen wird in Abs. 1 der Satz 1 a.F. in zwei Sätze geteilt. 
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In Abs. 2 Satz 2 wird die Bezugnahme auf die Energieeinsparverordnung gestrichen. Die pri-
vatrechtlichen Voraussetzungen, unter denen eine Inanspruchnahme eines Nachbargrundstücks 
zur Anbringung von Wärmedämmungen an bestehenden Gebäuden zur Verbesserung der Ener-
gieeffizienz möglich ist, ergibt sich aus § 10a des Hessischen Nachbarrechtsgesetzes 
(HNachbG). Hiernach ist eine Voraussetzung, dass es sich bei den übergreifenden Bauteilen um 
eine Wärmedämmung handelt, die über die Bauteilanforderungen der Energieeinsparverordnung 
(EnEV) für bestehende Gebäude nicht hinausgeht (§ 10a Abs. 1 Nr. 1 HNachbG). Ein Verweis 
auf die EnEV in § 4 Abs. 2 Satz 2 ist als bloße Wiederholung somit überflüssig. Der neue Satz 
4 entspricht § 6 Abs. 6 Satz 4 a.F. und wird aus systematischen Gründen in diesen Absatz ver-
schoben.  
 
Zu § 5 
§ 5 wird inhaltlich unverändert übernommen. Aus sprachlichen Gründen sind aus Satz 1 die 
Sätze 1 und 2 geworden. Satz 3 entspricht Satz 2 a.F. 
 
Zu § 6  
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 ist ohne wesentliche Änderungen aus § 6 Abs. 1 a.F. übernommen. Die Wörter "sowie 
von Anlagen und Einrichtungen nach Abs. 8" werden aus Satz 1 gestrichen, weil sie mit Blick 
auf Abs. 8 eine unnötige Doppelregelung darstellen. 
 
Zu Abs. 2 
In Abs. 2 Satz 2 ist die Regelung des § 7 Abs. 1 a.F. wegen des Sachzusammenhangs in Nr. 2 
aufgenommen. Der bisherige § 6 Abs. 2 Satz 2 ist die neue Nr. 1. Die grundsätzlichen Anfor-
derungen an die Lage der Abstandsflächen sind somit in einer Regelung zusammengefasst. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 wird mit Blick auf die Definition des Begriffs "Anlage" in § 2 Abs. 1 neu 
redaktionell angepasst. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 Satz 3 a.F. wird aus sprachlichen Gründen in zwei Sätze gefasst. Die nachfolgenden 
Sätze werden entsprechend angepasst. 
 
Zu Abs. 5 
Nach Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 gilt eine Tiefe der Abstandsfläche von 0,2 H nun auch für Wind-
kraftanlagen im Außenbereich. Gegenüber dem Innenbereich verbleibt es bei dem erforderli-
chen Abstand von 0,4 H. "An den Grenzen zu Gebieten anderer Nutzung" erfasst beide Alterna-
tiven. 
 
Zu Abs. 6 
In Abs. 6 wird entsprechend § 6 Abs. 6 Nr. 3 MBO Satz 3 neu eingefügt. Damit wird hinsicht-
lich der Seiten von Vorbauten eine eindeutige Aussage getroffen, dass diese nicht abstandsflä-
chenrelevant sind. Bisher wurde zum Teil die Auffassung vertreten, dass gegenüber der Grenz-
wand rückspringende Dachaufbauten die nach dem Prinzip der gestaffelten Wände berechneten 
Abstandsflächen einhalten mussten. Der Begriff "Seiten" umfasst sowohl Seitenwände als auch 
Seitenteile. 
 
Im neuen Satz 4 wird unter der Nr. 1 der Anbau von Aufzügen an bei Inkrafttreten des Geset-
zes bestehenden Gebäuden zugelassen. Sie werden damit entsprechend der in Satz 1 geregelten 
untergeordneten Bauteile behandelt. Das gegenüber diesen Bauteilen erhöhte Maß von 1,70 m 
ergibt sich aus den für Aufzüge erforderlichen Mindestabmessungen. Bei einem geringeren Maß 
wäre ein Aufzug nicht ohne Eingriff in tragende Teile eines Gebäudes anzubauen. Mit der Zu-
lassung von Aufzügen in der Abstandsfläche von bestehenden Gebäuden wird generell das bar-
rierefreie Bauen erleichtert und der demografischen Entwicklung Rechnung getragen. Die Ein-
haltung des Mindestabstandes von 2 m wird die Beeinträchtigung für die Nachbarschaft in 
einem vertretbaren Rahmen gehalten. Bei Neubauten sind Aufzüge innerhalb der Abstandsflä-
chen nicht zulässig. 
 
In Satz 4 Nr. 2 wird die bisher in § 6 Abs. 6 Satz 3 enthaltene Regelung betreffend die Ab-
standsflächen für die Außenwand- und Dachdämmungen übernommen. Der Bezug auf die Ener-
gieeinsparverordnung entfällt. Stattdessen wird die Tiefe des zulässigen Hineinragens in die Ab-
standsflächen auf 0,25 m begrenzt. Aus der Energieeinsparverordnung ergibt sich nicht unmit-
telbar die Stärke der Dämmung. Hier kommt es bei Beeinträchtigungen insbesondere auf die ab-
solute Stärke der Dämmung an, weswegen stattdessen ein absoluter Maximalwert festgelegt 
wird. Hierdurch wird der Vollzug der Regelung erleichtert. 
 
Der bisherige Satz 4 wird aus systematischen Gründen als neuer Satz 4 dem § 4 Abs. 2 angefügt.  
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Zu Abs. 8 
Abs. 8 Satz 1 wird mit Blick auf die Definition des Begriffs "Anlage" in § 2 Abs. 1 redaktio-
nell angepasst. 
 
In Satz 2 werden Außentreppen als neue Nr. 3 eingefügt. 
 
Mit der Ergänzung in Nr. 4 wird nun klargestellt, dass von Rampen zur barrierefreien Erreich-
barkeit, die nicht mehr als 1 m über der Geländeoberfläche angeordnet oder einschließlich ihrer 
Umwehrung nicht mehr als 2 m hoch sind, keine Wirkungen wie von Gebäuden ausgehen. 
 
In Nr. 5 werden in Angleichung an die anderen Nummern die Wörter "nicht überdachten" ge-
strichen. Damit ist jedoch keine Rechtänderung verbunden, da Abs. 8 nur für solche Anlagen 
gilt, die keine Gebäude sind. Ein Freisitz mit einer Überdachung wäre als Gebäude im Sinne 
der HBO zu qualifiziert und damit nicht mehr dem Anwendungsbereich des Abs. 8 unterworfen. 
 
Die neue Nr. 6 übernimmt die Regelung für Terrassen aus der bisherigen Nr. 4. In Anglei-
chung an die neue Nr. 4 wird das Wort "Brüstung" durch den übergeordneten Begriff der Um-
wehrung ersetzt. 
 
Zu Abs. 9 
Abs. 9 Nr. 1 wird durch die Angabe "Kleingaragen" ergänzt und nimmt dadurch Bezug auf die 
Garagenverordnung. 
 
In Nr. 2 wird das Adjektiv "untergeordnete" Gebäude eingefügt. Ein erdgeschossiges Gebäude 
kann beliebig hoch sein, weswegen nun klarstellend und wie in Abs. 10 Nr. 3 und Nr. 4 auf den 
Begriff "untergeordnet" abgestellt wird.  
 
In Nr. 3 (gebäudeunabhängige Solaranlagen) werden zur Klarstellung für die Berechnung der 
Höhe der Bezug "über der Geländeoberfläche" aufgenommen und in Angleichung an Abs. 10 
Satz 1 Nr. 10 die Wörter "mit einer mittleren Höhe" ergänzt. 
 
Zu Abs. 10  
Abs. 10 Satz 1 wird zur Verbesserung der Flexibilität und zur Vermeidung von Schmutzecken 
durch die Angabe "oder mit einem Mindestabstand von 1 m" ergänzt. Bedingt durch diese Er-
gänzung wird das Wort "Nachbargrenzen" entsprechend verschoben. 
 
In der Einleitung des Abs. 10 Satz 1 wird die Alternative "oder an aneinanderstoßenden" Nach-
bargrenzen gestrichen. Auch die enumerative Aufzählung in Nr. 1 bis 4 entfällt. Die Zulässigkeit 
dieser baulichen Anlagen an der Nachbargrenze wird damit erleichtert. Mit der Änderung wird 
ermöglicht, dass z.B. an zwei Nachbargrenzen jeweils eine Garage errichtet werden kann. Die 
Bauherrschaft kann aus dem Katalog der an den Nachbargrenzen zulässigen baulichen Anlagen 
frei wählen. Der Umfang der an der Nachbargrenze zulässigen Bebauung ist hinreichend begrenzt, 
nämlich durch die maximal zulässige Inanspruchnahme der Länge von Nachbargrenzen (Satz 2) 
und durch die maximal zulässige Wandfläche jeweils an jeder Nachbargrenze (Satz 3).  
 
Bei den Solaranlagen als Ausnahmen zu dem Abstandsflächenerfordernis nach Abs. 10 Satz 1 
wird nun unterschieden zwischen Solaranlagen auf Gebäuden und Gebäudeteilen (Nr. 9) und 
gebäudeunabhängigen Solaranlagen (Nr. 10). Die Nr. 10 wird zusätzlich an die Änderung in 
Abs. 9 Nr. 3 angepasst. 
 
Zu Abs. 11 
In Abs. 11 wird ein weiteres Kriterium für den Vorrang vor den Abstandsflächen nach § 6 ein-
gefügt: "für das Gebot des Einfügens nach § 34 Abs. 1 Satz 1 des Baugesetzbuches notwendige 
geringere Abstände". Geringere Abstände sind hiernach nicht schon möglich, wenn sich das 
Gebäude nach § 34 des Baugesetzbuches einfügt. Erforderlich ist vielmehr, dass gerade die 
Einhaltung des geringeren Abstandes erst zum Einfügen in den Bestand führt. Damit wird die 
Erhaltung eines gewachsenen Stadtbildes erleichtert. Nach bisher geltendem Recht mussten hier-
für Abweichungen erteilt werden, mit dem Risiko, dass sich die Nachbarschaft gegen die Ver-
ringerung der Abstände gerichtlich durchsetzt. Sprachlich wird Abs. 11 zudem überarbeitet. 
 
Zu Abs. 12 
Der neu aufgenommene Abs. 12 erleichtert Änderungen und Nutzungsänderungen bestehender 
Gebäude, die die nach geltendem Recht einzuhaltenden Abstandsflächen nicht einhalten. Damit 
wird eine sinnvolle Nutzung bestehender Bausubstanz ermöglicht. 
 
Bauliche Änderungen innerhalb bestehender Gebäude und Nutzungsänderungen sind nach Satz 
1 Nr. 1 und 3 ohne Einschränkung zulässig, sie tangieren die Abstandsfläche nicht. 
 
Der Vorbehalt eines bestehenden Abstandes von 2,50 m in Nr. 2 trägt dem Brandschutz Rech-
nung. Ist der Abstand von 2,50 m eingehalten, ist die äußere bauliche Änderung zulässig. 
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Darüber hinausgehende Änderungen oder Nutzungsänderungen grenzständischer Gebäude, wie 
zum Beispiel Scheunen, bedürfen einer Abweichungsentscheidung nach Satz 2. Die besondere 
Erwähnung der Abweichung verdeutlicht das besondere Interesse an der Erhaltung und Weiter-
nutzung bestehender Bausubstanz. 
 
Satz 3 stellt klar, dass Abs. 12 nicht für nach Abs. 10 privilegierte Grenzbebauung gilt. 
 
Die wegen des Brandschutzes bestehenden Bauteilanforderungen, insbesondere § 33, bleiben 
unberührt. 
 
Zu § 7  
Der bisherige Abs. 1 wird aufgrund des Zusammenhangs in § 6 Abs. 2 Satz 2 aufgenommen. 
Der bisherige Abs. 2 wird unverändert als Satz 1 und 2 übernommen. 
 
Zu § 8  
§ 8 entspricht der bisherigen Regelung, mit Ausnahme des neu eingefügten Abs. 2 Satz 3. Die 
Anforderung an die schwellenlose Erreichbarkeit des Spielplatzes auf dem Baugrundstück er-
leichtert und gewährt einen gefahrloseren Zugang, insbesondere für in ihrer Mobilität einge-
schränkte Personen. 
 
Zum dritten Teil  
Der dritte Teil regelt die baulichen Anlagen. 
 
Zum ersten Abschnitt (§§ 9, 10) 
Der erste Abschnitt umfasst nur noch zwei Paragrafen: § 9 (Gestaltung) und den neu eingefüg-
ten § 10 (Anlagen der Außenwerbung, Warenautomaten). Entsprechend ist die Überschrift ge-
ändert und lautet nun "Gestaltung, Außenwerbung". 
 
Zu § 9 
Die bisher auf zwei Absätze aufgeteilte Regelung wird entsprechend der MBO in einem Absatz 
zusammengefasst. Satz 2 ist ohne inhaltliche Änderung gegenüber dem bisherigen Abs. 2 kür-
zer gefasst. 
 
Zu § 10 
Wie in der MBO werden Werbeanlagen in einem selbstständigen Paragrafen geregelt, um die 
Paragrafenfolge der HBO an die der MBO anzugleichen. Die bisherigen Regelungen zu Werbe-
anlagen in § 1 Abs. 2 Nr. 8 und § 2 Abs. 1 Satz 3 werden inhaltlich in § 10 übernommen. An-
ders als bei der MBO wird aber auf Detailregelungen verzichtet. Es bleibt vielmehr bei der Re-
gelung, dass Werbeanlagen als bauliche Anlagen gelten. Dies hat sich im Vollzug bewährt. 
 
Zum zweiten Abschnitt (§§ 11 bis 17) 
Der zweite Abschnitt enthält allgemeine Anforderungen an die Bauausführung. 
 
Zu § 11 
§ 11 entspricht § 10 a.F. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 wird mit Blick auf die Definition des Begriffs "Anlage" in § 2 Abs. 1 redaktionell angepasst. 
 
Zu Abs. 2 
In Abs. 2 wird der Bezug auf eine Freistellung von der Baugenehmigungspflicht durch Verord-
nung gestrichen. Im bisherigen Vollzug hat sich kein Bedarf für diese Regelung ergeben. 
 
Zu § 12 
§ 12 entspricht § 11 a.F. und ist in Abs. 1 und 2 mit Blick auf die Definition des Begriffs "An-
lage" in § 2 Abs. 1 redaktionell angepasst. 
 
Zu § 13 
§ 13 entspricht § 12 a.F.; ohne inhaltliche Änderung wird der Wortlaut an den der MBO angepasst. 
 
Zu § 14 
§ 14 entspricht § 13 Abs. 1 a.F. Die Baustoff- und Bauteilanforderungen werden in Abkehr von 
der Tabelle in Anlage 1 zu § 13 a.F. systematisch an die der MBO angeglichen und als Rege-
lungen direkt in die HBO integriert. Bisher wurden im Hinblick auf eine leichtere Lesbarkeit die 
Brandschutzanforderungen an die Bauteile in der HBO (anders als in der MBO) in einer Tabelle 
unter Verwendung des nationalen Klassifizierungssystems zusammengefasst. Die tabellarische 
Darstellung hatte für die Praxisanwendung große Vorteile, ist aber im Hinblick auf die sukzes-
sive europäische Klassifizierung von Bauprodukten nicht zukunftsfähig. Den europäischen Vor-
gaben Rechnung tragend, werden daher die Bauteilanforderungen nun systemneutral anhand der 
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bauaufsichtlichen Begriffe der MBO beschrieben. Deren inhaltliche Definition erfolgt in Zu-
kunft bauwerksbezogen in der durch die Länder neu erarbeiteten "Verwaltungsvorschrift Tech-
nische Baubestimmungen". Dort erfolgt in Zukunft auch die Zuordnung nach nationalem bzw. 
europäischem Klassifizierungssystem. Wobei keine allgemeine "Übersetzung" nationaler in 
europäische Klassen möglich ist. Die Zuordnung erfolgt bauteilbezogen und erfordert jeweils 
eine entsprechende europäische Bauproduktennorm. 
 
Daher würde eine zusätzlich zu den nun im Textteil festgelegten Anforderungen bereitgestellte 
Tabelle der nationalen Klassifizierungen zu Unschärfen führen. Zudem wäre dies nicht zielfüh-
rend, da die nationalen Klassen zunehmend an Bedeutung verlieren. 
 
Zu Abs. 1 
Der Wortlaut des Abs. 1 wird aufgrund der Definition des Begriffs "Anlage" in § 2 Abs. 1 re-
daktionell angepasst. Durch den eingefügten Klammerzusatz wird verdeutlicht, dass die Vor-
schrift die Legaldefinition der "Brandausbreitung" enthält. 
 
Zu Abs. 2  
Die Abs. 2 bis 4 des § 13 a.F. sind gestrichen. Der Regelungsinhalt findet sich nun unmittelbar 
in den jeweils einschlägigen Abschnitten (§ 29: "Allgemeine Anforderungen an das Brandver-
halten von Baustoffen und Bauteilen" in dem vierten Abschnitt "Brandverhalten von Baustoffen 
und Bauteilen, Wände, Decken und Dächer", § 36 "Erster und zweiter Rettungsweg" in dem 
fünften Abschnitt "Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen", § 49 "Blitzschutzanlagen" in 
dem sechsten Abschnitt "Technische Gebäudeausrüstung"). Abs. 5 a.F. wird der neue Abs. 2. 
 
In Satz 1 wird einleitend das der Rauchwarnmelderpflicht zugrunde liegende bauordnungsrecht-
liche Schutzziel vorangestellt. Es wird nunmehr klargestellt, dass Rauchwarnmelder ausschließ-
lich dem Schutz von in der Nutzungseinheit schlafenden Personen dienen. Rauchwarnmelder 
sind demnach nicht dazu bestimmt und auch nicht geeignet, Menschen in anderen Nutzungsein-
heiten zu warnen oder eine frühzeitige Alarmierung der Feuerwehr sicherzustellen. 
 
Ergänzend zu der bisher geregelten Ausstattungspflicht, die als Nr. 1 aufrechterhalten wird, 
wird in Nr. 2 neu die Rauchwarnmelderpflicht auch auf andere Nutzungseinheiten, in denen 
Menschen bestimmungsgemäß schlafen, ausgedehnt. So mussten bisher z.B. Schlafräume in 
Kindertagesstätten, Gästezimmer in Hotels und Pensionen oder Schlafräume in Unterkünften für 
Flüchtlinge, die keine Sonderbauten sind, nicht mit Rauchwarnmeldern ausgestattet werden. Die 
bisher in Abs. 5 Satz 3 (alt) enthaltene Übergangsregelung für die Ausstattungspflicht bestehen-
der Gebäude hat sich durch Zeitablauf erledigt. In Satz 3 wird stattdessen der Regelungsgegen-
stand des ehemaligen Satzes 4 aufgenommen und mit Blick auf die Neuregelung in Satz 1 Nr. 2 
erweitert. In Satz 4 findet sich die Übergangsregelung für die Ausstattungspflicht für bestehen-
de Nutzungseinheiten nach Satz 1 Nr. 2. 
 
Zu § 15 
§ 15 entspricht § 14 a.F. und ist in der Überschrift nur geringfügig redaktionell verändert. 
 
In Abs. 2 und 3 werden die Wörter "unzumutbare Nachteile" entsprechend der MBO gestri-
chen. Die Schwelle der unzumutbaren Belästigungen ist ausreichend: Belästigungen werden als 
Störungen des körperlichen Wohlbefindens oder sonstige Unannehmlichkeiten definiert, Nach-
teile als objektive Beeinträchtigungen, die noch keinen Schaden darstellen. 
 
Zu § 16 
§ 16 entspricht § 15 a.F. und ist nur in Abs. 2 redaktionell leicht verändert mit Blick auf die 
Definition des Begriffs "Anlage" in § 2 Abs. 1. 
 
Zu § 16 a.F. 
§ 16 a.F. mit der Überschrift "Bauprodukte" wird gestrichen. Die Anforderungen an die Bau-
produkte finden sich nun im dritten Abschnitt in den §§ 18 bis 20. 
 
Zu § 17 
Die Bestimmungen zu den Bauarten werden aus § 3 Abs. 2 sowie dem dritten Abschnitt, der im 
Wesentlichen Regelungen zu den Bauprodukten enthält, in den zweiten Abschnitt verschoben. 
Dieser regelt allgemeine Anforderungen an die Bauausführung. Da es sich bei den Bauarten um 
Regelungen für die Ausführung des Baus, nämlich für die Tätigkeit des Zusammenfügens von 
Bauprodukten, handelt und nicht um Anforderungen an Bauprodukte, sollten sie zur Wahrung 
des Sachzusammenhangs im zweiten Abschnitt verortet sein. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 enthält die grundsätzliche Bestimmung für die Anwendbarkeit von Bauarten, die früher 
in § 3 Abs. 2 enthalten war. Bauarten, die Technischen Baubestimmungen nach § 90 Abs. 2 Nr. 
2 entsprechen oder für die allgemeine Regeln der Technik existieren, können ohne eine weitere 
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behördliche Genehmigung angewendet werden, und zwar auch dann, wenn sie von diesen nicht 
wesentlich abweichen. 
 
Zu Abs. 2 
Bauarten, die von den Technischen Baubestimmungen nach § 90 Abs. 2 Nr. 2 oder Nr. 3 
Buchst. a wesentlich abweichen oder für die allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht 
existieren, bedürfen nach Abs. 2 Satz 1 einer Bauartgenehmigung. Der Begriff "Genehmigung" 
verdeutlicht den Sachzusammenhang mit der Ausführung der baulichen Anlage. Die Bauartge-
nehmigung gibt es als allgemeine (Nr. 1) und vorhabenbezogene (Nr. 2). Hinsichtlich des Ver-
fahrens zur Erteilung der Bauartgenehmigung wird in Satz 2 auf die Regelungen in § 21 Abs. 2 
bis 7 (allgemeine bauaufsichtliche Zulassung) verwiesen, die entsprechend anzuwenden sind. 
 
Zu Abs. 3 
Nach Abs. 3 genügt in bestimmten Fällen anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung ein 
allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten; die entsprechenden Bauarten werden in 
der Verwaltungsvorschrift nach § 90 bekanntgemacht. Hinsichtlich des Verfahrens wird auf 
§ 22 Abs. 2 verwiesen, der entsprechend anzuwenden ist. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 enthält den früheren § 20 Abs. 1 Satz 5. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 sieht vor, dass Bauarten einer Übereinstimmungsbestätigung bedürfen. Hinsichtlich des 
Verfahrens ist § 24 Abs. 2 entsprechend anzuwenden. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 übernimmt die Regelung aus § 16 Abs. 5 a.F., die sich auf Bauprodukte bezog, für die 
Bauarten und erlaubt so, für alle Bauarten bestimmte Zusatzanforderungen bezüglich der Quali-
fikation der Anwender in der Bauartgenehmigung oder einer Rechtsverordnung festzulegen. 
 
Zu Abs. 7 
Abs. 7 übernimmt die Regelung aus § 16 Abs. 6 a.F. zu Bauprodukten für Bauarten. 
 
Zum dritten Abschnitt (§§ 18 bis 28) 
Der dritte Abschnitt enthält die Vorschriften zu Bauprodukten. Aufgrund des Urteils des Ge-
richtshofs der Europäischen Union (EuGH) vom 16.10.2014 (Rs. C-100/13) besteht Anpas-
sungsbedarf an das europäische Bauproduktenrecht. 
 
Zu § 18 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 enthält die bislang in § 3 Abs. 2 enthaltene grundlegende Vorschrift für die Verwendung 
von Bauprodukten. Sie ist hier, als einleitende Vorschrift des Abschnittes zu den Bauprodukten, 
systematisch sinnvoller verortet. 
 
Bauprodukte, die die Anforderungen des § 18 erfüllen, dürfen verwendet werden, soweit die 
Vorschriften der §§ 19 ff. und des § 90 nicht weitere Anforderungen stellen. 
 
So müssen Bauprodukte, für die es Technische Baubestimmungen nach § 90 Abs. 2 Nr. 3 gibt 
und die mit diesen übereinstimmen oder von diesen nicht wesentlich abweichen, aufgrund von 
§ 90 Abs. 1 Satz 2 ("Die Technischen Baubestimmungen sind zu beachten.") mit den besagten 
Technischen Baubestimmungen übereinstimmen; außerdem bedürfen sie der Übereinstim-
mungsbestätigung (§ 24). 
 
CE-gekennzeichnete Bauprodukte dürfen nach Maßgabe des § 19 verwendet werden. 
 
Die in § 20 Abs. 1 genannten Produktgruppen bedürfen eines Verwendbarkeitsnachweises. 
 
Hingegen dürfen Bauprodukte, für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt, die jedoch 
nicht als Technische Baubestimmungen bekanntgemacht worden sind, unmittelbar auf Grundlage 
von § 18 verwendet werden, d.h. ohne Verwendbarkeitsnachweis und ohne Übereinstimmungsbe-
stätigung, gleichgültig, ob sie diesen Regeln entsprechen oder von ihnen abweichen (§ 20 Abs. 2 
Nr. 1; dies sind die ehemals als "sonstige" bezeichneten Bauprodukte). Dies gilt auch dann, wenn 
sie von Bedeutung für die Erfüllung der Anforderungen aus § 3 sind. In einem solchen Fall kann es 
nämlich sein, dass die Erfüllung der Anforderungen bereits durch ein anderes Regelsetzungs- und 
Zertifizierungssystem abgedeckt ist und deshalb bewusst auf die Bekanntmachung der allgemein an-
erkannten Regel der Technik als Technische Baubestimmung verzichtet wird. 
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Ebenso dürfen in unmittelbarer Anwendung von § 18 Bauprodukte verwendet werden, für die es 
zwar keine Technische Baubestimmung oder allgemein anerkannte Regel der Technik gibt, die 
aber auch nicht für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 von Bedeutung sind. 
 
Wird gegen § 18 verstoßen, so kann die Bauaufsichtsbehörde aufgrund von § 81 Abs. 1 Satz 1 
einschreiten, wobei aus Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten auf dieser Grundlage auch mildere 
Mittel als die Einstellung der Arbeiten eingesetzt werden können, also z.B. die Untersagung der 
Verwendung von Bauprodukten im konkreten Fall. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 regelt die Anerkennung von Bauprodukten, die den Vorschriften anderer Mitgliedstaaten 
des EWR entsprechen. 
 
Zu § 19 
§ 19 regelt die Voraussetzungen für die Verwendung von Bauprodukten, die die CE-
Kennzeichnung tragen. Dabei ist Satz 1 eng an die Formulierung des Art. 8 Abs. 4 BauPVO 
angelehnt. Er stellt das rechtliche Scharnier zwischen den erklärten Leistungen eines Produkts 
und den spezifischen Anforderungen, die sich für einen bestimmten Verwendungszweck bau-
werksseitig ergeben, dar. Die bauwerksseitigen Anforderungen ergeben sich aus dem Gesetz 
und den aufgrund des Gesetzes erlassenen Vorschriften, z.B. aus den Sonderbauvorschriften 
und den Technischen Baubestimmungen. 
 
Die HBO macht sich dabei den Ansatz der BauPVO zu eigen, nach dem die CE-Kennzeichnung 
nicht die Brauchbarkeit des Bauprodukts oder seine Übereinstimmung mit den Vorgaben der 
harmonisierten technischen Spezifikation belegt, sondern lediglich die nach den Vorgaben der 
harmonisierten technischen Spezifikation festgestellte Konformität des Bauprodukts mit der er-
klärten Leistung. Aus der Regelung ergibt sich, dass das Bauprodukt verwendet werden darf, 
wenn die erklärten Leistungen den Anforderungen entsprechen. Dabei müssen alle Leistungen 
erklärt sein, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Anforderungen, und zwar alle durch 
und aufgrund der HBO gestellten bauwerksseitigen Anforderungen, erfüllt sind. 
 
Es ist Aufgabe der am Bau Beteiligten, sicherzustellen, dass die für ein Bauprodukt erklärten 
Leistungen ausreichend sind, um die Anforderungen zu erfüllen, die sich für die Bauprodukte 
aus den Bauwerksanforderungen ergeben. Erreichen die erklärten Leistungen nicht (alle) das 
Anforderungsniveau, weichen die Randbedingungen, unter denen die Bauprodukte verwendet 
werden, von den in der harmonisierten technischen Spezifikation vorgesehenen Randbedingun-
gen ab oder sind zu bestimmten Merkmalen, die sich im konkreten Verwendungszusammenhang 
auf die Erfüllung der Anforderungen auswirken, keine Leistungen ausgewiesen, so müssen die 
am Bau Beteiligten entscheiden, ob die Defizite so gering sind, dass von der Erfüllung der 
Bauwerksanforderungen trotzdem ausgegangen werden kann; in diesem Fall kann das Baupro-
dukt trotzdem verwendet werden, dies entspricht der nicht wesentlichen Abweichung für Bau-
produkte, die nicht in den Anwendungsbereich des § 19 fallen. 
 
Der Leistungserklärung kann eine harmonisierte europäische Norm (hEN) oder eine Europäische 
Technische Bewertung (ETA) zugrunde liegen. Insbesondere kann der Hersteller bei Produkten, 
die in den Anwendungsbereich einer hEN fallen, dann eine ETA beantragen, wenn die hEN es 
ihm nicht ermöglicht, die Leistungen so zu erklären, dass beurteilt werden kann, ob sie den Bau-
werksanforderungen entsprechen (Art. 19 BauPVO); er ist hierzu aber nicht verpflichtet. 
 
Liegt im Hinblick auf die zu erfüllenden Bauwerksanforderungen keine ausreichende Leistungs-
erklärung vor, kann das Bauprodukt nicht aufgrund von § 19 verwendet werden. Aus Satz 2 er-
gibt sich, welche Vorschriften aus europarechtlichen Gesichtspunkten, wie sie sich insbesondere 
aus dem Urteil des EuGH in der Rechtssache C-100/13 ergeben, für Bauprodukte, die eine CE-
Kennzeichnung aufgrund der BauPVO tragen, unangewendet bleiben müssen. Insbesondere dür-
fen für solche Produkte keine Verwendbarkeitsnachweise und Übereinstimmungsbestätigungen 
gefordert werden. 
 
Vielmehr muss die Bauaufsichtsbehörde im Einzelfall unter Berücksichtigung der materiellen 
Anforderungen des § 19 entscheiden, ob ggf. eine ordnungsbehördliche Maßnahme (z.B. Ein-
stellung von Arbeiten) erforderlich ist. 
 
Zu § 20 
§ 20 ersetzt die Vorschrift des § 16 a.F. zu den Bauprodukten, regelt jedoch nicht mehr positiv 
und abschließend, welche Bauprodukte verwendet werden dürfen (siehe hierzu oben § 18), son-
dern nur noch die Fälle, in denen ein Verwendbarkeitsnachweis erforderlich ist. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 wird geregelt, in welchen Fällen die in den §§ 21 - 23 aufgeführten Verwendbarkeits-
nachweise (allgemeine bauaufsichtliche Zulassung, allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis, 
Zustimmung im Einzelfall) erforderlich sind. Deshalb entfällt Abs. 3 des § 16 (alt). Die Vor-
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schrift des § 90 Abs. 1 enthält die Ermächtigung, im Rahmen einer Verwaltungsvorschrift, 
durch Technische Baubestimmungen die Anforderungen an das Bauwerk zu konkretisieren. 
Nach Nr. 1 ist ein Verwendbarkeitsnachweis erforderlich, wenn es keine Technische Baube-
stimmung (§ 90 Abs. 2 Nr. 3) und keine allgemein anerkannte Regel der Technik gibt. Nach 
Nr. 2 ist ein Verwendbarkeitsnachweis auch dann erforderlich, wenn von einer der auf der 
Grundlage von § 90 Abs. 2 Nr. 3 bekannt gemachten Technischen Baubestimmung wesentlich 
abgewichen wird. Nr. 3 entspricht in Verbindung mit § 89 Abs. 9 dem alten § 16 Abs. 4. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 enthält zwei Ausnahmen zu den in Abs. 1 geregelten Fällen. Abs. 2 Nr. 1 stellt klar, 
dass ein Verwendbarkeitsnachweis nicht erforderlich ist, wenn eine allgemein anerkannte Regel 
der Technik existiert, auch wenn das Bauprodukt von dieser abweicht. Dann kann das Baupro-
dukt aufgrund von § 18 verwendet werden. Nach Nr. 2 sind allgemein Verwendbarkeitsnach-
weise nicht erforderlich für Bauprodukte, die nur eine untergeordnete Bedeutung für die Erfül-
lung der Anforderungen dieses oder aufgrund dieses Gesetzes haben. 
 
Zu Abs. 3 
In der nach Abs. 3 vorgesehenen Liste können die Bauprodukte aufgeführt werden, für die es 
weder Technische Baubestimmungen noch allgemein anerkannte Regeln der Technik gibt und 
die für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 nicht von Bedeutung sind (bisher Liste C). 
Außerdem können Bauprodukte in diese Liste aufgenommen werden, die für die Erfüllung der 
Anforderungen nach § 3 von Bedeutung sind, für die es allgemein anerkannte Regeln der Tech-
nik gibt (auch wenn sie von diesen ggf. abweichen) und die ausreichend durch andere Zertifizie-
rungs-/Zulassungssysteme abgedeckt sind (bisher "sonstige Bauprodukte"). Die Liste soll den 
am Bau Beteiligten zur Klarstellung dienen. 
 
Zu § 21 
§ 21 entspricht § 17 a.F. In Abs. 1 wird konkretisierend auf § 20 Abs. 1 Bezug genommen, aus 
dem hervorgeht, unter welchen Voraussetzungen ein Verwendbarkeitsnachweis erforderlich ist. 
Die Verweisungen sind angepasst und zur Klarstellung ergänzt, dass ein Antrag notwendig ist; 
im Übrigen ist die Vorschrift unverändert. 
 
Die Regelung in Abs. 5 besagt, dass die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung unbeschadet der 
Rechte Dritter ergeht. Die Zulassung begründet weder Rechte des Zulassungsinhabers, noch 
schafft sie objektives Recht. Zudem werden wettbewerbsrechtliche Fragen mit der Zulassung 
nicht präjudiziert. 
 
Zu § 22 
 
Zu Abs. 1 
§ 22 entspricht § 18 a.F. Abs. 1 betrifft Produkte, für die es Technische Baubestimmungen oder 
allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht oder nicht für alle Anforderungen gibt und die 
hinsichtlich dieser Anforderungen nach allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden 
können (bisher BRL A Teil 2 Abschnitt 2). Nr. 1 (alt) des Satzes 1 entfällt, weil Produkte, die 
für die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 nicht von Bedeutung sind, nach § 20 Abs. 2 Nr. 
2 keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen. Die Änderung in Satz 2 ist Folge des Wechsels 
von den Bauregellisten zur Verwaltungsvorschrift. 
 
Zu Abs. 2 
Die Herausnahme des Verweises in Abs. 2 Satz 2 auf § 17 Abs. 3 a.F. (jetzt: § 21 Abs. 3) ist 
eine notwendige Korrektur des derzeitigen Gesetzestextes: § 21 Abs. 3 bestimmt, dass das DIBt 
für die Zulassungsprüfungen sachverständige Stellen und Ausführungsstellen vorschreiben darf. 
Diese Regelung ist auf das Verfahren der Erstellung eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prüf-
zeugnisses nicht übertragbar, da eine abP-Stelle als solche nur benannt werden kann, wenn sie 
entsprechende Prüfungen durchführen kann. Eine Einschaltung des DIBt ist daher obsolet. 
 
Zu § 23 
§ 23 entspricht § 19 a.F. und verweist in Satz 1 für die Bauprodukte, auf die § 23 Anwendung 
findet, zusammenfassend auf die Voraussetzungen des § 20 Abs. 1, aus dem hervorgeht, unter 
welchen Voraussetzungen ein Verwendbarkeitsnachweis erforderlich ist. 
 
Die bisherigen Nr. 1 und 2 beziehen sich auf EU-Rechtsakte. Diese sind nach der Rechtsprechung 
des EuGH der Regelungsbefugnis des nationalen Gesetzgebers entzogen; eine Streichung ist daher 
zwingend. Die bisherige Nr. 3 kann entfallen, weil die Voraussetzungen für die Erteilung eines 
Verwendbarkeitsnachweises bereits in § 20 Abs. 1 abschließend genannt sind. Die übrigen Ände-
rungen sind redaktioneller Art, die Verweisungen sind an die neue Paragrafenfolge angepasst. 
 
Sofern die Bauprodukte unter eine harmonisierte Norm fallen, ist eine Zustimmung im Einzelfall 
nicht möglich. Da Bausätze im Sinne der BauPVO Bauprodukte sind, gilt dies auch für diese. 
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Zu § 24 
§ 24 entspricht § 21 a.F. und enthält Regelungen zur Übereinstimmungsbestätigung. Dieser Be-
griff ersetzt den Begriff "Übereinstimmungsnachweis". Damit wird die auch bisher im Text 
mehrfach verwendete Formulierung "Bestätigung der Übereinstimmung" aufgegriffen und eine 
klarere terminologische Abgrenzung zum Verwendbarkeitsnachweis geschaffen. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 regelt, in welchen Fällen eine Übereinstimmungsbestätigung erforderlich ist, in dem die 
technischen Spezifikationen aufgelistet werden, mit denen die Übereinstimmung zu bestätigen ist. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 stellt klar, dass das herstellende Unternehmen die Übereinstimmung mit den technischen 
Regeln zu bestätigen hat. In den durch § 25 Abs. 1 bestimmten Fällen darf das herstellende 
Unternehmen die Erklärung zwar erst abgeben, wenn ihm ein Zertifikat erteilt worden ist. Auch 
dann erklärt das herstellende Unternehmen durch die Anbringung des Übereinstimmungszei-
chens nach Abs. 3 jedoch nicht lediglich, dass ihm ein Zertifikat erteilt worden ist, sondern dass 
das Produkt mit den technischen Regeln übereinstimmt. Damit wird die Verantwortung des her-
stellenden Unternehmens für die Sicherstellung der Übereinstimmung betont. 
 
Zu Abs. 3 
Wegen der neuen Formulierung in Abs. 2 kann die zweite Alternative (Übereinstimmungszerti-
fikat) in Abs. 3 (bisher Abs. 4) entfallen. Der Inhalt von Abs. 3 (alt) findet sich jetzt in § 17 
Abs. 2 Satz 2. 
 
Zu § 25 
§ 25 entspricht § 22 a.F. Abs. 1 ist unverändert. 
 
Zu Abs. 2 
In Abs. 2 handelt es sich bei der Aufnahme des Verweises auf die Technischen Baubestimmun-
gen nach § 90 Abs. 1 um eine redaktionelle Folgeänderung. 
 
Zu Abs. 3  
Der neu aufgenommene Abs. 3 regelt, dass in bestimmten Fällen in der Verwaltungsvorschrift 
nach § 90 Abs. 1 oder im Verwendbarkeitsnachweis die Zertifizierung als Voraussetzung für 
die Abgabe der Übereinstimmungserklärung vorgesehen werden kann. 
 
Zu Abs. 4 
Der ebenfalls neu aufgenommene Abs. 4 stellt klar, dass, soweit keine andere Regelung betrof-
fen ist, Produkte, die nicht in Serie hergestellt werden, gleichwohl einer Übereinstimmungser-
klärung nach Abs. 1 bedürften. Sofern nichts anderes geregelt ist (z.B. in einer Zustimmung im 
Einzelfall), gelten die Abs. 2 und 3 nicht für Bauprodukte nach Abs. 4. 
 
Zu § 26 
§ 26 ersetzt § 23 a.F. und trägt jetzt die Überschrift "Zertifizierung", weil diese nicht mehr 
selbst der Bestätigung der Übereinstimmung dient, sondern nur noch Voraussetzung der Über-
einstimmungserklärung durch den Hersteller ist. 
 
Zu Abs. 1 und 2  
Entsprechend erfolgt in Abs. 1 die Klarstellung, dass der Empfänger der Zertifizierung der 
Hersteller ist, der seinerseits auf dieser Grundlage die Übereinstimmung erklärt. In Abs. 1 Nr. 
1 und in Abs. 2 ist der Begriff der "maßgebenden technischen Regeln" durch die präzisere 
Formulierung "Technische Baubestimmungen nach § 90 Abs. 1" ersetzt worden. Zudem sind 
die Verweisungen an die neue Paragrafenfolge der HBO angepasst. 
 
Zu § 27 
§ 27 entspricht § 24 a.F. und wird an die Regelung des § 24 MBO angepasst, sodass Abs. 2 und 
3 entfallen. Satz 2 des Abs. 2 a.F. findet sich nun aber in Satz 3 wieder. Bei den Änderungen 
handelt es sich im Übrigen nur um redaktionelle Folgeänderungen. 
 
Zu § 28 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 entspricht der Regelung des § 16 Abs. 5 a.F. Gestrichen werden in Satz 1 lediglich die 
Wörter "nach Absatz 1 Nr. 1". Dies ist den Änderungen der in Bezug genommen Vorschrift ge-
schuldet. Hinsichtlich CE-gekennzeichneter Bauprodukte dürfen keine nationalen Anforderungen 
an die Sachkunde und Erfahrung bei der Herstellung bzw. der Ausstattung mit besonderen Vor-
richtungen gestellt werden. Deswegen erklärt § 19 Satz 2 hinsichtlich CE-gekennzeichneter Bau-
produkte § 28 Abs. 1 für nicht anwendbar. Der Einschub "Satz 1 Nr. 6" am Ende des Satzes 1 
dient der konkreten Zuordnung in § 27. Eine inhaltliche Änderung ist hiermit nicht verbunden. 
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Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht der Regelung des § 16 Abs. 6 a.F. Der Einschub "Satz 1 Nr. 5" am Ende des 
Satzes 1 dient der konkreten Zuordnung in § 27, ohne dass eine inhaltliche Änderung damit 
verbunden ist. Durch den ergänzenden letzten Halbsatz soll klarstellend darauf hingewiesen 
werden, dass eine besondere Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder Reinigung für 
CE-gekennzeichnete Bauprodukte nur verlangt werden kann, wenn die BauPVO hierzu keine 
Ausführungen enthält. Nach Art. 14 Abs. 3 BauPVO haben Händler, solange sich das Baupro-
dukt in ihrem Verantwortungsbereich befindet, hierfür entsprechende Sorge zu tragen. 
 
Zum vierten Abschnitt (§§ 29 bis 35) 
 
Der vierte Abschnitt entspricht dem bisherigen dritten Abschnitt. Der Überschrift werden die 
Worte "Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;" vorangestellt, da allgemeine Anforde-
rungen an den Brandschutz - der MBO entsprechend - in diesem Abschnitt geregelt werden. Der 
Abschnitt enthält die bisherigen Schutzzielbeschreibungen und Grundanforderungen an Bauteile 
(Tragende Wände inkl. Stützen und Außenwände, Trennwände, Brandwände, Decken und Dä-
cher) baulicher Anlagen der §§ 25 bis 29 a.F. Mit Ausnahme der dachspezifischen Verkehrssi-
cherheitsanforderungen in § 35 Abs. 8 betreffen diese Anforderungen nur den Brandschutz. 
 
Bisher wurden im Hinblick auf eine leichtere Lesbarkeit die Brandschutzanforderungen an die 
Bauteile in der HBO (anders als in der MBO) in einer Tabelle unter Verwendung des nationalen 
Klassifizierungssystems zusammengefasst. Die tabellarische Darstellung hatte für die Praxisan-
wendung große Vorteile, ist aber im Hinblick auf die sukzessive europäische Klassifizierung 
von Bauprodukten nicht zukunftsfähig. Den europäischen Vorgaben Rechnung tragend, werden 
daher die Bauteilanforderungen nun systemneutral anhand der bauaufsichtlichen Begriffe der 
MBO beschrieben. Deren inhaltliche Definition erfolgt in Zukunft bauwerksbezogen in der 
durch die Länder neu erarbeiteten "Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen". Das 
Anforderungsniveau wird hiervon i.d.R. nicht berührt und bleibt weitgehend unverändert. 
 
Zu § 29 
§ 29 greift die allgemeinen Anforderungen an Baustoffe und Bauteile aus § 13 Abs. 2 a.F. auf. 
Die zuvor beschriebene notwendige strukturelle Neuordnung der Brandschutzanforderungen der 
HBO macht eine allgemeine systematische Zuordnung der bauordnungsrechtlichen Mindestan-
forderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen und deren Brandverhalten, wie in der MBO, 
notwendig. Bisher erfolgte diese Zuordnung jeweils separat für jedes Bauteil in der Anforde-
rungstabelle des Anhangs 1 zur HBO a.F. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 Satz 1 nennt die bisher in der Tabelle des Anhang 1 zur HBO a.F. in Bezug genomme-
nen Bezeichnungen für die Anforderungen an das Brandverhalten von Baustoffen. Satz 2 ent-
hält, geringfügig redaktionell geändert, das bisher in § 13 Abs. 2 Satz 2 a.F. enthaltene Verbot 
der Verwendung leichtentflammbarer Baustoffe. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 1 benennt die dem Brandschutzkonzept der HBO zugrunde liegende Staffelung der 
Anforderungen an den Feuerwiderstand von Bauteilen. Es werden feuerhemmende, hoch feuer-
hemmende und feuerbeständige Bauteile unterschieden. Diese entsprechen der bisherigen Forde-
rung nach einem 30, 60 oder 90 minütigem Feuerwiderstand der Bauteile (F30, F60, F90). 
 
Mit Satz 2 wird nunmehr die grundsätzliche Differenzierung zwischen konstruktiven (Tragfä-
higkeit) und raumabschießenden (Brandausbreitung) Anforderungen an die Feuerwiderstandsfä-
higkeit im Brandfall klargestellt. Welche Eigenschaft ein konkretes Bauteil erfüllen muss, ergibt 
sich aus den Einzelvorschriften in den §§ 30 ff. 
 
Satz 3 benennt und hierarchisiert die in der HBO unterschiedenen Baustoffverwendungen bei 
Bauteilen. Diese ergaben sich bisher aus den einzelnen Bauteilanforderungen der Tabelle des 
Anhangs 1 zur HBO a.F. nebst zugehörigen Erläuterungen. 
 
Nach Nr. 1 bedarf es der Verwendung nicht brennbarer Baustoffe. Diese Anforderung ergab 
sich bisher aus dem Kürzel "A" der nationalen Klassifizierungsnorm. Die Variante in Nr. 2 ent-
spricht der bisherigen Bezeichnung "AB" (in wesentlichen Teilen aus nicht brennbaren Baustof-
fen) und erlaubt erleichternd die teilweise Verwendung brennbarer Baustoffe. Die tragenden 
und aussteifenden Bauteile nach Nr. 3 und Nr. 4 dürfen grundsätzlich aus brennbaren Baustof-
fen, bisher "B2" bezeichnet, wie Holz, bestehen. Wobei für Nr. 3 allseitig eine nicht brennbare 
Brandschutzbekleidung und nicht brennbare Dämmstoffe erforderlich sind. 
 
Satz 4 ordnet den nach ihrer Feuerwiderstandsfähigkeit zu unterscheidenden Bauteilen ("feuer-
beständig", "hoch feuerhemmend" und "feuerhemmend") Mindestanforderungen an die Bau-
stoffverwendung nach Satz 2 standardmäßig zu. Soweit in der HBO oder in Vorschriften auf-
grund der HBO keine andere Baustoffverwendung verlangt oder zugelassen wird, ist mindestens 
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die hier verlangte oder eine brandschutztechnisch bessere Ausführung (z.B. nach Nr. 2 anstelle 
von Nr. 3 oder Nr. 1 anstelle von Nr. 2) erforderlich. An Bauteile, die feuerhemmend sein 
müssen, werden standardmäßig, über § 29 Abs. 1 Satz 2 hinaus, keine besonderen Baustoffan-
forderungen gestellt.  
 
Diese Zuordnung wurde auch bisher schon bei der Tabelle des Anhangs 1 der HBO a.F. zu-
grunde gelegt. Die nun aus § 29 analog zur MBO resultierenden möglichen Bauteil- und Bau-
stoffkombinationen werden in Zukunft in der "Verwaltungsvorschrift Technische Baubestim-
mung" erläutert und den nationalen oder europäischen Bauproduktklassifizierungen zugeordnet. 
Der bisher notwendige Rückgriff auf nationale Normen entfällt. 
 
Zu §§ 30-35 
Den in §§ 30-35 definierten Grundanforderungen an Bauteile sind wie bisher jeweils Schutzziel-
formulierungen vorangestellt. Diese werden im Hinblick auf eine zukünftige eindeutige An-
wendbarkeit der "Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmung" an die Formulierungen 
der MBO angepasst. Inhaltlich ist damit keine Änderung verbunden. Zur Klarstellung wird zwi-
schen der Anforderung an den Raumabschluss und der Tragfähigkeit eines Bauteils im Brandfall 
unterschieden. Zusätzlich werden, wie oben beschriebenen, die Feuerwiderstandsanforderungen 
aus der Tabelle des Anhangs 1 a.F. in den Textteil überführt und nach Gebäudeklassen und be-
stimmten Fallgestaltungen unterschieden. Die bereits seit 2002 existierende, dem Risiko der 
Gebäudeklassen folgende Systematik der Anforderungen an die Bauteile bleibt dabei nach wie 
vor bestehen. In der Regel ergeben sich keine materiellen Änderungen zur a.F. 
 
An Gebäude der Gebäudeklasse 1 werden keine besonderen Anforderungen gestellt; die sich aus § 
29 Abs. 1 Satz 2 ergebende Verpflichtung zur Verwendung von mindestens normal entflammbaren 
Baustoffen bleibt unberührt. Für Gebäude geringer Höhe der Gebäudeklassen 2 und 3 bleibt es bei 
der Anforderungsstufe feuerhemmend. Es wird lediglich bereits für Kellergeschosse der Gebäude-
klasse 3 in Zukunft eine feuerbeständige Ausführung der Tragkonstruktion, Trennwände und De-
cken gefordert. Diese Änderung folgt der MBO, hat jedoch kaum praktische Relevanz, da Keller-
geschosse i.d.R. aufgrund ihrer massiven Ausführung diese Anforderung ohnehin erfüllen. Ver-
änderte Anforderungen ergeben sich hingegen bei den Anforderungen an aus brennbaren Baustof-
fen bestehende Bauteile von Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5. Bisher mussten Bauteile, deren 
tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und die allseitig eine brand-
schutztechnisch wirksame Bekleidung aus nicht brennbaren Baustoffen (Brandschutzbekleidung) 
und Dämmstoffe aus nicht brennbaren Baustoffen haben, i.d.R. feuerbeständig sein ("F90-BA"). 
Diese Bauteil-/Baustoffkombination entspricht nicht der Systematik der MBO und der darauf ba-
sierenden Technischen Regelwerke. Die Anforderung "F90-BA" wird daher aus dem Brand-
schutzkonzept der HBO gestrichen. An die infrage stehenden Bauteile werden in Zukunft Anfor-
derungen analog der MBO gestellt. Für tragende Bauteile sowie Trennwände, Brandwände und 
Decken mit einer nicht brennbaren Brandschutzbekleidung bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4, die 
bisher feuerbeständig sein mussten, ("F90-BA") ist nun eine hoch feuerhemmende (F60) Ausfüh-
rung ausreichend. Jedoch bleibt die feuerbeständige Anforderung an die tragenden und aussteifen-
den Bauteile in Dachgeschossen der Gebäudeklasse 5 bestehen, sofern darüber Aufenthaltsräume 
möglich sind. Aus § 29 Abs. 2 ergibt sich in diesen Fällen in Zukunft die Notwendigkeit für die 
Verwendung nicht brennbarer Baustoffe. 
 
Zu § 30 
§ 30 enthält die Anforderungen an die tragenden Wände und Stützen des § 25 a.F. Aus Gründen 
der Einheitlichkeit zur Begrifflichkeit der MBO wird das Wort "Pfeiler" gestrichen. Dies hat 
keine inhaltlichen Auswirkungen. 
 
Die Anforderungen an Außenwände werden in einen gesonderten Paragrafen (§ 31) verschoben 
und ebenfalls aus der Überschrift entfernt. 
 
Aus Abs. 1 i.V.m. § 29 ergeben sich die zuvor beschriebenen (siehe zu §§ 30-35) Erleichterun-
gen für brennbare Tragkonstruktionen. Eine nicht brennbare Brandschutzbekleidung vorausge-
setzt, müssen brennbare Tragkonstruktionen bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 in Zukunft 
nicht mehr feuerbeständig, sondern lediglich hoch feuerhemmend sein. 
 
Nach Abs. 2 wird im Unterschied zu den bisherigen Vorgaben für Kellergeschosse der Gebäudeklas-
se 3 eine feuerbeständige Tragkonstruktion gefordert. Dies dient der Anpassung an die Anforderun-
gen der MBO, ist jedoch wie zuvor beschrieben ohne praktische Relevanz (siehe zu §§ 30-35). 
 
Zu § 31 
In § 31 werden die Anforderungen an Außenwände geregelt. 
 
Zu Abs. 1 
Bei der Schutzzielbeschreibung in Abs. 1 wird zur Anpassung an die MBO die Formulierung 
ohne inhaltliche Auswirkung leicht verändert (siehe zu §§ 30-35). 
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Danach müssen die Außenwände so beschaffen sein, dass eine Brandausbreitung auf und in diesen 
Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist. Die Anforderungen stellen auf die Einschränkung des ak-
tiven Beitrags der Fassade zum Brand ab. Maßnahmen zur Verhinderung eines Feuerüberschlags 
zwischen den Geschossen werden - wie bisher - als Regelanforderung nicht verlangt.  
 
Zu Abs. 2 
Die nun in Abs. 2 und 3 textlich fixierten Bauteilanforderungen entsprechen den Anforderungen 
der Tabelle im Anhang 1 a.F. 
 
In der gegenüber der alten Fassung erweiterten Ausnahmeregelung des Satzes 2 wird klarge-
stellt, dass nicht - wie bisher - nur Fensterprofile, sondern auch Fenster und Türen gänzlich 
(Profile und Verglasung) von den Anforderungen des Satzes 1 nicht erfasst werden. Die Er-
leichterung gilt allerdings nur für (einzelne) Fenster und Türen in Außenwänden (Lochfassa-
den), nicht aber für großflächige Verglasungen oder Glasfassaden. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 stellt klar, dass auch Balkonbekleidungen, die über die erforderliche Umwehrungshöhe hi-
naus hochgeführt werden, sowie mehr als zwei Geschosse überbrückende Solaranlagen an Außen-
wänden ebenfalls schwer entflammbar sein müssen, da andernfalls das Schutzziel nach Abs. 1 (be-
grenzte Brandausbreitung), nicht gewährleistet wäre. Satz 3 soll verhindern, dass das Schutzziel des 
§ 31 Abs. 1 für Außenwände durch abfallende oder abtropfende Bauteile unterlaufen wird. 
 
Zu Abs. 4 
Mit der neuen Regelung des Abs. 4 werden die sich schon bisher aus den Schutzzielen für 
Außenwände des § 25 Abs. 2 a.F. i.V.m. der bauaufsichtlich eingeführten Technischen Baube-
stimmung DIN 18516-1 nebst Anlage 2.6/4 ergebenden besonderen Planungsanforderungen bei 
Außenwandkonstruktionen mit geschossübergreifenden Hohl- oder Lufträumen hervorgehoben. 
So soll sichergestellt werden, dass die besonderen Brand- bzw. Rauchgasausbreitungsgefahren 
bei solchen Außenwandkonstruktionen berücksichtigt werden. Dabei wird durch Satz 2 eine ri-
sikobezogene Differenzierung zwischen Doppelfassaden und hinterlüfteten Außenwandbeklei-
dungen vorgenommen, auf die in der Ausnahmeregelung des Abs. 5 Bezug genommen wird. 
Die Aufnahme des Abs. 4 folgt der MBO und ist Voraussetzung für die eindeutige Bezugnahme 
auf die in die neue Verwaltungsvorschrift Technischer Baubestimmungen nach § 90 überführte 
Technische Regel "Hinterlüftete Außenwandbekleidungen". 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 lässt in differenzierter Form Ausnahmen für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 3 zu. Da 
bei Doppelfassaden die Gefahr insbesondere einer Rauchausbreitung größer einzuschätzen ist als 
bei hinterlüfteten Außenwandbekleidungen, wird der Verzicht auf die in Abs. 4 genannten be-
sonderen Vorkehrungen auf Gebäude der Gebäudeklasse 1 und 2 beschränkt. 
 
Zu § 32 
§ 32 enthält wie § 26 a.F. die Anforderungen an Trennwände und ist weitgehend inhaltsgleich. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 enthält das Schutzziel: Trennwände müssen als raumabschließende Bauteile zum Ab-
schluss von Nutzungseinheiten oder Räumen ausreichend lang widerstandsfähig gegen die 
Brandausbreitung sein. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 nennt die Fälle, in denen solche Trennwände verlangt werden. Nach Nr. 1 sind Trenn-
wände erforderlich, die Nutzungseinheiten gegeneinander und gegen anders genutzte Räume ab-
schließen. Mit dieser Anforderung wird die der Differenzierung der Gebäudeklassen zugrunde 
liegende Betrachtung der Zahl und Größe von Nutzungseinheiten gerechtfertigt. Nutzungsein-
heiten sind brandschutztechnisch abgegrenzte Einheiten, die gegeneinander geschützt sind und 
den Feuerwehreinsatz durch räumlich definierte Abschnitte für die Brandbekämpfung begünsti-
gen. Für sie wird zudem jeweils ein eigenes Rettungswegsystem verlangt (s. § 36). Mit der 
neuen Formulierung wird klargestellt, dass zwischen Nutzungseinheiten und (externen) notwen-
digen Fluren keine Trennwand nach § 32 notwendig ist, sondern eine Flur(trenn)wand nach 
§ 39 Abs. 4 ausreicht. 
 
Nr. 2 verlangt Trennwände zum Abschluss von einzelnen Räumen mit Explosions- oder erhöh-
ter Brandgefahr. Die Regelung wird aus der MBO übernommen. Bisher führten solche Räume 
zu einer Sonderbaueigenschaft nach § 2 Abs. 8 Nr. 17. a.F. Dieses Tatbestandsmerkmal für 
Sonderbauten wird in Zukunft gestrichen. Um zu erreichen, dass einzelne Räume in sonst nor-
mal genutzten Gebäuden, auch innerhalb von Nutzungseinheiten, brandschutztechnisch abgekap-
selt werden, ohne das gesamte Gebäude einer (sonst nicht erforderlichen) Sonderbaubetrachtung 
unterziehen zu müssen, wird hierfür die brandschutztechnisch erforderliche Abtrennung stan-
dardmäßig geregelt. Von der Regelung werden keine Räume wie Teeküchen, Putzräume, Ab-
stellräume etc. erfasst, die zum üblichen Nutzungsspektrum von Regelbauten gehören und kein 
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höheres Risiko als z.B. die dem Standardbrandschutzkonzept der HBO zugrunde liegenden 
Raumnutzungen wie Büro- oder Wohnräume darstellen. 
 
Nr. 3 nimmt die in § 26 Abs. 1 Satz 2 a.F. enthaltene Regelung auf. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 enthält die bisher in der Anlage 1 zur HBO dargestellten Anforderungen an die Feuer-
widerstandsfähigkeit der Trennwände, die den jeweils gestellten Anforderungen an die Trag-
konstruktion des Geschosses, in dem sie angeordnet werden, entsprechen müssen; sie müssen 
jedoch mindestens feuerhemmend sein. Die Trennwände von Räumen mit Explosions- oder er-
höhter Brandgefahr müssen wegen der besonderen Gefahrenlage immer feuerbeständig sein. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 entspricht weitgehend § 26 Abs. 2 a.F., wird aus sprachlichen Gründen aber in zwei 
Sätze geteilt. Es ist weiterhin zulässig, dass Trennwände im Dachraum nicht bis unter die 
Dachhaut geführt werden; sie sind dann bis zu einem oberen Raumabschluss (Rohdecke) zu füh-
ren. Erleichternd ist für diesen, einschließlich seiner tragenden und aussteifenden Teile, nun un-
abhängig von der Gebäudeklasse eine feuerhemmende Ausführung ausreichend, um ein "Über-
laufen" der Trennwand in diesem Bereich zu behindern. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 behandelt, wie § 26 Abs. 3 a.F., die Öffnungen in Trennwänden; die Änderungen sind 
nur redaktioneller Natur. Unvermeidbare Öffnungen sind in der für die Nutzung erforderlichen 
Zahl und Größe wie bisher unmittelbar aufgrund des Gesetzes zulässig; sie müssen feuerhem-
mende, dicht und selbst schließende Abschlüsse haben. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 nimmt Ein- und Zweifamilienhäuser (Wohngebäude der Gebäudeklassen 1 und 2) von 
den Anforderungen der Absätze 1 bis 5 aus. In diesen Gebäuden werden auch keine Räume mit 
Explosions- oder erhöhter Brandgefahr erwartet; auf Anforderungen an die Abtrennung von 
Aufenthaltsräumen im Keller wird verzichtet. Bisher galten die Bauteil- und Baustoffanforde-
rungen an Trennwände nicht für Gebäude der Gebäudeklasse 1 und für Wohngebäude der Ge-
bäudeklasse 2. Die Beschränkung des Anforderungsverzichtes auf Wohngebäude begründet sich 
aus dem Wegfall der Sonderbauprüfung von Räumen mit Explosions- oder erhöhter Brandge-
fahr und ist insofern eine Verfahrenserleichterung. 
 
Zu § 33 
§ 33 regelt wie § 27 a.F. die Anforderungen an Brandwände. 
 
Zu Abs.1 
Durch die redaktionelle Änderung der Schutzzielbeschreibung in Abs. 1 wird die raumabschlie-
ßende Anforderung an Brandwände verdeutlicht (vgl. zu § 29 Abs. 2 Satz 2); hiermit ist keine 
inhaltliche Änderung verbunden. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 nennt, wie zuvor in § 27 Abs. 2 a.F., die Fälle, in denen Brandwände verlangt werden. 
Nr. 1 entspricht - redaktionell geändert - § 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 a.F. und integriert die (un-
mittelbar gesetzesabhängige) Ausnahme für kleine Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne 
Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt aus § 27 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 a.F., 
wobei diese Ausnahme nun allgemein Gebäude statt bisher Nebengebäude betrifft. 
 
Nr. 2 entspricht § 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 a.F. 
 
Nr. 3 entspricht § 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 a.F. mit einer redaktionellen Änderung, Nr. 4 ent-
spricht § 27 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 a.F. 
 
Satz 2 a.F. entfällt. Satz 2 Nr. 1 a.F. ist in Abs. 10 geregelt, Nr. 2 a.F. - die Ausnahme für 
Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht mehr als 50 m³ Brutto-
Rauminhalt - wird in Nr. 1 integriert. Nr. 3 a.F. entfällt; die Erleichterungen für offene Klein-
garagen sind entbehrlich, da bereits in der Garagenverordnung geregelt. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 Satz 1 enthält die Standardanforderungen an eine Brandwand; diese waren bisher der 
Anlage 1 a.F. zu entnehmen. 
 
Satz 2 Nr. 1 und 2 regeln die umfangreiche Zulässigkeit anderer Wände anstelle von Brand-
wänden mit zum Teil deutlich geringeren Anforderungen bis hin zur Verwendung brennbarer 
Baustoffe. Anders als in der alten Fassung werden nun auch Gebäudeabschlusswände der Ge-
bäudeklasse 1 bis 4 und nicht lediglich innere Brandwände von der Erleichterung erfasst. 
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Nr. 3 enthält eine Spezialregelung, die der bisherigen Fußnote 7 der Anlage 1 a.F. entspricht 
und die Erleichterungen für Gebäudeabschlusswände für aneinander gebaute Gebäude in Sys-
tembauweise enthält. 
 
Durch die Bezugnahme des Satzes 2 auf Abs. 2 wird klargestellt, in welchen Fällen die Erleich-
terungen des Satzes 2, die sich ausschließlich an den Gebäudeklassen orientieren, gelten. Die 
Erleichterung für Brandwände nach Abs. 2 Nr. 4 regelt der neue Satz 3; dieser entspricht in-
haltlich der bisherigen Fußnote 6 der Anlage 1 a.F. Bezugsgröße ist - unabhängig von den Ge-
bäudeklassen - der Rauminhalt. Zur Anpassung an die Diktion der MBO wird der Begriff des 
"umbauten Raums" durch den Begriff "Brutto-Rauminhalt" ersetzt. 
 
Zu Abs. 4 
Die Abs. 4 bis 10 regeln, wie bisher § 27 Abs. 4 bis 9 a.F., die Detailausbildung von Brand-
wänden. Nach Abs. 11 gelten diese Anforderungen sinngemäß auch für die Wände, die anstelle 
von Brandwänden zulässig sind. 
 
Abs. 4 entspricht § 27 Abs. 4 a.F. mit redaktionellen Änderungen. In Nr. 4 entfällt die bisheri-
ge Anforderung, dass die Außenwände in den für den Brandschutz wesentlichen Teilen aus 
nicht brennbaren Baustoffen sind; diese ergibt sich bereits aus § 29 Abs. 2 Satz 4. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 Satz 1 und 2 entspricht § 27 Abs. 5 a.F. mit redaktionellen Änderungen. Zusätzlich 
wird mit Satz 3 klargestellt, dass verbleibende Hohlräume vollständig mit nicht brennbaren 
Baustoffen auszufüllen sind. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 entspricht § 27 Abs. 6 a.F. mit der neu eingeführten Erleichterung, dass die Ausnahme 
des Halbsatzes 2 für Gebäude der Gebäudeklassen 1 bis 4 auch bei einer öffnungslosen hoch 
feuerhemmenden Außenwand statt bisher einer feuerbeständigen Außenwand greift. Diese Er-
leichterung trägt dem Umstand Rechnung, dass die in Abs. 3 Satz 2 vorgesehenen Erleichterun-
gen (Wände anstelle von Brandwänden) bei der Ausbildung der hier betroffenen Außenwände 
auch bei Gebäuden der Gebäudeklassen 1 bis 4 Berücksichtigung finden (hoch feuerhemmende 
anstelle von feuerbeständigen Außenwänden). 
 
Zu Abs. 7 
Mit Abs. 7 werden, wie schon in § 27 Abs. 7 Satz 1 a.F., die Anforderungen für den Fassadenbe-
reich konkretisiert. Im Hinblick auf das mit § 31 Abs. 4 verfolgte Schutzziel sind auch gegen eine 
seitliche Brandausbreitung Vorkehrungen zu treffen. So dürfen Außenwandkonstruktionen, die 
eine seitliche Brandausbreitung begünstigen können, wie Doppelfassaden oder hinterlüftete 
Außenwandbekleidungen, nicht ohne besondere Vorkehrungen vor Brandwänden vorbeigeführt 
werden (Satz 2). Die Forderung in Satz 3 nach nicht brennbaren Außenwandbekleidungen von 
Gebäudeabschlusswänden wird aus § 27 Abs. 11 a.F. hierher verschoben. Die entsprechende An-
wendbarkeit der Regelung des Abs. 7 wird statt wie bisher für Abgasanlagen (§ 27 Abs. 7 Satz 2 
Halbsatz 2 a.F.) nun mit Satz 4 allgemeiner formuliert, um klarzustellen, dass die Funktion der 
Brandwand durch jedwede Leitungen bzw. Leitungsschlitze nicht geschwächt werden darf. 
 
Zu Abs. 8 
Abs. 8 entspricht mit redaktionellen Änderungen § 27 Abs. 8 a.F. Die sich bisher aus Anlage 1 
a.F. ergebende Anforderung an den Türabschluss werden nun inhaltsgleich direkt in den Geset-
zestext aufgenommen. Nach Satz 2 und 3 müssen Öffnungen in inneren Brandwänden nun un-
abhängig von der Gebäudeklasse feuerbeständige Abschlüsse haben, die zudem dicht und selbst 
schließend sind. 
 
Zu Abs. 9 
Die Beschränkung von Verglasung in inneren Brandwänden auf die für die Nutzung erforderli-
che Zahl und Größe in Abs. 9 entspricht mit redaktionellen Änderungen § 27 Abs. 9 a.F. Die 
feuerbeständige Anforderung an solche Verglasungen, die sich bisher aus Anlage 1 a.F. ergab, 
wird nun inhaltsgleich direkt in den Gesetzestext aufgenommen. 
 
Zu Abs. 10 
Abs. 10 wird neu eingefügt und greift die Erleichterung für Vorbauten nach § 28 Abs. 2 Satz 2 
Nr. 1 a.F. auf. 
 
Zu Abs. 11 
Abs. 11 entspricht § 27 Abs. 10 a.F. und verlangt für Wände, die nach Abs. 3 Satz 2 anstelle 
von Brandwänden zulässig sind, die entsprechende Anwendung der Detailanforderungen an 
Brandwände. Die Detailanforderungen sind nicht direkt, sondern dem Sachzweck entsprechend 
anzuwenden, der sich aus der Schutzzielformulierung in Abs.1 ergibt. 
 



84 Hessischer Landtag   ·   19. Wahlperiode   ·   Drucksache 19/5379  

 

Die Regelung des § 27 Abs. 11 a.F. - Anforderung an die Verkleidung von Brandwänden an 
oder auf der Nachbargrenze - entfällt mit Blick auf die neue Anforderung an Außenwände nach 
Abs. 7 Satz 3. 
 
Zu § 34 
§ 34 entspricht § 28 a.F. zu Decken. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 Satz 1 enthält das Schutzziel, dass Decken als tragende und raumabschließende Bauteile 
zwischen Geschossen im Brandfall ausreichend lang standsicher und widerstandsfähig gegen die 
Brandausbreitung sein müssen. Die neue Formulierung stellt klar, dass Decken sowohl eine tra-
gende als auch raumabschließende Funktion zwischen den Geschossen erfüllen müssen. Satz 2 
enthält die konkreten Anforderungen an die Decken. Diese entsprechen einschließlich der Aus-
nahmen in Satz 3 inhaltlich weitgehend der Regelung des § 28 Abs. 1 i.V.m. Anlage 1 a.F.; 
berücksichtigt werden die zu §§ 30-35 beschriebenen Erleichterung für Decken aus brennbaren 
Bauteilen. Eine nicht brennbare Brandschutzbekleidung vorausgesetzt, müssen brennbare Trag-
konstruktionen bei Gebäuden der Gebäudeklasse 4 in Zukunft nicht mehr feuerbeständig, son-
dern lediglich hoch feuerhemmend sein. Die feuerbeständige Anforderung an Decken in Dach-
geschossen der Gebäudeklasse 5, sofern darüber Aufenthaltsräume möglich sind, bleibt be-
stehen. Aus § 29 Abs. 2 ergibt sich in diesen Fällen die Notwendigkeit für die Verwendung 
nicht brennbarer Baustoffe. 
 
Zu Abs. 2 
Die in Abs. 2 Satz 1 beschriebenen Anforderungen an Decken im Kellergeschoss entsprechen 
bis auf solche in Gebäuden der Gebäudelasse 3 den Anforderungen der Anlage 1 a.F.; die sich 
aus Nr. 2 nun ergebende feuerbeständige Anforderung hat, wie bereits zu §§ 33-35 beschrieben, 
keine praktische Relevanz. 
 
Satz 2 Nr. 1 ist analog § 29 Abs. 2 Nr. 2 neu eingefügt. Die Forderung feuerbeständiger De-
cken unter und über Räumen mit Explosions- oder erhöhter Brandgefahr ergänzt die entspre-
chende Trennwandregelung. Mit Nr. 2 werden die bisher in der Anlage 1 a.F. festgelegten An-
forderungen an Decken zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines 
Gebäudes in den Gesetzestext übertragen. Aus § 29 Abs. 2 Satz 4 ergibt sich für solche Decken 
abweichend von der a.F. unabhängig von der Gebäudeklasse die Notwendigkeit für eine Ver-
wendung nicht brennbarer Baustoffe. 
 
Zu Abs. 3 
Nach Abs. 3 wird neu gefordert, dass der Anschluss der Decken an die Außenwand so herzu-
stellen ist, dass er dem Schutzziel in Abs. 1 genügt. In der Praxis ist diese Regelung nur bei 
solchen Ausführungen relevant, bei denen Fassadensysteme vor den Geschossdecken hochge-
führt und nicht durch diese getrennt werden. Für klassische Lochfassaden in Massivbauweise 
ergeben sich keine besonderen Anforderungen. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 entspricht § 28 Abs. 2 a.F. mit redaktionellen Änderungen. 
 
Zu § 35 
In § 35 finden sich wie in § 29 a.F. die Anforderungen an Dächer.  
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 enthält das bisher schon in § 29 Abs. 1 a.F. normierte Schutzziel für die Anforderungen 
an die Bedachung. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 wird neu eingefügt und erklärt für bestimmte Fälle eine von Abs. 1 abweichende Aus-
führung für zulässig. Bisher war in diesen Fällen eine formale Abweichungsentscheidung not-
wendig. Satz 1 regelt, welche Abstände einzuhalten sind, wenn die Anforderungen nach Abs. 1 
für die Gebäudeklassen 1 bis 3 nicht eingehalten werden. In Satz 2 findet sich eine Erleichte-
rung für Wohngebäude der Gebäudeklasse 1 und 2 durch eine Reduzierung der in Satz 1 ver-
langten Abstände. 
 
Zu Abs. 3 
In Abs. 3 finden sich die Ausnahmen, die zuvor in § 29 Abs. 2 a.F. geregelt waren. Mit Nr. 1 
wird neu eine Ausnahme für Gebäude ohne Aufenthaltsräume und ohne Feuerstätten mit nicht 
mehr als 50 m³ Brutto-Rauminhalt aufgenommen. Nr. 2 entspricht § 29 Abs. 2 Nr. 1 a.F. mit 
einer redaktionellen Änderung: statt "brennbare Dichtungsstoffe" wird nun der Begriff "brenn-
bare Fugendichtung" verwendet. Die Erweiterung des Ausnahmetatbestandes in Nr. 3 auf Dach-
flächenfenster korrespondiert mit der Ausnahmeregelung nach § 31 Abs. 2 Satz 2 für Fenster in 
Außenwänden. 
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Zu Abs. 4 und 5 
Abs. 4 und 5 übernehmen die Regelungen des § 29 Abs. 3 und 5 a.F. mit redaktionellen Ände-
rungen. Der Anwendungsbereich des Abs. 5 wird auf Dachflächenfenster und Solaranlagen aus-
geweitet. Diese Änderungen dienen der Anpassung an Abs. 3. Da, bedingt durch die Ausnahme-
regelung, Dachflächenfenster dort nun ausdrücklich genannt werden, war auch in Abs. 5 durch 
ausdrückliche Nennung klarzustellen, dass sich das Schutzziel des Satzes 1 und die Anforderung 
des Satzes 2 (auch) auf Dachflächenfenster erstrecken. Ferner wird durch die Ergänzung von So-
laranlagen der zunehmenden Errichtung dieser Anlagen auf Dächern Rechnung getragen. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 Satz 1 greift die Regelung des § 29 Abs. 4 a.F. auf und stellt nun die raumabschließen-
de Funktion von Dächern von traufseitig aneinandergebauten Gebäuden klar. Diese Regelung 
entspricht § 32 Abs. 6 MBO. Mit Satz 2 wird verdeutlicht, unter welchen Bedingungen trotz 
raumabschließender Ausführung des Daches Öffnungen in diesen Dächern zulässig sind. 
 
Zu Abs. 7 
Abs. 7 greift die Regelung des § 29 Abs. 6 a.F. auf; der Wortlaut des Satzes 1 wird an § 32 
Abs. 7 Satz 1 MBO angepasst und fordert, dem Schutzziel entsprechend, lediglich einen einsei-
tig wirksamen Raumabschluss (von innen nach außen). 
 
§ 29 Abs. 7 a.F., wonach Dächer an Verkehrsflächen und über Eingängen Vorrichtungen zum 
Schutz gegen das Herabfallen von Schnee und Eis haben müssen, wenn dies die Verkehrssi-
cherheit erfordert, wird gestrichen. Die Regelung entspricht der bereits zivilrechtlich bestehen-
den Verkehrssicherungspflicht der Grundstückseigentümer; ihrer zusätzlichen Sicherung durch 
öffentlich-rechtliche Anforderungen bedarf es nicht. 
 
Zu Abs. 8 
Abs. 8 entspricht § 29 Abs. 8 a.F. mit einer lediglich redaktionellen Änderung. 
 
Zum fünften Abschnitt (§§ 36 bis 41) 
Der fünfte Abschnitt - bisher der vierte Abschnitt - wird an die Regelungen der MBO angegli-
chen. Die Überschrift wird neu gefasst und lautet nun "Rettungswege, Öffnungen, Umwehrun-
gen". Die Vorschriften über Aufzüge (§ 33 a.F.) finden sich nun im sechsten Abschnitt zur 
Technischen Gebäudeausrüstung (in § 42). 
 
Zu § 36  
§ 36 enthält neu die grundsätzlichen Regelungen zu den Rettungswegen und stellt sie unmittel-
bar den Einzelvorschriften über die Rettungswege voran. Bisher waren die Grundanforderungen 
an das Vorhandensein von Rettungswegen in § 13 Abs. 3 a.F. enthalten. Die systematische Zu-
ordnung in den fünften Abschnitt folgt der Struktur der MBO.  
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 Satz 1 entspricht inhaltlich § 13 Abs. 3 Satz 1 a.F. und enthält das Rettungswegsystem, 
wonach jede Nutzungseinheit in jedem Geschoss zwei voneinander unabhängige Rettungswege 
haben muss. Der Begriff Nutzungseinheiten wird durch eine beispielhafte Aufzählung verdeut-
licht (Wohnungen, Praxen, selbstständige Betriebsstätten). Eine Nutzungseinheit kann aus einem 
einzelnen Aufenthaltsraum bestehen. Beide Rettungswege müssen aus dem Geschoss ins Freie 
führen. Zusätzlich wird jedoch klargestellt, dass beide Rettungswege innerhalb des Geschosses 
über denselben notwendigen Flur führen dürfen. 
 
Satz 2 wendet sinngemäß die Regelung für Sicherheitstreppenräume auf erdgeschossige Nut-
zungseinheiten an. Ein zweiter Rettungsweg ist für Nutzungseinheiten, die zu ebener Erde lie-
gen, hiernach nicht erforderlich, wenn im Brandfall die Rettung über einen direkten Ausgang in 
Freie möglich ist und wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung bestehen. Bedenken 
können bestehen bei erdgeschossigen Tageseinrichtungen für Kinder und ggf. größeren und un-
übersichtlichen Nutzungseinheiten. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht § 13 Abs. 3 Satz 2 bis 4 a.F. und enthält die Regelungen für Nutzungseinhei-
ten, die nicht zu ebener Erde liegen. Satz 1 regelt die Führung des ersten Rettungswegs über 
mindestens eine notwendige Treppe. Satz 2 stellt die Forderung nach einem zweiten Rettungs-
weg. Diese kann durch eine weitere notwendige Treppe sichergestellt werden oder alternativ 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr erfolgen. Klarstellend ist festgelegt, dass hierfür eine Stelle 
der Nutzungseinheit mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbar sein muss. Unter welchen 
Bedingungen die zweite Variante angewandt werden kann, ergibt sich aus Abs. 3. Weggefallen 
ist die in der a.F. explizit aufgeführte Alternative der Führung des zweiten Rettungsweges über 
eine Außentreppe. Systematisch können Außentreppen schon aufgrund § 38 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 
die Funktion notwendiger Treppen erfüllen. 
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Nach Satz 3 ist, wie bisher, ein zweiter Rettungsweg nicht erforderlich, wenn die Rettung über 
einen Sicherheitstreppenraum möglich ist. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 enthält Bedingungen für die Zulässigkeit des zweiten Rettungswegs über Rettungsgeräte 
der Feuerwehr. Satz 1 entspricht § 13 Abs. 3 Satz 5 a.F. und zielt auf die Verfügbarkeit der er-
forderlichen Rettungsgeräte durch die Feuerwehr ab. Satz 2, der § 33 Abs. 3 Satz 2 MBO ent-
spricht, ist zur Klarstellung neu aufgenommen. Er soll verdeutlichen, dass gegen eine Personen-
rettung über Rettungsgeräte der Feuerwehr bei Regelbauten generell keine Bedenken bestehen, 
dies hingegen bei Sonderbauten immer eine risikobezogene Einzelfallentscheidung voraussetzt. 
Bedenken bestehen insbesondere bei solchen Sonderbauten, bei denen wegen einer großen Zahl 
von Personen in einer Nutzungseinheit oder wegen einer erhöhten Hilfsbedürftigkeit der Perso-
nen (z.B. kranke oder behinderte Personen, Kleinkinder) eine Rettung über die Feuerwehrleiter 
so erschwert ist, dass sie nicht in vertretbarer Zeit durchgeführt werden kann. Eine Verschär-
fung der Rechtslage ist mit Satz 2 nicht verbunden. 
 
Zu § 37 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 Satz 1 entspricht § 30 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 a.F. Auf die Ermächtigung in § 30 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 a.F., weitere notwendige Treppen verlangen zu können, wird im Hin-
blick auf die neue Regelung in § 36 Abs. 3 Satz 2 verzichtet. Das Erfordernis weiterer notwen-
diger Treppen wegen Überschreitung der Rettungsweglänge in § 38 Abs. 2 Satz 1 bleibt davon 
unberührt. Satz 2 entspricht § 30 Abs. 1 Satz 2 a.F. und lässt im Einzelfall flache Rampen an-
stelle notwendiger Treppen zu. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht § 30 Abs. 2 a.F. mit einer lediglich redaktionellen Änderung. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 übernimmt die Regelungen des § 30 Abs. 3 a.F.; zusätzlich wird klargestellt, dass die 
Erleichterungen für Treppen innerhalb von Nutzungseinheiten nur für Maisonetttreppen nach 
§ 38 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 gelten. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 regelt die bisher in Abschnitt 6 der Anlage 1 enthaltenen Brandschutzanforderungen an 
die tragenden Teile notwendiger Treppen. Eine Erleichterung für Treppen gilt für Gebäude der 
Gebäudeklassen 1 und 2 (Satz 1). Tragende Teile von Außentreppen, die als notwendige Treppe 
nach § 38 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 ohne Treppenraum zulässig sind, müssen nur für Gebäude der 
Gebäudeklassen 3 bis 5 nicht brennbar sein (Satz 2). 
 
Zu Abs. 5 bis 7 
Abs. 5 entspricht unverändert § 30 Abs. 4 a.F. 
 
Zur Förderung der Barrierefreiheit wird in Abs. 6 Satz 2 klargestellt, dass auch die Barrierefrei-
heit das Erfordernis begründen kann, für Treppen auf beiden Seiten Handläufe und Zwischenhand-
läufe vorzusehen. Bisher wurde dies aus der Anforderung der Verkehrssicherheit abgeleitet. 
 
Nicht jede Treppe braucht künftig einen zweiten Handlauf. Aus Gründen der Barrierefreiheit kann 
ein zweiter Handlauf erforderlich sein, wenn alte Menschen, Personen mit Kleinkindern, Kinder, 
Menschen mit Behinderung auf die Nutzung der Treppen angewiesen sind. Unabhängig von Abs. 
6 Satz 2 ist nach § 54 Abs. 2 bei notwendigen Treppen in öffentlich zugänglichen Gebäuden oder 
Bereichen ein zweiter Handlauf auszuführen. 
 
Zur Barrierefreiheit in öffentlich zugänglichen Gebäuden siehe Begründung zu § 54 Abs. 2 Satz 1. 
 
Abs. 7 entspricht inhaltlich § 30 Abs. 6 a.F. Aus sprachlichen Gründen ist Abs. 7 in zwei Sätze 
geteilt worden. 
 
Zu § 38  
§ 38 enthält wie bisher § 31 a.F. die Anforderungen an notwendige Treppenräume und an Aus-
gänge. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 Satz 1 neu aufgenommen ist das der Forderung nach Herstellung durchgehender 
Treppenräume zugrunde liegende Schutzziel: Sicherstellung der Rettungswege aus den Geschos-
sen ins Freie (vgl. § 36 Abs. 1 und 2). Dadurch wird auch klargestellt, dass für andere als not-
wendige Treppen kein Treppenraum nach § 38 erforderlich ist. 
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Satz 2 enthält wie § 31 Abs. 1 Satz 2 a.F. die Grundanforderungen für die nach Satz 1 herzu-
stellenden notwendigen Treppenräume; die Änderungen sind redaktioneller Art. 
 
Satz 3 entspricht § 31 Abs. 1 Satz 3 a.F. mit redaktionellen Änderungen zur Anpassung an die 
Regelung der MBO. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht der Regelung des § 31 Abs. 2 a.F. und enthält die (unveränderten) Anforde-
rungen an die Lage und Anzahl notwendiger Treppenräume, die sich insbesondere aus der 
Fluchtweglänge ergeben. Dabei entspricht Satz 2 dem § 31 Abs. 2 Satz 3 a.F. Ergänzend wird 
in Satz 3 verlangt, dass mehrere notwendige Treppenräume möglichst entgegengesetzt liegen 
sollen, um im Rahmen der Möglichkeiten eine alternative Fluchtrichtung zu erhalten. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 entspricht § 31 Abs. 3 a.F; die Änderungen folgen der MBO. Zur Vereinfachung und 
zur besseren Verständlichkeit wird die durchgängige Differenzierung zwischen außenliegenden 
und innenliegenden Treppenräumen aufgegeben. In Satz 1 wird daher das grundsätzliche Erfor-
dernis der Lage von Treppenräumen an einer Außenwand und folglich auch die Ausnahmerege-
lung für innen liegende Treppenräume (Satz 2 a.F.) gestrichen; der Sachverhalt wird in Abs. 8 
behandelt. Die Voraussetzungen für die Zulässigkeit eines Treppenraumes, dessen Ausgang 
nicht unmittelbar ins Freie führt, finden sich in Satz 2 (bisher: § 31 Abs. 3 Satz 3 a.F.). Die 
Voraussetzungen bleiben dem Grunde nach gleich. In Nr. 2 wird dem Umstand Rechnung ge-
tragen, dass Anlage 1 zu den Bauteil- und Baustoffanforderungen nicht mehr existiert; die kon-
kreten Anforderungen an die Wände notwendiger Treppenräume sind nun in Abs. 4 und Abs. 5 
Nr. 2 vorgegeben. Die Anforderung nach Nr. 3 wird sprachlich dahin gehend konkretisiert, 
dass statt "Rauchschutzabschlüssen" nun rauchdichte und selbst schließende Abschlüsse zu not-
wendigen Fluren gefordert werden. 
 
In Satz 3 wird die bisher in § 31 Abs. 4 enthaltene Regelung übernommen, nach der in Ge-
schossen mit mehr als vier Nutzungseinheiten notwendige Flure angeordnet sein müssen. Da 
nach dem Entwurf Wohnheime, anders als in der MBO, keine Sonderbauten sind, wird die bis-
herige Begrenzung von direkt an den Treppenraum anbindende Nutzungseinheiten beibehalten. 
Andernfalls besteht die Gefahr der "Überdehnung" des Treppenraumbegriffs, indem weitläufige 
Flurstrukturen z. B.in Wohnheimen offen mit dem Treppenraum verbunden werden. Dies wür-
de die Funktion des Fluchtweges als auch den Angriffsweg der Feuerwehr beeinträchtigen. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 enthält nun ausformuliert die mit Nr. 7.1 und 7.2 der Anlage 1 a.F. inhaltsgleichen An-
forderungen an die Treppenraumwände und den oberen Abschluss des Treppenraums. Die Er-
leichterungen für nach a.F. brennbare Bauteile (hoch feuerhemmend statt feuerbeständig) für 
Gebäude der Gebäudeklasse 4 wird dabei übernommen (siehe zu §§ 30-35). 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 enthält nun ausformuliert die mit Nr. 7.3 und 7.4 der Anlage 1 a.F. inhaltsgleichen An-
forderungen an die treppenhausseitig verwendeten Baustoffe und Einbauten. Die Forderung 
nach einer Bekleidung aus nicht brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke für Wände und 
Decken aus brennbaren Baustoffen ergab sich bisher bereits aus Nr. 7.3. der Anlage 1. 
 
Zu Abs. 6  
Abs. 6 enthält die bisher in Anlage 1 Abschnitt 7.5 enthaltenen Anforderungen an die Öffnun-
gen in den raumabschließenden Bauteilen von Treppenräumen. Für die Türen zu sonstigen 
Räumen und Nutzungseinheiten (Satz 1 Nr. 3, das sind insbesondere Wohnungen sowie Nut-
zungseinheiten mit bis zu 200 m2) besteht die Anforderung "dicht und selbst schließend" unab-
hängig von der Gebäudeklasse.  
 
In Satz 2 wird die Breite auch für dicht und selbst schließende Türen zum Treppenraum auf 
2,50 m begrenzt, um übergroße Türanlagen ohne Rauch- bzw. Feuerschutz auszuschließen, bei 
denen die Wand zur Tür wird. 
 
Satz 3 nimmt die Regelung der Fußnote 12 der Anlage 1 a.F. zu Feuer- und Rauchschutzab-
schlüssen mit lichtdurchlässigen Seitenteilen und Oberlichten auf, wobei im Hinblick auf die 
neue Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmung nach § 90 und die daraus resultierenden 
Bauproduktenverwendung die maximal zulässige Größe der Abschlüsse an die MBO auf eine 
Gesamtbreite von 2,50 m (zuvor 3,50 m) angepasst wird.  
 
Feststehende Seitenteile für dicht und selbst schließende Abschlüsse müssen in der Qualität der 
Wand ausgeführt werden. Weitere Konkretisierungen der Anforderungen an dicht und selbst 
schließende Türen finden sich in A.2.1.11 der M-VVTB (vgl. § 90). Ob diese zu ergänzen ist, 
wird im Rahmen der nächsten Überarbeitung geprüft. 
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Zu Abs. 7 und 8 
Die Abs. 7 und 8 greifen den Inhalt des § 31 Abs. 5 und 6 a.F. auf. 
 
Abs. 7 enthält die Anforderungen an die Beleuchtung und die Sicherheitsbeleuchtung. Im Hin-
blick auf die Aufgabe der Differenzierung zwischen innen- und außenliegenden Treppenräumen 
wird nun risikobezogen zwischen Treppenräumen mit und ohne Fenster im Sinne des Abs. 8 
Satz 2 Nr. 1 unterschieden. Bezüglich der Notwendigkeit einer Sicherheitsbeleuchtung wird an-
statt auf die Gebäudeklasse auf die Höhe von 13 m (vgl. Höhenermittlung für Gebäudeklasse 4 
in § 2 Abs. 4 Satz 2) als Risikofaktor abgestellt. 
 
Abs. 8 wird unter Berücksichtigung des Abs. 3 Satz 2 a.F., der entfallen ist, neu gefasst. 
 
Satz 1 enthält die Grundanforderung der Belüftung notwendiger Treppenräume entsprechend 
§ 31 Abs. 6 a.F. Daneben wird neu, zur Klarstellung, die Grundanforderung an die Entrau-
chung notwendiger Treppenräume aufgenommen. Mit Blick auf häufige Fehlinterpretationen 
bezüglich des dieser Anforderung zugrunde liegenden Schutzziels wird erläuternd hinzugefügt, 
dass die Entrauchung der Unterstützung wirksamer Löscharbeiten dient. 
 
Aufgrund der aufgegebenen Differenzierung zwischen innen- und außenliegenden Treppenräu-
men werden die Anforderungen zur Sicherstellung der zuvor genannten Grundanforderungen 
neu strukturiert. Satz 2 unterscheidet zwischen der Herstellungspflicht für Fenster und Öffnun-
gen zur Rauchableitung an oberster Stelle. Die Fenster dienen der Belüftung und Belichtung 
sowie, in Verbindung mit der geöffneten Haustür als Nachströmöffnung für die Zuluft, der 
Rauchableitung. Bei Herstellung einer Öffnung zur Rauchableitung an oberster Stelle sind fens-
terlose notwendige Treppenräume zulässig. 
 
Nach Satz 3 ist wie bisher auch schon bei Gebäuden der Gebäudeklasse 5 stets eine Rauchablei-
tungsöffnung erforderlich. 
 
Satz 4 nimmt inhaltlich den Zulassungsvorbehalt für jedweden innenliegenden Treppenraum des 
§ 31 Abs. 3 Satz 2 a.F. auf. Besondere Vorkehrungen kommen nun jedoch nur noch für not-
wendige Treppenräume ohne Fenster in Gebäuden der Gebäudeklasse 4 und 5 in Betracht. 
 
Solche Vorkehrungen können z.B. darin bestehen, dass der Raucheintritt aus anschließenden 
Nutzungseinheiten begrenzt (Anordnung notwendiger Flure/Vorräume, qualifizierte Abschlüsse) 
und die Zuluftzufuhr verstärkt wird (ggf. maschinelle Spülluft). Satz 5 bestimmt anlog § 31 
Abs. 6 Satz 3 die Mindestgröße der Öffnungen für die Rauchableitung und regelt die Bedienung 
der Abschlüsse dieser Öffnungen. 
 
§ 31 Abs. 4 a.F. wird zur Anpassung an die MBO und im Hinblick auf die seit 2002 bestehende 
Forderung, dichtschließende Türen mit Obentürschließern zu versehen, gestrichen. 
 
Zu § 39 
§ 39 entspricht § 32 a.F. In der Überschrift wird konkretisiert, dass neben notwendigen Fluren 
"offene" Gänge Regelungsinhalt der Vorschrift sind. 
 
Zu Abs. 1 
Die Legaldefinition von notwendigen Fluren in Abs. 1 Satz 1 wird redaktionell geändert, inhalt-
lich stimmt sie aber mit der Definition nach § 32 Abs. 1 Satz 1 a.F. überein. Integriert wird das 
Schutzziel: Notwendige Flure müssen so angeordnet und ausgebildet sein, dass die Nutzung im 
Brandfall ausreichend lang möglich ist. 
 
Satz 2 nimmt wie bisher § 32 Abs. 1 Satz 2 a.F. bestimmte Fälle von den Anforderungen an 
Flure aus. Die bisherige Formulierung, dass in diesen Fällen Flure nicht als notwendige Flure 
gelten, wird klarstellend ersetzt durch die Formulierung, dass sie in diesen Fällen nicht erfor-
derlich sind. 
 
Die Ausnahme aller Flure in den Gebäudeklassen 1 und 2 (Nr. 1 a.F.) wird in zwei Ausnahme-
tatbestände nach Nr. 1 und 2 aufgegliedert mit dem Resultat, dass nun in Gebäuden der Gebäu-
deklasse 1 und 2, die keine Wohngebäude sind, in Kellergeschossen notwendige Flure erforder-
lich sind. Nr. 3 wird redaktionell an § 36 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 MBO angepasst. Die Änderung 
der Reihenfolge dient der Klarstellung, dass sich die Größenbegrenzung von 200 m2 nur auf die 
Nutzungseinheiten und nicht auch auf Wohnungen bezieht. Nr. 4 entspricht weitgehend § 32 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 a.F. und eröffnet die Möglichkeit, auch in Teilen großer Nutzungseinheiten 
auf notwendige Flure zu verzichten, wenn die Teileinheit brandschutztechnisch einer selbststän-
digen Nutzungseinheit entspricht (Trennwände zu anderen Bereichen; ein eigenes, von den an-
deren Teilen unabhängiges Rettungswegsystem nach § 36 Abs. 1). 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht § 32 Abs. 2 a.F. unverändert. 
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Zu Abs. 3 
Abs. 3 entspricht inhaltsgleich § 32 Abs. 3 a.F. und wird redaktionell an § 36 Abs. 3 MBO an-
gepasst. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 enthält die bisher in Anlage 1 Abschnitt 8 enthaltenen Anforderungen an die Flurwände 
und entspricht § 36 Abs. 4 MBO. 
 
In Satz 1 wird die Anforderung an die Feuerwiderstandsfähigkeit geregelt. Das Schutzziel des 
Raumabschlusses für Flur(trenn)wände wird zur Klarstellung aufgenommen. Abweichend von 
der a.F. sind zur Erleichterung nun feuerhemmende Flurwände in Gebäuden der Gebäudeklasse 
5 aus brennbaren Baustoffen auch ohne Brandschutzbekleidung zulässig. Die Wände notwendi-
ger Flure in Kellergeschossen müssen - wie die Trennwände von Aufenthaltsräumen in Keller-
geschossen - der Feuerwiderstandsfähigkeit der Tragkonstruktion des Kellergeschosses entspre-
chen. In Kellergeschossen von Gebäuden ab der Gebäudeklasse 3 müssen diese also feuerbe-
ständig sein. Satz 2 und 3 entsprechen § 32 Abs. 4 Satz 1 und 2 a.F., in Satz 3 gibt es eine 
aufgrund des Wegfalls der Anlage zur Bauteil- und Baustoffanforderungen notwendige redaktio-
nelle Änderung. Satz 4 Halbsatz 1 entspricht § 32 Abs. 4 Satz 3 a.F.; neu ist die Regelung des 
Halbsatzes  2. Demnach werden zu Lagerbereichen in Kellergeschossen qualifizierte Feuer-
schutzabschlüsse verlangt. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 entspricht § 32 Abs. 5 a.F. Das Wort "Umwehrungen" wird in Angleichung an § 33 
Abs. 5 MBO durch "Brüstungen" ersetzt. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 regelt unabhängig von der Gebäudeklasse die Anforderungen an die flurseitigen Baustof-
fe, die nicht brennbar sein müssen (Satz 1). Analog müssen (unbekleidete) Wände aus brennba-
ren Baustoffen eine Bekleidung aus nicht brennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke erhal-
ten. Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 3 unterlagen Bekleidungen, Unterdeckungen, Dämmstoffe 
sowie Oberflächen nicht bekleideter Wände und Decken bislang der Anforderung B 2; die Än-
derung dient der Anpassung an die MBO. 
 
Zu § 40  
§ 40 enthält die zuvor in § 34 a.F. geregelten Anforderungen an Fenster, Türen und sonstige 
Öffnungen. In der Überschrift wird das Wort "Kellerlichtschächte" durch die allgemeinere Be-
grifflichkeit "sonstige Öffnungen" ersetzt. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 entfällt die Forderung nach Aufzügen, Halterungen oder Stangen, da diese bei einer 
üblichen Reinigung von einem Hubsteiger aus hinderlich sein können. Der Entfall der Forde-
rung dient der Verschlankung der HBO. Der Abs. 1 wird darauf reduziert, dass Fensterflächen 
gefahrlos gereinigt werden können. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 1 entspricht § 34 Abs. 2 Satz 1 a.F. unverändert; die Änderungen in Satz 2 sind 
redaktioneller Natur zur Anpassung an § 37 Abs. 2 S. 2 MBO. 
 
Zu Abs. 3 und 4 
§ 34 Abs. 4 a.F. ist nun § 40 Abs. 3, und § 34 Abs. 3 a.F. findet sich nun in § 40 Abs. 4 mit 
einer Einfügung: das Erfordernis für eine Öffnung ins Freie gilt für Kellergeschosse ohne Fenster. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 entspricht inhaltlich und nur redaktionell geändert § 35 Abs. 5 a.F. Mit der Aufnahme 
des Bezugs auf § 36 Abs. 2 Satz 2 wird klargestellt, dass es sich um eine Anforderung an den 
zweiten Rettungsweg handelt. Zudem ist die Regelung nur noch auf Fenster - statt auf Öffnun-
gen generell - bezogen, was der Praxis entspricht. Die Mindestgröße von 0,90 m x 1,20 m lässt 
sowohl 0,90 m breite und 1,20 m hohe als auch 1,20 m breite und 0,90 m hohe Fenster zu. Die 
erforderliche Größe muss tatsächlich zur Verfügung stehen und darf nicht durch Fensteruntertei-
lungen eingeschränkt werden. Daher muss auch das Rohbaumaß der Fensteröffnungen entspre-
chend größer sein. 
 
Zu § 41 
§ 41 entspricht der Vorschrift des § 35 a.F. In der Überschrift wird nur noch der Überbegriff 
"Umwehrungen" verwendet. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 Nr. 1 Halbsatz 2 wird die beispielhafte Aufzählung für die Ausnahmen gestrichen; 
sonst bleibt die Vorschrift wortgleich mit § 35 Abs. 1 a.F. 
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Abs. 2 Satz 3 a.F. wird nicht übernommen, da der Regelungsinhalt, dass Fenster mit niedriger 
Brüstung zu sichern sind, bereits hinreichend in Abs. 1 und Abs. 3 enthalten ist. Ansonsten ent-
sprechen Abs. 2 bis 4 dem § 35 Abs. 2 bis 4 a.F. 
 
Zu Abs. 5 
An der in Abs. 5 geregelten Kindersicherheit von Umwehrungen wird festgehalten, auch wenn 
die MBO diese Regelung nicht vorsieht. In Satz 2 wird der erlaubte seitliche Zwischenraum 
zwischen Geländer oder Brüstung und zu sichernde Fläche von 4 auf 6 cm erhöht. Diese Ände-
rung dient der Angleichung an die Maßvorgaben der als technische Baubestimmung bauaufsicht-
lich eingeführten DIN 18065:2001-06 "Gebäudetreppen". 
 
Im Übrigen bleiben die Regelungen unverändert. 
 
Zum sechsten Abschnitt (§§ 42 bis 49) 
 
Der sechste Abschnitt fasst alle Regelungen zusammen, die (ggf. auch im weiteren Sinne) die 
Technische Gebäudeausrüstung betreffen. Dementsprechend ist die Überschrift gefasst. Dieser 
Abschnitt entspricht vom Regelungsgegenstand weitgehend dem bisherigen fünften Abschnitt 
"Haustechnische Anlagen". 
 
Zu § 42 
Die Anforderungen an Aufzüge waren zuvor im vierten Abschnitt a.F. (§ 33 a.F.) geregelt und 
werden in Angleichung an die MBO (§ 39) in den Abschnitt "Technischen Gebäudeausrüstun-
gen" verschoben. Den bestehenden Regelungen wird ein neuer Abs. 1 vorangestellt. 
 
Zu Abs. 1 
Nach Abs. 1 gelten für Aufzugsanlagen, die nicht als Arbeitsmittel verwendet werden, §§ 5, 
10, 15 und 17 und Anhang 2 der Betriebssicherheitsverordnung vom 3. Februar 2015 (BGBl. I 
S. 49), zuletzt geändert durch Gesetz vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626), entsprechend. Da-
mit wird die Regelung des § 78 Abs. 5 a.F. aufgegriffen und konkretisiert. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 1 entspricht § 33 Abs. 1 Satz 1 a.F. mit einer redaktionellen Änderung; Satz 2 ist 
gleich geblieben. Satz 3 enthält wie § 33 Abs. 1 Satz 3 a.F. eine Aufzählung der Fälle, bei 
denen Aufzüge ohne eigenen Fahrschacht zulässig sind: 

- wie bisher in notwendigen Treppenräumen bis zur Hochhausgrenze, da erfahrungsgemäß 
keine vom Aufzug ausgehende Gefahr zu erwarten ist (Nr. 1), 

- innerhalb von Räumen, die Geschosse überbrücken (Nr. 2) - inhaltlich gleich zu § 33 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 a.F; bei anderer Formulierung (bisher: innerhalb mehrgeschossiger 
Räume, wie Hallen), 

- die neue Nr. 3 stellt generell auf Aufzüge zur Verbindung von Geschossen ab, die offen 
miteinander in Verbindung stehen dürfen, da in diesen Fällen ein Luftverbund zwischen 
den Geschosse unterstellt wird. Hierunter kann aufgrund § 34 Abs. 4 Nr. 2 auch die Nr. 
4 a.F. "Aufzüge innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m² Brutto-
Grundfläche in nicht mehr als zwei Geschossen" subsumiert werden, die darum entfällt, 

- Aufzüge in Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 (Nr. 4), was der Ausnahme in § 33 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 a.F. entspricht. 

 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 enthält in Satz 1 Halbsatz 1 die bisher in Anlage 1 Zeile 9.1 enthaltenen Anforderungen 
an die Fahrschachtwände und stellt klar, dass sie sich auf den Raumabschluss beziehen. Die An-
forderungen werden, den Anforderungen an die tragenden Teile des Gebäudes folgend, abge-
stuft. Für Fahrschachtwände, die auch aus brennbaren Baustoffen zulässig sind (feuerhemmend 
in Gebäudeklasse 3) wird verlangt, dass sie schachtseitig eine Bekleidung aus nicht brennbaren 
Baustoffen in ausreichender Dicke erhalten (Halbsatz 2). Satz 2 entspricht § 33 Abs. 2 a.F. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 entspricht § 33 Abs. 3 a.F., neu eingefügt wird lediglich Satz 2. Aus Gründen der Ener-
gieeinsparung werden vermehrt die Öffnungen zur Rauchableitung mit Verschlüssen versehen. 
Der neue Satz 2 regelt, welche Anforderungen solche Abschlüsse erfüllen müssen. Als eine ge-
eignete Stelle für die Bedienung des Abschlusses (Handauslösung) kommt der Bereich vor der 
Fahrschachttür des Erdgeschosses (Zugangsebene des Gebäudes) in Betracht. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 entspricht weitgehend § 33 Abs. 4 a.F. 
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Um die barrierefreie Erreichbarkeit weiter zu fördern, wird der Begriff "Wohnungen" in Satz 3 
durch den Begriff "Nutzungseinheiten" ersetzt. Zudem entfallen zugunsten der Barrierefreiheit 
die in Satz 4 a.F. geregelten Ausnahmen, dass bei besonderen Schwierigkeiten auf Haltestellen 
im obersten Geschoss und im Kellergeschoss verzichtet werden kann. Eine Ausnahme ist nach 
Satz 4 (neu) nun nur noch vorgesehen, wenn die Errichtung eines Aufzuges bei einer Aufsto-
ckung eines Gebäudes nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden kann. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 entspricht inhaltlich § 33 Abs. 5 a.F. Aus sprachlichen Gründen wurde Satz 1 in zwei 
Sätze geteilt. Die nachfolgenden Sätze werden entsprechend angepasst. In Satz 1 ist zudem die 
Angabe "zur Aufnahme eines Rollstuhles von mindestens 1,10 m x 1,40 m" entfallen. Abs. 5 
Satz 2 fordert bereits, dass der Aufzug einen Rollstuhl aufnehmen können muss. Die Fläche für 
die Aufnahme eines Rollstuhls ergibt sich aus der DIN 18040 bzw. DIN EN 81 Teil 71. Damit 
konzentriert sich Abs. 6 Satz 1 auf die Nutzung des Aufzugs mit der Krankentrage. 
 
Zu § 43 
§ 43 regelt Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle und beinhaltet damit einen Groß-
teil der Regelungen des § 36 a.F. unter Angleichung an § 40 MBO. Die Anforderungen an die 
bisher von § 36 a.F. ebenfalls umfassten Lüftungsanlagen sind nun separat in § 44 geregelt. 
Entsprechend ist die Überschrift des § 43 angepasst. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 entspricht § 36 Abs. 1 Satz 1 a.F. mit folgenden Änderungen: Die Aufzählung der Bau-
teile "trennende Wände und Decken" wird durch die Wörter "raumabschließende Bauteile" als 
Oberbegriff ersetzt. Die Änderung berücksichtigt, dass für alle Bauteile, die im Brandfall gegen 
die Brandausbreitung widerstandsfähig sein müssen, die Durchführung von Leitungen eine 
Schwachstelle darstellen kann. Damit wird auch die Regelung des § 36 Abs. 1 Satz 3 a.F. inte-
griert. Die Wörter "Übertragung von Feuer und Rauch" werden zusammenfassend durch den 
Begriff "Brandausbreitung" ersetzt.  
 
Die Erleichterungen nach Halbsatz 2 werden erweitert: 

- Diese sind nicht mehr auf Decken beschränkt (so § 36 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 a.F.). 

- Unter Nr. 2 wird ein neuer Tatbestand ("innerhalb von Wohnungen") eingefügt. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht § 36 Abs. 1 Satz 2 a.F. mit redaktionellen Änderungen. 
 
Zu Abs. 3 
Nach Abs. 3 gelten Abs. 1 und § 44 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 für Installationsschächte und  
-kanäle entsprechend. Soweit auf Bestimmungen des § 44 verwiesen wird, greift dies den Ver-
weis nach § 36 Abs. 8 a.F. für Installationsschächte und -kanäle auf Regelungen zu Lüftungsan-
lagen und -leitungen (§ 36 Abs. 3 und 4 a.F.) auf. 
 
Zu § 44 
§ 44 entspricht § 41 MBO und erfasst die Regelungen des § 36 Abs. 2 bis 7 a.F. für Lüftungsan-
lagen in einem eigenen Paragrafen. Somit wird klargestellt, dass sie sich hinsichtlich der Risikobe-
trachtung und der daraus abzuleitenden Anforderungen von den Leitungsanlagen unterscheiden. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 entspricht § 36 Abs. 2 a.F. unverändert. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 1, der inhaltlich § 36 Abs. 3 Satz 1 a.F. entspricht, wird redaktionell an die MBO 
angepasst. 
 
Satz 2 entspricht inhaltlich § 36 Abs. 3 Satz 2 a.F.; die Aufzählung der Bauteile "trennende Wän-
de und Decken" wird im Hinblick auf eine eindeutige Schutzzielbeschreibung (siehe zu §§ 30-35) 
durch die Wörter "raumabschließende Bauteile" ersetzt. Neben der Frage der Durchführung durch 
diese Bauteile steht im Vordergrund der Risikobetrachtung die mögliche Brandausbreitung durch 
die Funktion bzw. Geometrie der Lüftungsanlage (Transport von Feuer und Rauch). 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 entspricht § 36 Abs. 4 Satz 1 a.F.; auf die Schallschutzanforderung (§ 36 Abs. 4 Satz 2 
a.F.) wird im Hinblick auf § 15 und die als Technische Baubestimmung eingeführte DIN 4109 
verzichtet. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 entspricht § 36 Abs. 5 a.F., wobei sich die Formulierung des Satz 1 geändert hat: Lüf-
tungsanlagen dürfen nicht in Abgasanlagen eingeführt werden, wohingegen nach § 36 Abs. 5 
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Satz 1 a.F. Lüftungsleitungen nicht an Abgasanlagen angeschlossen werden durften. Die Bedin-
gungen, unter denen eine Nutzung von Lüftungsleitungen zur Abgasableitung zulässig ist, wer-
den nun als Schutzziele formuliert. 
 
Satz 2 und 3 werden unverändert aus Abs. 5 a.F. entnommen. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 enthält, wie bisher § 36 Abs. 9 a.F., die Ausnahmen, die um Lüftungsanlagen innerhalb 
von Wohnungen (Nr. 2) erweitert werden. 
 
§ 36 Abs. 6 a.F. entspricht nicht mehr der Baupraxis und entfällt daher. 
 
Zu Abs. 6 
Abs. 6 entspricht § 36 Abs. 7 a.F. 
 
Zu § 45 
§ 45 entspricht § 37 a.F. und wird an § 42 MBO angeglichen. Die Vorschriften werden auf die im 
Gesetz erforderlichen Grundregeln zu Feuerungsanlagen und zur Brennstofflagerung reduziert. 
Anlagen, die mithilfe von Verbrennungsprozessen (auch) Wärme erzeugen, aber keine Feuerstät-
ten sind, werden hinsichtlich der Aufstellung und Ableitung der Verbrennungsgase erfasst, da bei 
der Ableitung dieser Abgase durch das Gebäude bauliche Vorkehrungen zum Gesundheits- und 
zum Brandschutz erforderlich sind. Die in § 37 Abs. 5 bis 7 a.F. enthaltenen Einzelregelungen zur 
Aufstellung von Gasfeuerstätten und von Abweichungen sollen wegen der leichteren Anpassung an 
technische Entwicklungen in die Feuerungsverordnung verlagert werden. 
 
Zu Abs. 1 und 2 
Abs. 1 enthält die Legaldefinition sowie die Grundsatzanforderung für Feuerungsanlagen, die 
betriebssicher und brandsicher sein müssen. Mit der Kürzung des Gesetzestextes in Abs. 1 ist 
keine Reduzierung der Anforderungen verbunden. Die notwendigen Anforderungen an den 
Schallschutz werden durch § 15 Abs. 2, der auch Feuerungsanlagen erfasst, sichergestellt. 
 
Abs. 2 enthält die Voraussetzungen an die Aufstellung von Feuerstätten. 
 
Zu Abs. 3 und 4 
Abs. 3 enthält die grundsätzlichen Anforderungen an die Abgasanlagen, Abs. 4 die Anforde-
rungen an die Brennstofflagerung und an Rohrleitungen für brennbare Gase und Flüssigkeiten. 
Zusätzliche Anforderungen zur Sicherstellung der Stand- und Auftriebssicherheit bei Hochwas-
ser wurden nicht aufgenommen, da es sich hierbei um eine dem Wasserrecht zugeordnete Mate-
rie handelt, die in den einschlägigen landesrechtlichen Verordnungen über den Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen abgearbeitet wird; daneben und zusätzlich bauordnungsrechtliche 
Regelungen zu treffen, erscheint jedenfalls nicht sachgerecht. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 regelt die entsprechende Anwendung der Abs. 1 bis 3 für die Aufstellung und die Ablei-
tung der Verbrennungsgase von Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwerken usw. Die Anla-
gen selbst unterliegen nicht dem Bauordnungsrecht. 
 
Zu § 46 
Die Regelungen zu sanitären Anlagen, zu Toilettenanlagen in Gaststätten sowie zur Wasserver-
brauchszählerpflicht werden in § 46 zusammengefasst. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 enthält wortgleich die Regelung des § 43 Abs. 5 Satz 2 a.F., dass bei fensterlosen Bä-
dern und Toiletten eine wirksame Lüftung gewährleistet sein muss. 
 
Zu Abs. 2 
Die Pflicht, in Wohnungen Einrichtungen zur Erfassung des Wasserverbrauchs zu haben, ist in 
Angleichung an die MBO, die diese Vorgabe innerhalb der Regelung zu "sanitären Anlagen" 
verortet, in § 46 Abs. 2 - statt wie bisher in § 38 Abs. 4 a.F. - geregelt. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 enthält die Verpflichtung zur Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von Gästetoilet-
tenanlagen in Gaststätten mit Alkoholausschank. Nach Wegfall der bundesrechtlichen Regelung 
zur Toilettenpflicht war auf eine landesrechtliche Regelung verzichtet worden. Wegen negativer 
Erfahrungen wurde die Regelung Ende 2016 wieder eingeführt (§ 39 Abs. 2 a.F.). 
 
Die bisher in § 38 Abs. 1 bis 3 a.F. enthalten Regelungen zu Wasserversorgungsanlagen sind 
als entbehrlich entfallen. Die Anforderung, dass Gebäude mit Aufenthaltsräumen nur errichtet 
werden dürfen, wenn die Versorgung mit Trinkwasser dauernd gesichert ist (§ 38 Abs. 1 a.F.), 
ist bereits in dem bauplanungsrechtlichen Erfordernis der gesicherten Erschließung enthalten. 
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Einer gesonderten Regelung mit dem Inhalt, dass zur Brandbekämpfung eine ausreichende Was-
sermenge zur Verfügung stehen muss (§ 38 Abs. 2 a.F.), bedarf es mit Rücksicht auf die 
Grundanforderung des § 14 Abs. 1 nicht, da wirksame Löschmaßnahmen die ausreichende 
Löschwasserversorgung voraussetzen. Die Pflicht zur Bereitstellung von Löschwasser ist hinrei-
chend im Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz geregelt. § 38 Abs. 3 a.F. ist teils 
durch das bauplanungsrechtliche Erschließungserfordernis, teils durch Wasserrecht, teils durch 
die einschlägigen kommunalen Satzungen überlagert, sodass er als eigenständige Regelung mit 
überdies konkretisierungsbedürftigem Inhalt entfallen kann. 
 
Die Regelung des § 39 Abs. 1 a.F. zu Anlagen für Abwasser und Niederschlagswasser entfällt 
ersatzlos. Sie ist entbehrlich, weil auch die Abwasserentsorgung einschließlich der Nieder-
schlagswasserentsorgung bereits Gegenstand des bauplanungsrechtlichen Erfordernisses der ge-
sicherten Erschließung ist. Wild abfließendes (auch Niederschlags-)Wasser ist Regelungsgegen-
stand des Landeswasserrechts. 
 
Zu § 47 
§ 47 entspricht § 40 Abs. 3 a.F. mit redaktionellen Änderungen und wird damit an § 44 MBO 
angeglichen. Die Überschrift wird neu gefasst. Die Abs. 1, 2 sowie Abs. 3 Satz 5 des § 40 a.F. 
entfallen. 
 
§ 40 Abs. 1 a.F. stellt eine überflüssige Doppelregelung im Verhältnis zum bauplanungsrechtli-
chen Erfordernis der gesicherten Erschließung, zum Wasserrecht und zu den einschlägigen ge-
meindlichen Anschluss- und Benutzungssatzungen dar. § 40 Abs. 2 a.F. verfolgt Schutzziele, 
die bereits durch Wasserrecht abgedeckt werden. Der dem Nachbarschutz dienenden Vorschrift 
des § 40 Abs. 2 Satz 4 a.F. kommt im Verhältnis zum Immissionsschutzrecht und zum 
bau(planungs)rechtlichen Rücksichtnahmegebot kein eigenständiger Regelungsgehalt zu. § 40 
Abs. 3 Satz 5 a.F. ist entbehrlich, da die dort genannten Anforderungen durch das Wasserhaus-
haltsgesetz und das Hessische Wassergesetz bereits umfassend geregelt werden. 
 
Zu § 48  
§ 48 ersetzt die Regelung des § 41 a.F. und entspricht nun § 45 MBO. Die Überschrift wird neu 
gefasst. 
 
Nach § 41 Satz 1 a.F. waren für Abfallbehältnisse Standflächen im Freien zu schaffen. Dieses 
Erfordernis ist nun entfallen. § 48 nennt - wie auch schon § 41 a.F. - die konkreten Anforde-
rungen, die Räume, in denen feste Abfallstoffe aufbewahrt werden, erfüllen müssen, die nun je-
doch nur für Gebäude der Gebäudeklassen 3 bis 5 gelten. Die Räume müssen raumabschließen-
de Wände mit der Feuerwiderstandsfähigkeit der tragenden Bauteile des Gebäudes und Ab-
schlüsse haben, unmittelbar vom Freien entleert werden können und wirksam zu lüften sein. 
 
Zu § 49 
Das Erfordernis von Blitzschutzanlagen nach § 49 entspricht § 46 MBO und § 13 Abs. 4 a.F. 
 
Zum siebenten Abschnitt (§§ 50 bis 51) 
Der siebte Abschnitt (bisher sechster Abschnitt - "Aufenthaltsräume und Wohnungen") trägt nun-
mehr die Überschrift "Nutzungsbedingte Anforderungen". Er fasst darunter Anforderungen zu-
sammen, die an bauliche Anlagen wegen bestimmter (ggf. besonderer) Nutzungen zu stellen sind. 
 
Zu § 50 
§ 50 entspricht § 42 a.F. mit redaktionellen Änderungen in Abs. 2 und 3 zur Anpassung an 
§ 47 MBO. § 42 Abs. 4 a.F. zur Anforderung eines Rettungswegs ist entfallen, da die Ret-
tungswege zentral und umfassend in § 36 geregelt sind. 
 
Zu § 51 
Die in § 43 a.F. enthaltene Regelung über Wohnungen wird gestrafft und an § 48 MBO ange-
glichen. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 entspricht inhaltlich § 43 Abs. 3 a.F. mit redaktionellen Änderungen. 
 
§ 43 Abs. 1 a.F., wonach Wohnungen in Gebäuden, die nicht nur dem Wohnen dienen, einen 
besonderen Zugang haben müssen, entfällt. Das Nebeneinander von Wohnnutzung und sonstiger 
Nutzung wird hierdurch erleichtert. Auch bei üblichen Nutzungsmischungen, wie z.B. Arztpra-
xen oder freiberuflicher Nutzung neben dem Wohnen, muss nach geltendem Recht eine Abwei-
chungsentscheidung beantragt werden. Die durch das Nebeneinander der Nutzung verbundene 
Belastung für die Bewohner von Wohnungen ist vertretbar und wird deshalb hingenommen. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 übernimmt in Teilen die Regelung des § 43 Abs. 5 Satz 1 a.F. Die Ausnahme vom Er-
fordernis eines Bades mit Badewanne oder Dusche und einer Toilette für Wochenendhäuser 
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wird jedoch gestrichen, da nicht ersichtlich ist, warum in diesem Punkt geringere Anforderun-
gen an ein Wochenendhaus gestellt werden sollten. Es ist vielmehr zu vermuten, dass die bishe-
rige Erleichterung wegen des von den Nutzerinnen und Nutzern erwarteten Mindestkomforts in 
der Praxis keine Bedeutung mehr hat. 
 
§ 43 Abs. 5 Satz 2 a.F., wonach fensterlose Bäder und Toilettenräume nur zulässig sind, wenn 
eine wirksame Lüftung gewährleistet ist, wird wortgleich in § 46 Abs. 1 integriert. Es ist davon 
auszugehen, dass dem ohnehin in der Praxis entsprochen wird. 
 
Die Regelung des § 43 Abs. 2 a.F. wird - wegen der systematischen Zusammengehörigkeit - in 
die Vorschrift über das barrierefreie Bauen übernommen (§ 54 Abs. 1). 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 entspricht vom Regelungsinhalt § 43 Abs. 4 a.F. 
 
Satz 1 enthält die Anforderung für einen der Wohnung zugeordneten Abstellraum. Dieser kann 
innerhalb oder außerhalb der Wohnung liegen, muss aber ausschließlich der jeweiligen Woh-
nung zugeordnet sein. Der unbestimmte Rechtsbegriff "ausreichend groß" kann bei Bedarf in 
der Handlungsempfehlung zur Hessischen Bauordnung näher bestimmt werden. 
 
In Satz 2 werden weiterhin für Wohngebäude mit mehr als zwei Wohnungen Abstellräume für 
Kinderwagen gefordert. Die bisher enthaltene Zweckbestimmung "Abstellplätze für Fahrräder" 
entfällt, sie ist nun im Zusammenhang mit Stellplätzen für Kraftfahrzeuge in § 52 Abs. 4 und 5 
geregelt ist. Der Zweck "für Mobilitätshilfen" ist neu aufgenommen. Erfasst hiervon sind Geh-
hilfen wie z.B. Rollatoren und Rollstühle. Elektroscooter sind hiervon nicht erfasst. 
 
Die Abstellräume nach Satz 2 müssen - wie bisher - leicht erreichbar sein. Neu ist - abweichend 
von der MBO - die Anforderung, dass die Abstellräume ausreichend groß sein müssen. Sie 
müssen - auch insoweit abweichend von der MBO - zudem schwellenlos zugänglich sein. Hier-
von kann abgesehen werden, wenn die schwellenlose Erreichbarkeit mit einem unverhältnismä-
ßigen Mehraufwand verbunden wäre oder aus bautechnischen Gründen nicht möglich ist. Einer 
Abweichungsentscheidung bedarf es nicht. Zudem ist die Herstellung als Gemeinschaftsraum 
zulässig. Die Regelung erleichtert die Nutzung von Wohnungen für Familien und Menschen, 
die in ihrer Mobilität eingeschränkt sind. Sie trägt der demografischen Entwicklung Rechnung. 
 
Zum achten Abschnitt (§§ 52 bis 54) 
 
Der achte Abschnitt entspricht dem siebten Abschnitt a.F. zu besonderen Anlagen. 
 
Zu § 52 
§ 52 entspricht § 44 a.F. mit Ergänzungen zu den Abstellplätzen für Fahrräder. 
 
Zu Abs. 1 
Wie bisher fordert Abs. 1 die Gemeinden dazu auf, ein örtliches Verkehrskonzept zu erstellen, 
aus dem sich der Stellplatzbedarf ergibt. Abstellplätze für Fahrräder sind gesondert in Abs. 5 
geregelt. Neu werden die Kommunen darauf hingewiesen, dass Regelungen zur Bereitstellung 
von barrierefreien Stellplätzen in einer Satzung erforderlich sein können. Die Aufzählung der 
Garagen wird gestrichen, da "notwendige Stellplätze" bereits Stellplatz innerhalb sowie außer-
halb der Garage umfasst und in den nachfolgenden Absätzen angepasst wird. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 1 konkretisiert den Inhalt der kommunalen Stellplatzsatzung mit folgenden Abwei-
chungen gegenüber dem bisherigen § 44 Abs. 1 Satz 2: 

- In Nr. 4 Buchst. b wird der Fall der Aufstockung neben dem Ausbau von Dach- und 
Kellergeschossen als Möglichkeit des Verzichts auf notwendige Stellplätze ausdrücklich 
erwähnt. Zudem wird durch das verwendete Wort "insbesondere" verdeutlicht, dass der 
Katalog der Verzichtsgründe nicht abschließend ist. Auch andere Maßnahmen der Nach-
verdichtung können in eine Satzungsregelung aufgenommen werden.  

- Nr. 8 hebt die Bedeutung der Barrierefreiheit hervor und unterstützt damit die Herstel-
lung von entsprechenden Stellplätzen. 

 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 übernimmt unverändert von § 44 Abs. 2 die Festlegung, für welche Maßnahmen die aus 
der Stellplatzablösung eingenommenen Mittel verwendet werden dürfen. 
 
Zu Abs. 4 
Der neu eingefügte Abs. 4 ermöglicht, bis zu einem Viertel der notwendigen Stellplätze für Kraft-
fahrzeuge durch die Schaffung von Abstellplätzen für Fahrräder zu ersetzen (Satz 1 und 2). Hier-
durch soll der nicht motorisierte Individualverkehr gestärkt werden. Die Kommunen können nach 
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Satz 3 durch Satzung von dieser Regelung abweichen, indem sie die Regelung modifizieren oder 
deren Anwendung auch ganz ausschließen. Hierdurch wird, wie bisher, dem kommunalen Stell-
platz- und Abstellplatzkonzept Vorrang eingeräumt. 
 
Diese Regelung tritt nach § 93 erst am 1. Januar 2019 in Kraft. Die Kommunen haben damit 
ausreichend Zeit, bei Bedarf eine vorrangige Satzung zu erlassen. 
 
Zu Abs. 5 
Nach Abs. 5 Satz 1 und 2 besteht bei der Errichtung von Anlagen die Pflicht zur Schaffung 
schwellenlos erreichbarer Abstellplätze für Fahrräder in solcher Zahl, dass sie für die ord-
nungsgemäße Nutzung der Anlagen ausreichen (notwendige Abstellplätze). 
 
Die Anforderung "geeignete" des Satz 1 wird ebenso wie die erforderliche Zahl der Abstellplätze 
für Fahrräder durch eine Rechtsverordnung konkretisiert, zu der § 89 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ermäch-
tigt; Satz 3 verweist hierauf. Nach § 91 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 können die Gemeinden durch eine 
vorrangige Satzung die Gestaltung, Größe und Zahl notwendiger Abstellplätze für Fahrräder re-
geln. Falls eine solche Satzung nicht besteht, sind die durch Rechtsverordnung vorgegebenen An-
forderungen einzuhalten. Diese Regelungen sind erforderlich, um sicherzustellen, dass bei bauli-
chen Vorhaben auch tatsächlich ausreichend Abstellplätze für Fahrräder geschaffen werden. Die 
Ersetzungsmöglichkeit nach Abs. 4 macht es für Vorhabenträger attraktiv, zusätzliche Abstellplät-
ze für Fahrräder zu schaffen. Satz 4 ist die Ermächtigungsgrundlage für eine kommunale Satzung 
für notwendige Fahrradabstellplätze. Durch die Verweisung auf Abs. 2 entspricht die Satzungser-
mächtigung inhaltlich der für die Kfz-Stellplatzregelung bestehenden Ermächtigung. 
 
Im Übrigen handelt es sich bei den Änderungen gegenüber § 44 a.F. um notwendige Folgeände-
rungen redaktioneller Art. 
 
Zu § 53 
§ 53 entspricht § 45 a.F. 
 
Zu Abs. 1 
Bis auf eine redaktionelle Anpassung in Abs. 1 Satz 1 sind in Abs. 1 keine Änderungen enthalten. 
 
Zu Abs. 2 
Der Katalog möglicher Gegenstände besonderer Anforderungen und Erleichterungen aus § 45 
Abs. 2 a.F. ist - gewissermaßen als "Checkliste" - beibehalten, auch wenn er regelungstech-
nisch (weil er alle erdenklichen bauordnungsrechtlichen Anforderungen abdeckt) nicht zwingend 
erforderlich ist; die Anforderungsfelder sind im Interesse einer der Systematik der Anforderun-
gen der HBO entsprechenden Abfolge zum Teil neu geordnet worden.  
 
Im Einzelnen: 

- Nr. 1 entspricht Nr. 1 a.F.  

- Nr. 2 entspricht Nr. 2 a.F. 

- Nr. 3 entspricht Nr. 3 a.F. 

- Nr. 4 entspricht Nr. 14 a.F. 

- Nr. 5 entspricht Nr. 15 a.F. 

- Nr. 6 entspricht Nr. 4 a.F. mit der Ergänzung "Verwendung von Baustoffen". 

- In Nr. 7 werden gegenüber Nr. 5 a.F. zusätzlich Brandschutzanlagen aufgenommen. 

- Neu eingefügt wird die mit Nr. 7 sachlich zusammenhängende Löschwasserrückhaltung 
in Nr. 8. 

- Nr. 9 entspricht Nr. 7 a.F. 

- Nr. 10 entspricht Nr. 10 a.F. 

- Nr. 11 ergänzt Nr. 9 a.F. um die Rauchableitung. 

- Nr. 12 entspricht Nr. 6 a.F. 

- Nr. 13 entspricht Nr. 11 a.F. 

- Nr. 14 entspricht Nr. 12 a.F. 

- Nr. 15 entspricht Nr. 13 a.F. ergänzt um Abstellplätze für Fahrräder. 

- Neu eingefügt werden in Nr. 16 die barrierefreie Nutzbarkeit und die Kennzeichnung 
von Rettungswegen, die für Rollstuhlfahrer geeignet und vorgesehen sind, da § 54 
Abs. 2 nur öffentlich zugängliche Anlagen erfasst. 
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- Nr. 17 entspricht Nr. 8 a.F. 

- Neu eingefügt sind - einem offenkundigen praktischen Bedürfnis folgend - mit Nr. 18 
Anforderungen an die Zahl von Toiletten für Besucher. 

- Nr. 19 entspricht Nr. 21 a.F. 

- Nr. 20 entspricht Nr. 17 a.F. 

- Nr. 21 entspricht Nr. 18 a.F. 

- Nr. 22 entspricht Nr. 19 a.F. 

- Nr. 23 entspricht Nr. 20 a.F. 
 
Ersatzlos entfallen Nr. 16 und 22 a.F. Nr. 16 a.F. ermöglichte Anforderungen an den Betrieb 
und die Benutzung sowie deren Überwachung durch sachverständige Personen oder Stellen; Nr. 
22 a.F., wonach Anforderungen an Sonderbauten betreffend den Nachweis über die Nutzbarkeit 
der Rettungswege im Brandfall ermöglicht wurden, ist entbehrlich, da dies bereits in Nr. 19 
(neu) zum Brandschutzkonzept enthalten ist. 
 
Zu § 54 
§ 54 regelt das barrierefreie Bauen und fasst § 43 Abs. 2 a.F. und § 46 a.F. zusammen. Der In-
halt orientiert sich an § 50 MBO. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 entspricht dem Regelungsgegenstand des § 43 Abs. 2 a.F. 
 
In Abs. 1 wird die bisherige Regelung, dass bei Gebäuden mit mehr als zwei Wohnungen die 
Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreichbar sein müssen, durch eine prozentuale Rege-
lung ersetzt, verbunden mit der Festlegung einer Obergrenze: mindestens 20 Prozent der Woh-
nungen höchstens jedoch 20 Wohnungen. Hierdurch wird vermieden, dass "gering geschossige" 
Einzelobjekte im Verhältnis zu vielgeschossigem Wohnungsbau mehr belastet werden. 
 
Die 20-%-Regelung führt im Vergleich zur bisherigen Regelung zu folgenden Zahlen: 

- 5-geschossig/4 Wohnungen pro Geschoss: bisher 4/neu 4 Wohnungen, 

- 3-geschossig/10 Wohnungen pro Geschoss: bisher 10/neu 6 Wohnungen, 

- 4-geschossig/10 Wohnungen pro Geschoss: bisher 10/neu 8 Wohnungen, 

- 5-geschossig/10 Wohnungen pro Geschoss: bisher 10/neu 10 Wohnungen, 

- 8-geschossig/10 Wohnungen pro Geschoss: bisher 10/neu 16 Wohnungen. 
 
Weiterhin ist in Satz 1 die Anforderung an die barrierefreie Erreichbarkeit der Wohnungen um 
die Anforderung "zugänglich" ergänzt. Dies stellt klar, dass die Anforderung auch den Woh-
nungseingang erfasst.  
 
Satz 2 legt die Reichweite der Anforderungen an die Barrierefreiheit der dort genannten Zim-
mer fest. Die Wörtee "mit dem Rollstuhl zugänglich" werden durch die Anforderungen "barrie-
refrei zugänglich" ersetzt. Damit entfallen die zusätzlichen "R"-Anforderungen nach DIN 
18040-2 an die Zimmertüren und die Bewegungsflächen vor den Türen im Zugangsbereich. Die 
Barrierefreiheit erstreckt sich nun auch auf die Räume nach Satz 2.  
 
In Satz 3 wird klargestellt, dass es um die erforderlichen Grundflächen und die notwendige bau-
liche Vorbereitung für eine barrierefreie Nutzung (z.B. Sanitärobjekte) geht und nicht um die 
Ausstattung der Räume zur barrierefreien Nutzung insgesamt. Die Anforderungen orientieren 
sich an "barrierefrei nutzbare Wohnungen" nach DIN 18040-2, Abschnitt 5, und werden über 
die Technischen Baubestimmungen konkretisiert. Eine entsprechende Ausstattung ist auch für 
Personen im Rollstuhl geeignet, wenn auch nicht für jeden Behinderungsgrad. Durch die nach 
DIN 18040-2 für barrierefrei nutzbare Wohnungen ausreichenden schmaleren lichten Türdurch-
gangsbreiten von 0,80 m und die etwas kleineren Bewegungsflächen von 1,20 m x 1,20 m ent-
stehen günstige Grundrisslösungen, die auch für Menschen ohne Behinderung hohe Qualitäten 
aufweisen, ohne hinsichtlich der Türdurchgangs- oder Flurbreiten überdimensioniert zu wirken. 
Die insgesamt barrierefreie Ausbildung der Wohnungen eines Gebäudes wird dadurch geför-
dert, da die Grundrisslösungen in wesentlichen Bereichen nicht barrierefreien entsprechen. Bar-
rierefreie und uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbare Wohnungen brauchen z.B. hinsicht-
lich der Bewegungsflächen, der Sanitärausstattung, der Bedienelemente, der Ausbildung von 
Abstellräumen oder wegen zusätzlicher Flächen für Rollstuhlabstellplätze andere Standards. Die 
Errichtung solcher Wohnungen soll wegen der höheren Kosten und der speziellen Ausstat-
tungsmerkmale weiterhin durch Fördermittel gestützt werden können. Eine ausreichende Ver-
sorgung mit uneingeschränkt mit dem Rollstuhl nutzbaren Wohnungen soll u.a. in der Zustän-
digkeit der Kommunen und öffentlicher Träger verbleiben. 
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Satz 4 fordert, weitergehend als die MBO, dass auch ein Freisitz - soweit existent - schwelle-
nlos erreichbar sein muss. 
 
Weitergehende Anforderungen, wonach alle Wohnungen bei Neubauten barrierefrei und barrie-
refrei erreichbar sein müssten, würden es notwendig machen, dass im mehrgeschossigen Woh-
nungsbau immer ein Aufzug hergestellt wird. Dies ist aus Kostengesichtspunkten nicht vertret-
bar. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht inhaltlich § 46 Abs. 1 a.F., dessen Satz 1 wesentlich gestrafft wird. Da sich 
die Definition des Begriffs "barrierefrei" in § 2 Abs. 8 befindet, ist eine Beschreibung des Be-
griffs der Barrierefreiheit an dieser Stelle entbehrlich. Die bisher hier genannten Personengrup-
pen werden durch die barrierefreie Beschaffenheit der Anlagen in gleicher Weise begünstigt. 
Der Begriff "Besucherverkehr" wird erweitert auf "Besucher- und Benutzerverkehr", um zu 
verdeutlichen, dass sich die Barrierefreiheit bei Anlagen mit ständigen Benutzern, die nicht dort 
beschäftigt sind, wie z.B. Schüler oder Studenten in Schulen oder Hochschulen, auch auf die 
barrierefreie Benutzbarkeit für diesen Benutzerkreis erstreckt. Anforderungen zugunsten von 
Arbeitnehmern bleiben hiervon wie bisher unberührt. 
 
Bei Treppen beschränkt sich die Anforderung der Barrierefreiheit auf notwendige Treppen. Das 
ergibt sich aus den Technischen Baubestimmungen in Verbindung mit der Anlage zu DIN 
18040-1 Abschnitt 4.3.6. Nutzungskonzepte und die Gestaltung von Gebäuden werden somit 
nicht unverhältnismäßig eingeschränkt. Barrierefreiheit ist und soll nicht der alleinige Leitge-
danke für die Nutzung und Gestaltung sein. Auch andere Aspekte müssen gleichberechtigt ver-
wirklicht werden können. Es sollen z.B. Repräsentationstreppen, Treppen, die auch als Sitz- 
und Gemeinschaftsfläche genutzt werden können, oder kurze interne Verbindungen von Räumen 
über Wendeltreppen weiterhin möglich sein.  
 
Satz 3 a.F. entfällt.  
 
Satz 3 (neu) regelt, dass die Anforderungen an die Barrierefreiheit auf den für die zweckent-
sprechende Nutzung tatsächlich erforderlichen Umfang beschränkt sein dürfen. Dies kommt 
insbesondere in Betracht, wenn mehrere gleichartige Räume oder Anlagen, wie Gastplätze in 
Gaststätten oder Besucherplätze in Versammlungsstätten, zur Verfügung stehen. 
 
Neu angefügt wird Satz 4, der herausstellt, dass Toilettenräume und notwendige Stellplätze für 
Personen, die die Anlage besuchen oder benutzen, in der erforderlichen Anzahl barrierefrei sein 
müssen. Der erforderliche Umfang richtet sich nach der zweckentsprechenden Nutzung. Damit 
müssen nicht alle Toilettenräume und notwendigen Stellplätze barrierefrei sein. Konkretisierungen 
z.B. zu Anzahl oder Lage können sich aus Regelungen in Verordnungen, Satzungen, Verwal-
tungsvorschriften oder DIN-Normen ergeben. Es muss mindestens eine Toilette barrierefrei sein. 
 
§ 46 Abs. 2 a.F. ist entfallen. Die Tatsache, dass Gebäude mit barrierefreien Aufzügen oder 
Rampen ausgestattet sein müssen, soweit Geschosse barrierefrei erreichbar sein müssen, ist eine 
Selbstverständlichkeit und bedarf daher keiner ausdrücklichen Regelung. 
 
Zu Abs. 3 
Abs. 3 entspricht inhaltlich § 43 Abs. 2 Satz 2 a.F. und § 46 Abs. 3 a.F. Die Kriterien 
"schwierige Geländeverhältnisse", "ungünstige vorhandene Bebauung" und "im Hinblick auf die 
Sicherheit der Menschen mit Behinderungen oder alten Menschen" sind aus Gründen der Straf-
fung des Textes entfallen. Des Weiteren wird durch die neue Formulierung und das Wort "je-
weils" klargestellt, dass die Ausnahmen sich grundsätzlich nur auf die Teile des Gebäudes oder 
die technischen Einrichtungen beschränken, für die die Tatbestände der Ausnahme zutreffen. 
 
Zum vierten Teil (§§ 55 bis 59)  
 
Zu § 55 
§ 55 entspricht § 47 a.F. mit redaktionellen Anpassungen im Hinblick auf die Definition nach 
§ 2 Abs. 1. 
 
Zu § 56 
 
Zu Abs. 1 
§ 56 entspricht § 48 a.F. und wird in Abs. 1 um Satz 2 und Satz 3 erweitert. 
 
Der neue Satz 2 stellt klar, dass die Darlegungslast für die Einhaltung der Anforderungen nach 
§ 3 der Bauherrschaft obliegt. Sofern insoweit Angaben zu den verwendeten Bauprodukten er-
forderlich sind, hat die Bauherrschaft entsprechende Belege bereitzuhalten. Für Bauprodukte, 
die nach der BauPVO die CE-Kennzeichnung tragen, ist dies nach dem neuen Satz 3 die Leis-
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tungserklärung. Die Bereithaltung der Leistungserklärung kann auch elektronisch erfolgen. Im 
Übrigen müssen die nach § 20 vorgeschriebenen Verwendbarkeitsnachweise vorgelegt werden 
oder, sofern diese nicht erforderlich sind, sonst taugliche Nachweise. Hierzu sollen die Techni-
schen Baubestimmungen nähere Rahmenbedingungen festlegen. 
 
Zu Abs. 4 
In Abs. 4 Satz 1 wird der ehemalige Satzteil "Vorhaben, die nicht nach § 55 oder aufgrund des 
§ 80 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 baugenehmigungsfrei sind" durch "nicht nach § 63 baugenehmigungs-
freien Vorhaben" ersetzt. Das Wort "Sachverständige" wird entsprechend dem in der HBO 
verwendeten Terminus durch "Prüfsachverständige" ersetzt. Der Bezug auf eine Freistellung 
von der Baugenehmigungspflicht durch Verordnung wird gestrichen. Im bisherigen Vollzug hat 
sich kein Bedarf für diese Regelung ergeben. Zudem sind die Verweise der neuen Paragrafen-
folge angepasst worden. 
 
Zu § 57 
§ 57 entspricht § 49 Abs. 1 und 2 a.F. sowie § 54 MBO und enthält die Anforderungen an Ent-
wurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser. Die Regelungen zur Bauvorlageberechtigung (§ 49 
Abs. 3 bis 8 a.F.) werden entsprechend dem Aufbau der MBO von den Bestimmungen über 
Entwurfsverfasserinnen und -verfassern getrennt und finden sich nun in § 67 bei den Regelun-
gen zum Verfahren. 
 
Zu § 58 
§ 58 entspricht § 50 a.F. sowie § 55 MBO und regelt die unternehmensspezifischen Pflichten. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 wird an § 55 Abs. 1 MBO angepasst und hat einen § 56 Abs. 1 entsprechenden Rege-
lungsinhalt, sodass auch auf die Begründung zu § 56 Abs. 1 verwiesen wird. Abs. 1 Satz 1 ent-
spricht unverändert § 50 Abs. 1 Satz 1 a.F., Satz 2 entspricht § 50 Abs. 1 Satz 3 a.F. mit re-
daktionellen Änderungen. Satz 2 a.F., der die Verantwortlichkeit des Unternehmens nach Satz 1 
konkretisierte, entfällt ebenso wie Satz 4 a.F. Bereits aus Satz 2 ergibt sich, dass ein Unterneh-
men Bauarbeiten nur, das heißt auch erst dann, vornehmen darf, wenn die entsprechenden 
Nachweise und Unterlagen vorliegen. Der Regelung des Satz 4 a.F. bedarf es daher nicht. 
 
Zu Abs. 3 
Die Änderung in Abs. 3 ist nur redaktionell, als Folge der Definition der baulichen Anlage in 
§ 2 Abs. 1. 
 
Zu § 59 
§ 59 entspricht § 51 a.F., ergänzt um Abs. 1 Satz 2, wonach die Bauleitung gegenüber der 
Bauaufsichtsbehörde bescheinigt, dass die Baumaßnahme dem öffentlichen Baurecht entspre-
chend ausgeführt wurde. Mit dieser Bestimmung wird die Eigenverantwortung der Bauleitung 
zur Einhaltung des öffentlichen Baurechts herausgestellt. Die übrigen Änderungen sind redak-
tioneller Art. 
 
Zum fünften Teil (§§ 60 bis 85)  
 
Der fünfte Teil enthält wie bislang Regelungen zu den Bauaufsichtsbehörden und dem Verwal-
tungsverfahren. Die Systematik der HBO wird in diesem Teil weitestgehend beibehalten. 
 
Zum ersten Abschnitt (§§ 60, 61)  
Der erste Abschnitt umfasst wie bisher die Regelungen über die Bauaufsichtsbehörden, zum 
einen im Hinblick auf die Zuständigkeiten und personelle Besetzung (§ 60) und zum anderen be-
treffend die Aufgaben und Befugnisse (§ 61). 
 
Zu § 60 
§ 60 entspricht § 52 a.F. 
 
Zu Abs. 2 
Die Regelung des § 52 Abs. 2 a.F. wird in Abs. 2 sinngemäß und unter Berücksichtigung der 
Änderungen des Laufbahnrechts durch das Zweite Gesetz zur Modernisierung des Dienstrechts 
in Hessen (Zweites Dienstrechtsmodernisierungsgesetz - 2. DRModG) vom 27. Mai 2013 
(GVBl. S. 217) übernommen. Die Anforderungen an die Besetzung der Bauaufsichtsbehörden 
werden im Zuge dessen in Satz 2 klargestellt: Den Bauaufsichtsbehörden müssen insbesondere 
Beamte oder Beamtinnen angehören, die die Befähigung zum höheren technischen Dienst und 
die erforderlichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestaltung und des öffentlichen Baurechts 
haben. Da Bauverwaltung vielfach Eingriffsverwaltung ist, wird damit dem Funktionsvorbehalt 
entsprochen. 
 
Zu § 61 
§ 61 entspricht § 53 a.F. und regelt die Zuständigkeiten der Bauaufsichtsbehörden. 
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Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 1 wird an § 58 Abs. 2 Satz 1 MBO angeglichen. Satz 1 verdeutlicht, dass die Bau-
aufsichtsbehörden nicht nur im Rahmen der Errichtung, sondern auch bei der Änderung, Nut-
zungsänderung und Beseitigung sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen zustän-
dig sind, und integriert den Regelungsinhalt des § 53 Abs. 2 Satz 3 a.F. zur Zuständigkeit ande-
rer Behörden.  
 
Zu Abs. 3 
In Abs. 3 wird nur noch der allgemeine Begriff "Anlagen" verwendet, dessen Definition sich 
nun in § 2 Abs. 1 findet. 
 
Zu Abs. 7 
Abs. 7 Satz 3 a.F. wird gestrichen. Diese Regelung bildete eine Ausnahme für den technischen 
Bereich außerhalb des Städtebaus zu Satz 2, wonach Weisungen im Einzelfall nur dann erteilt 
werden dürfen, wenn die untere Bauaufsichtsbehörde ihre Aufgaben nicht im Einklang mit dem 
öffentlichen Recht wahrnimmt oder erteilte allgemeine Weisungen missachtet. Eine solche abwei-
chende Regelung ist für den technischen Bereich jedoch nicht erforderlich. Zudem ist eine eindeu-
tige Abgrenzung zwischen technischem und rechtlichem Bereich weder möglich noch geboten. 
 
Zum zweiten Abschnitt (§§ 62 bis 75) 
Der zweite Abschnitt umfasst wie schon bisher die Regelungen zum Verwaltungsverfahren und 
unterscheidet sich damit von der Systematik der MBO, die die Regelungen zur Genehmigungs-
pflicht und Genehmigungsfreistellung in einem separaten Abschnitt verortet. 
 
Zu § 62 
§ 62 regelt die Grundsätze des Verwaltungsverfahrens in der Bauordnung und entspricht mit 
Änderungen dem § 54 a.F.  
 
Zu Abs. 1 bis 3 
Abs. 1 bis 3 entsprechen § 54 Abs. 1 bis 3 a.F. mit lediglich redaktionellen Änderungen: der 
Wortlaut wird mit Blick auf die in § 2 Abs. 1 enthaltene Definition des Begriffs der Anlage ge-
kürzt und die Verweisungen werden aktualisiert. 
 
Zu Abs. 4 und Abs. 5  
Abs. 4 stellt deklaratorisch klar, dass das im Gesetz genannte Schriftformerfordernis, so es denn 
nicht nach Abs. 5 wegfällt, unter den Voraussetzungen des § 3a HVwVfG ersetzt werden kann. 
 
Abs. 5 regelt zur Förderung der Digitalisierung der Bauverwaltung das Entfallen des Schrift-
formerfordernisses, wenn ein von der Bauaufsichtsbehörde zur Verfügung gestelltes elektroni-
sches Verfahren genutzt wird. An den Stellen, an denen das Gesetz die Schriftform für Erklä-
rungen, Anträge, Genehmigungen etc. (z.B. Antrag auf Baugenehmigung, Abweichungsantrag) 
vorsieht, entfällt nach Satz 1 das Erfordernis der Schriftform, wenn die Bauaufsichtsbehörde 
ein elektronisches Verfahren zur Verfügung stellt. Dieses muss jedoch nach Satz 2 eine sichere 
und nachvollziehbare Verknüpfung der Erklärung mit der jeweiligen Person des Erklärenden si-
cherstellen. Durch Abs. 5 soll zum einen die Einführung des elektronischen Baugenehmigungs-
verfahrens begünstigt werden. Darüber hinaus macht Abs. 5 durch die Notwendigkeit einer si-
cheren und nachvollziehbaren Verknüpfung der Erklärungen mit der jeweiligen Person des Er-
klärenden deutlich, dass der Wegfall des Schriftformerfordernisses aufgrund der Bedeutung für 
den Rechtsverkehr an strenge Grenzen geknüpft ist. 
 
Um Doppelstrukturen zu vermeiden, kann die Bauaufsichtsbehörde nach Satz 3 auch bestim-
men, dass ausschließlich das elektronische Verfahren zu nutzen ist. 
 
Zu § 63 
§ 63 entspricht § 55 a.F. und verweist auf die Anlage, in der die baugenehmigungsfreien Vor-
haben aufgelistet sind (entspricht Anlage 2 a.F.). 
 
Zu § 64  
§ 64 entspricht § 56 a.F. Der neue Abs. 2 ist zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie der EU 
eingefügt, weiterhin werden die Regelung des Abs. 2 a.F. in Abs. 1 integriert und Nr. 5 neu 
gefasst sowie die Verfahrensregelungen in Abs. 3 überarbeitet. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 wird anlässlich der Neuregelung in Abs. 2 überarbeitet: die bisher in Abs. 2 genannten 
Voraussetzungen der Genehmigungsfreistellung werden in Abs. 1 Satz 1 integriert und die Nr. 
5 in Folge der Änderungen des Verfahrens in Abs. 3 Satz 4 entsprechend angepasst. Die Erklä-
rung der Gemeinde, dass ein Baugenehmigungsverfahren durchgeführt werden soll, ist nach 
Abs. 3 Satz 4 künftig gegenüber der Bauaufsichtsbehörde abzugeben. Auf das Schriftformerfor-
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dernis wird zur Vereinfachung der Verfahrensabläufe bei der Kommunikation zwischen Behör-
den verzichtet. 
 
Zu Abs. 2 
Die Richtlinie 2012/18/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur 
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen, zur Änderung und an-
schließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABl. L 197 vom 24.07.2012, S. 1, 
im Folgenden "Seveso-III-Richtlinie") war mit Wirkung zum 1. Juni 2015 in nationales Recht 
umzusetzen. Sie enthält Regelungen für die Verhütung schwerer Unfälle, die durch bestimmte 
Industrietätigkeiten verursacht werden können, sowie zur Begrenzung der Unfallfolgen für die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt. Diese Regelungen stellen bestimmte Anforderungen 
sowohl an die Errichtung und den Betrieb von Störfallbetrieben als auch an neue Entwicklungen 
in der Nachbarschaft von Störfallbetrieben, durch die das Risiko eines schweren Unfalls ver-
größert oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmert werden können. Zu diesen "neuen 
Entwicklungen in der Nachbarschaft" gehören auch Bauvorhaben wie zum Beispiel Hotelkom-
plexe oder Einkaufszentren. Außerdem verlangt die Seveso-III-Richtlinie, dass die Öffentlich-
keit nicht nur bei Veränderungen der Störfallbetriebe, sondern auch vor der Zulassung eines 
schutzbedürftigen Vorhabens in der Nachbarschaft eines Störfallbetriebes Gelegenheit erhält, 
sich dazu vor der Entscheidung zu äußern. 
 
Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, langfristig dafür zu sorgen, 
dass zwischen den unter die Richtlinie fallenden Betrieben (in der Diktion des deutschen Rechts 
sog. "Betriebsbereiche", § 3 Abs. 5a Bundes-Immissionsschutzgesetz -BImSchG) einerseits und 
u.a. Wohngebieten, öffentlich genutzten Gebäuden und Gebieten, Erholungsgebieten und - so-
weit möglich - Hauptverkehrswegen ("Schutzobjekte") andererseits ein angemessener Sicher-
heitsabstand gewahrt bleibt, wenn diese Ansiedlungen oder Entwicklungen Ursache von schwe-
ren Unfällen sein oder das Risiko eines schweren Unfalls vergrößern oder die Folgen eines sol-
chen Unfalls verschlimmern können (Abstandsgebot). 
 
Der notwendige Schutz für diese Nutzungen ist sowohl im Rahmen von raumbedeutsamen Pla-
nungen als auch bei der Zulassung konkreter Projekte sicherzustellen. Für die Zulassung baulicher 
Anlagen im Sinne der HBO folgt daraus nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
(Urteil vom 15.09.2011, C-53/10), dass vor der Schaffung dieser Nutzungen innerhalb des ange-
messenen Sicherheitsabstandes zu einem Störfallbetrieb geprüft werden muss, ob sie überhaupt 
zugelassen werden können, soweit dies nicht bereits im Rahmen einer Bauleitplanung erfolgt ist 
(z.B. bei einer seit längerer Zeit gewachsenen vorhandenen Bebauung). Erforderlich ist damit, 
dass für die betroffenen Vorhaben stets ein Zulassungsverfahren durchgeführt wird, in dem die 
Prüfungen erfolgen können. Da diese Vorhaben - soweit es sich nicht um Sonderbauten handelt - 
der Genehmigungsfreistellung unterliegen können, muss § 64 angepasst werden. 
 
Die Beurteilung, ob im Sinne von Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie eine Entwicklung in der 
Nachbarschaft eines Betriebsbereichs Ursache von schweren Unfällen sein oder das Risiko eines 
schweren Unfalls vergrößern oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern kann, richtet 
sich ebenso wie die Frage, welche Nutzungsarten betroffen sind und unter welchen Vorausset-
zungen neue Nutzungen zugelassen werden können, nach dem einschlägigen Bundesrecht, ins-
besondere dem BImSchG und den darauf gestützten Verordnungen, vor allem der Störfall-
Verordnung (StörfallV). Aufgrund der teilweise lückenhaften bundesrechtlichen Regelung 
kommt zudem der höchstrichterlichen Rechtsprechung eine besondere Bedeutung zu, insbeson-
dere dem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 20.12.2012, Az. 4 C 11/11, BVerwGE 
145, 290-305. 
 
Die HBO enthält keine materiellen Anforderungen hinsichtlich der Anwendung des Abstandsge-
bots des Art. 13 Abs. 2 Seveso-III-Richtlinie. Sie muss jedoch sicherstellen, dass für neue Bau-
vorhaben in der Nachbarschaft eines Betriebsbereichs die materiellen und verfahrensrechtlichen 
Anforderungen der Seveso-III-Richtlinie in einem Genehmigungsverfahren geprüft werden kön-
nen. Soweit dem Anwendungsbereich der Seveso-III-Richtlinie unterfallende Vorhaben der Ge-
nehmigungsfreistellung unterfallen, bedarf es deshalb einer Rückausnahme. Dem trägt der neue 
Abs. 2 Rechnung. 
 
Satz 1 Nr. 1 dient der Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie für Wohngebiete. 
 
Das BImSchG enthält keine über den Wortlaut des Art. 13 Abs. 2 der Seveso-III-Richtlinie hi-
nausgehende Definition des Begriffs der Schutzobjekte (§ 3 Abs. 5d BImSchG). 
 
Wohngebiete im Sinne der Richtlinie bzw. des § 3 Abs. 5d BImSchG sind nicht ausschließlich 
im Sinne der Gebietskategorien der Baunutzungsverordnung zu verstehen. Vielmehr geht es um 
die Vorsorge, dass nicht durch eine Neuansiedlung einer größeren Zahl von Menschen die Fol-
gen eines Unfalls im Betriebsbereich erheblich verschärft werden. Abstrakt lassen sich Wohn-
gebiete im Sinne der Richtlinie dahin gehend definieren, dass es sich um Flächen handeln muss, 
die zumindest überwiegend dem Wohnen dienen oder die in einer Weise genutzt werden, die 
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unter Gesichtspunkten des Immissions- oder Störfallschutzes ähnlich wie das Wohnen eines be-
sonderen Schutzes bedürfen. 
 
Einzelne Wohngebäude sind keine Schutzobjekte im Sinne des Art. 13 Abs. 2 der Seveso-III-
Richtlinie bzw. des § 3 Abs. 5d BImSchG. Dies wird in der am 30. März 2017 von der Fach-
kommission Städtebau beschlossenen Arbeitshilfe "Berücksichtigung des Art. 13 Seveso-III-
Richtlinie im baurechtlichen Genehmigungsverfahren in der Umgebung von unter die Richtlinie 
fallenden Betrieben" (abrufbar unter www.is-argebau.de  Öffentlicher Bereich Planungshilfen 
 Städtebau) aus einem Umkehrschluss hergeleitet, denn diese Vorschrift nennt einerseits "öffent-
lich genutzte Gebäude und Gebiete", anderseits nur "Wohngebiete", nicht aber "Wohngebäude". 
Daraus folgt, dass einzelne Wohngebäude in der Regel erst dann vom Abstandsgebot der Richtli-
nie erfasst werden, wenn sie einem Wohngebiet vergleichbare Dimensionen aufweisen. 
 
Die Literatur weist zudem darauf hin, dass aus Gründen der Verhältnismäßigkeit nur solche Ent-
wicklungen in einem Wohngebiet für das Abstandsgebot von Bedeutung sind, die eine relevante 
Risikoerhöhung (oberhalb einer Bagatellschranke) bewirken können. Das kann etwa bei einer Um-
strukturierung eines Gebietes in ein faktisches Wohngebiet in Betracht kommen oder bei der erst-
maligen Besiedlung eines planerisch zwar ausgewiesenen, aber noch nicht realisierten Wohngebie-
tes, nicht aber bei einem Dachgeschossausbau oder einem einzelnen Wohnbauvorhaben in einem 
bestehenden Wohngebiet, in dem sich bereits aktuell eine Vielzahl von Wohngebäuden innerhalb 
des angemessenen Abstandes befindet (Uechtritz, BauR 2014, S. 1098, 1108). 
 
Die insoweit der Arbeitshilfe der Fachkommission Städtebau vom 30. März 2017 entsprechende 
Praxis der Stadt Frankfurt (konkret ging es um die Schaffung von 24 Wohneinheiten in 3 
Wohnhäusern) wurde vom Verwaltungsgericht Frankfurt mit Beschluss vom 16.03.2016, Az. 8 
L 553/16.F, akzeptiert und im Ergebnis vom VGH Kassel, Beschluss vom 14. Juli 2016, Az. 3 
B 896/16 (1) bestätigt. Ob ein solches Bauvorhaben "wegen zu geringer Größe" kein Schutzob-
jekt i.S. der Seveso-III-Richtlinie ist, wurde vom VGH aufgrund der nur summarischen Prüfung 
allerdings ausdrücklich offengelassen. Weitere Rechtsprechung dazu liegt bislang nicht vor, ins-
besondere hat sich das Bundesverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 20.12.2012 nicht mit 
der Frage befasst, ob einzelne Wohngebäude vom Abstandsgebot der Richtlinie erfasst werden, 
weil dies für seine Entscheidung nicht von Relevanz war. 
 
Für die Festlegung des Schwellenwerts von 5.000 m² Wohnfläche sind folgende Überlegungen 
maßgeblich: Die Seveso-III-Richtlinie führt als schutzbedürftige Nutzungen Wohngebiete, öf-
fentlich genutzte Gebäude und Gebiete, Erholungsgebiete und Hauptverkehrswege auf. Dabei 
handelt es sich typischerweise um Vorhaben mit einer größeren Nutzungsintensität. Die größere 
Nutzungsintensität kann Auswirkungen auf den in Artikel 13 Abs. 1 Satz 2 Buchst. c der Seve-
so-III-Richtlinie genannten Schutzzweck haben, das Risiko eines schweren Unfalls vergrößern 
oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern. Da die Richtlinie kein absolutes Ver-
schlechterungsverbot enthält, erscheint eine zusätzliche Anwesenheit einer nicht zu großen Zahl 
von Personen als noch akzeptabel. Auch ist durch die Ansiedlung einzelner Personen in den 
meisten Fällen nicht mit einer signifikanten Gefahrerhöhung zu rechnen, da ein Schutz dieser 
Personen durch die vorhandenen Sicherungen des Katastrophenschutzes (Möglichkeiten der 
Warnung und/oder Evakuierung) möglich ist. 
 
Ab einer Zahl von mehr als 100 Personen, die sich bei Verwirklichung eines Bauvorhabens zu-
sätzlich im Gefahrenbereich eines Betriebs befinden, ist nach Auffassung der Bauministerkonfe-
renz dagegen damit zu rechnen, dass nicht nur in Einzelfällen das Gefährdungspotenzial signifi-
kant ansteigt und zusätzliche Überlegungen zur Warnung und Evakuierung der betroffenen Per-
sonen erforderlich sind. 
 
Entsprechend dem am 13./14. November 2014 von der Bauministerkonferenz beschlossenen 
Konzept zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in der MBO, dessen Fortentwicklung am 
22./23. Juni 2017 vom Ausschuss für Stadtentwicklung, Bau- und Wohnungswesen (ASBW) der 
Bauministerkonferenz einstimmig zustimmend zur Kenntnis genommen worden ist, sind daher 
unter Wohngebieten im Sinne von Art. 13 Abs. 2 der Seveso-III-Richtlinie bzw. § 3 Abs. 5d 
BImSchG Bauvorhaben zu verstehen, die der Errichtung von Wohnraum für mehr als 100 Per-
sonen dienen. Dabei werden auch Baumaßnahmen erfasst, bei denen nicht nur Wohnraum, son-
dern zusätzlich auch Flächen für andere Nutzungen (z.B. Einzelhandel, Büroflächen) geschaffen 
werden. Entscheidend für die Nummer 1 ist aber nur die Größe der geplanten Wohnflächen. 
Für die Berechnung der Wohnfläche kann die Wohnflächenverordnung vom 25. November 
2003, BGBl. I S. 2346, in der jeweils geltenden Fassung herangezogen werden. 
 
Maßgeblich ist das jeweilige Bauvorhaben, das im Einzelfall auch mehrere Gebäude umfassen 
kann, die gemeinsam Gegenstand eines einheitlichen bauaufsichtlichen Verfahrens sind. Eine 
Hinzurechnung weiterer in der Nachbarschaft möglicher Wohnungsbaumaßnahmen oder im zeit-
lichen Zusammenhang bereits durchgeführter Wohnungsbaumaßnahmen erfolgt nicht. Soweit 
derartige Entwicklungen aufgrund der in der Nachbarschaft vorhandenen unbebauten Flächen 
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möglich sind, kann im Einzelfall nach § 1 Abs. 3 des Baugesetzbuches eine Steuerung durch die 
Aufstellung oder Änderung von Bebauungsplänen erforderlich sein. 
 
Gewählt wird ein Wert von insgesamt 5.000 m² Wohnfläche, was einem Durchschnittswert von 
50 m² Fläche pro Person entspricht. Dabei wurde berücksichtigt, dass das Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung im Jahr 2013 auf Grundlage des Mikrozensus eine durchschnittliche 
Wohnfläche von 45 m² pro Person ermittelt hat. Für das Jahr 2025 wird für alle Bundesländer 
eine durchschnittliche Wohnfläche von etwa 52 m² pro Person prognostiziert (empirica, Wohn-
flächennachfrage in Deutschland, Berlin 2005). 
 
Satz 1 Nr. 2 dient der Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie für öffentlich genutzte Gebäude. 
 
Der Begriff der baulichen Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, entspricht dem Begriff in 
§ 54 Abs. 2. 
 
Aus den vorstehend zu Nr. 1 genannten Gründen wird als Schwellenwert, ab dem ein öffentlich 
zugängliches Gebäude im Hinblick auf die Anforderungen der Seveso-III-Richtlinie zu prüfen 
ist, eine Zahl von mehr als 100 Besuchern gewählt. Entsprechend dem Ziel der Richtlinie, die 
Öffentlichkeit vor Gefahren zu schützen, wird nicht auf die insgesamt in einem Gebäude anwe-
senden Personen, sondern lediglich auf die Zahl der Besucher abgestellt. Bei Änderungen und 
Nutzungsänderungen bestehender Gebäude kommt es darauf an, ob die mögliche Zahl der Besu-
cher um mindestens 100 Personen erhöht wird. Nr. 2 gilt auch für die Errichtung neuer bauli-
cher Anlagen, die öffentlich zugänglich sind, wenn die gleichzeitige Nutzung von mehr als 100 
Besuchern ermöglicht wird. Das Wort "zusätzliche" in Nr. 2 stellt damit auf den status quo ab. 
 
Die Regelung folgt wortgetreu dem Konzept zur Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in der 
MBO und den Regelungen in den Bundesländern, die ihre Bauordnung bereits entsprechend ge-
ändert haben (Brandenburg, Sachsen und Thüringen), weicht insoweit aber von einem Urteil des 
VGH Kassel vom 26. März 2015, Az. 4 C 1566/12 N, NVwZ-RR 2015, S. 612, ab. Dieser 
hatte - ohne dass es für die konkrete Entscheidung darauf ankam - bei der Auslegung des Be-
griffs des öffentlichen Gebäudes im Sinne des Art. 13 Abs. 2a der Seveso-III-Richtlinie allein 
darauf abgestellt, ob das Gebäude dazu bestimmt ist, von der Öffentlichkeit - einem grundsätz-
lich unbeschränkten Personenkreis - aufgesucht zu werden. Dabei sei unerheblich, wie intensiv 
der Publikumsverkehr ist. Dem hat sich aber bislang kein weiteres Gericht angeschlossen. Das 
OVG Münster (OVG Münster, Urteil vom 3. September 2009 - 10 D 121/07.NE -, BauR 2010, 
572-576) hält eine weite Auslegung für geboten, entscheidend sei, dass die Gebäude in besonde-
rem Maße von einem größeren Teil der Öffentlichkeit genutzt werden können und deshalb ein 
erhöhtes Gefährdungspotenzial besteht. Auch die Literatur neigt zu einer weiteren Auslegung 
auf Basis der Musterbauordnung (vgl. Uechtritz/Farsbotter, BauR 2015, S. 1919, 1927). Letzt-
endlich ist diese Frage bundesrechtlich zu klären. Nr. 1 und 2 stellen lediglich sicher, dass für 
die darunter fallenden Nutzungen ein Genehmigungsverfahren durchgeführt wird, das auch die 
bauplanungsrechtliche Zulässigkeit umfasst. Der Bundesrat geht davon aus, dass öffentlich ge-
nutzte einzelne Gebäude nur dann von § 3 Abs. 5d BImSchG erfasst werden, wenn sie für die 
gleichzeitige Anwesenheit einer mit der Schaffung von Wohnraum vergleichbar großen Zahl 
von Besuchern bestimmt sind.(Nr. 7 der Stellungnahme des Bundesrates zum "Gesetz zur Um-
setzung der Richtlinie 2012/18/EU zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfälle mit gefähr-
lichen Stoffen, zur Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Ra-
tes" vom 17. Juni 2016 (Bundesrats-Drucksache 237/16 (Beschluss)). 
 
Voraussetzung der Nichtanwendbarkeit der Genehmigungsfreistellung ist nach Satz 1 Halbsatz 
2, dass sich das Bauvorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstands des Betriebsbe-
reichs befindet. Wenn der angemessene Sicherheitsabstand nicht bekannt ist, kommt es für die 
Ausnahme von der Genehmigungsfreistellung darauf an, ob sich das Vorhaben innerhalb des 
Achtungsabstands des Betriebsbereichs befindet. 
 
Welcher Sicherheitsabstand "angemessen" ist, ist im Unionsrecht nicht geregelt. Nach § 3 
Abs. 5c BImSchG ist der angemessene Sicherheitsabstand im Sinne des BImSchG "der Abstand 
zwischen einem Betriebsbereich oder einer Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines 
Betriebsbereichs ist, und einem benachbarten Schutzobjekt, der zur gebotenen Begrenzung der 
Auswirkungen auf das benachbarte Schutzobjekt, welche durch schwere Unfälle im Sinne des 
Artikels 3 Nummer 13 Seveso-III-Richtlinie hervorgerufen werden können, beiträgt." Andere 
Elemente zur Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen an einem benachbarten 
Schutzobjekt sind vom Anlagenbetreiber nach § 3 Abs. 1 StörfallV zu treffende Vorkehrungen 
zur Verhinderung von schweren Unfällen und nach § 3 Abs. 3 StörfallV zu ergreifende vorbeu-
gende Maßnahmen zur Minimierung der Auswirkungen von schweren Unfällen. 
 
Von der Rechtsprechung ist anerkannt (vgl. VGH Kassel, Urteil vom 26. März 2015, Az. 4 C 
1566/12 N, NVwZ-RR 2015, S. 612), dass der von der Praxis verwendete Leitfaden "Empfeh-
lungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbe-
dürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG" der Kommis-
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sion für Anlagensicherheit beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit vom November 2010, 2. überarbeitete Fassung (KAS-18, abrufbar unter 
http://www.kas-bmu.de/publikationen/kas/KAS_18.pdf), eine geeignete Grundlage bietet, um 
die Abstände nach Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie zu ermitteln. Dieser für die Bauleitpla-
nung entwickelte Leitfaden differenziert zwischen einer Planung mit und einer ohne Detail-
kenntnisse. Bei Neuplanungen von Flächen für Betriebsbereiche ("Grüne Wiese") liegen keine 
Detailkenntnisse vor, da die späteren industriellen/gewerblichen Nutzungen auf den geplanten 
Flächen nicht bekannt sind bzw. sich die konkrete Lage und Beschaffenheit der Anlagen des ge-
planten Betriebsbereiches aus dem Aufstellungsvorgang zum Bebauungsplan nicht entnehmen 
lassen (Nr. 3.1 Leitfaden KAS-18). Für diese Fälle erfolgt eine typisierende Betrachtung nach 
der Eigenschaft der gelagerten bzw. eingesetzten gefährlichen Stoffe. Die Abstandsempfehlun-
gen des Leitfadens werden insoweit als Achtungsabstände bezeichnet. Demgegenüber bestimmt 
sich der angemessene Sicherheitsabstand ausgehend von der konkreten Lage und Beschaffenheit 
des Betriebsbereichs. Dabei werden die Besonderheiten des jeweiligen Betriebsbereichs, die dort 
getroffenen Vorkehrungen und Maßnahmen zur Verhinderung von Störfällen und zu deren Be-
grenzung berücksichtigt (Nr. 3.2 Leitfaden KAS-18). 
 
Keine Aussagen trifft der KAS-18-Leitfaden zu den für die Ermittlung des angemessenen Si-
cherheitsabstandes für ein konkretes, in der Nachbarschaft eines Betriebsbereichs neu geplanten 
Vorhabens maßgeblichen Faktoren. Insoweit hat jedoch das Bundesverwaltungsgericht in seiner 
Entscheidung vom 20. Dezember 2012 ausgeführt, dass sich der angemessene Abstand einzel-
fallbezogen anhand aller relevanten störfallspezifischen Faktoren bestimmt und dabei sowohl an-
lagenbezogene als auch vorhabenbezogene Faktoren berücksichtigt werden müssen. Bedeutsam 
sind daher beispielsweise neben der Art, Menge und Eigenschaften der im Betriebsbereich ver-
wendeten Stoffe, dem Umgang mit diesen Stoffen, Schutzvorkehrungen des Betriebes, Erreich-
barkeit durch Rettungskräfte, Gegebenheiten der unmittelbaren Umgebung einschließlich typi-
scherweise zu erwartender Wetterlagen auch eine Zunahme der Zahl der möglicherweise betrof-
fenen Personen an dem neu hinzukommenden Vorhaben, dessen Schutzmaßnahmen oder die be-
sondere Gefährdung oder Schutzbedürftigkeit der betroffenen Personen. Wegen der weiteren 
Einzelheiten wird auf die bereits genannte Arbeitshilfe der Fachkommission Städtebau vom 30. 
März 2017 verwiesen. 
 
Künftig wird die Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands auf der Grundlage einer neu 
zu schaffenden Verwaltungsvorschrift, der Technischen Anleitung (TA) Abstand, erfolgen. Die-
se soll bundeseinheitliche Vorgaben zur Bewertung und Ermittlung des angemessenen Sicher-
heitsabstands vorgeben, allerdings ist nicht vor 2019 mit dem Inkrafttreten der TA Abstand zu 
rechnen und lassen sich ihre künftigen Regelungen derzeit noch nicht abschätzen. 
 
Soweit keine näheren Kenntnisse beispielsweise aufgrund der für die industrielle Anlage vor-
handenen Genehmigungsunterlagen und der Sicherheitsberichte nach § 9 StörfallV oder in frü-
heren Genehmigungsverfahren eingeholter Gutachten vorliegen, sind zur Ermittlung des ange-
messenen Sicherheitsabstands regelmäßig Gutachten erforderlich. Insbesondere zu den Ach-
tungsabständen liegen mitunter Gutachten der betroffenen Städte und Gemeinden vor, zudem 
enthalten Regional- und Flächennutzungspläne entsprechende Darstellungen oder Karten mit 
eingezeichneten Abständen. Außerdem wurden im Rahmen der Umweltallianz Hessen seit 2007 
in Zusammenarbeit mit dem hessischen Umweltministerium und den Regierungspräsidien (Ab-
teilungen Immissionsschutz) Daten zu den Achtungsabständen um die Betriebsbereiche gesam-
melt und aufbereitet, die den Gemeinden und Bauaufsichtsbehörden vorliegen. 
 
Wegen der besonderen Kenntnisse der Immissionsschutzbehörden sollen diese bei der Beurtei-
lung einbezogen werden, ob das Vorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes 
bzw. des Achtungsabstandes liegt. Dies gilt insbesondere dann, wenn Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass die vorliegenden Informationen nicht mehr aktuell sind (z.B. bei Änderungen im 
Betriebsbereich oder der Beurteilungswerte für den abstandsbestimmenden Stoff), da den Im-
missionsschutzbehörden beispielsweise Änderungen des Betriebsbereichs, eines Verfahrens, bei 
dem ein gefährlicher Stoff eingesetzt wird, sowie von Menge, Art oder physikalischer Form 
eines gefährlichen Stoffes nach § 7 StörfallV anzuzeigen sind. 
 
Die Mitteilung kann durch die Bauherrschaft erbeten werden, weil diese zunächst für die Be-
urteilung verantwortlich ist, ob sie für ihr Bauvorhaben eine Genehmigung benötigt. Möglich ist 
auch eine Anfrage der Bauaufsichtsbehörde oder der Gemeinde. 
 
Die Herausnahme der im neuen Satz 1 genannten Bauvorhaben bezieht sich nur auf die Rechts-
folge der Genehmigungsfreistellung. Sofern es sich nicht um Sonderbauten handelt, die stets 
nach § 66 zu genehmigen sind, unterliegen diese Bauvorhaben daher dem vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahren nach § 65. Das bedeutet zwar eine Abkehr von dem Grundsatz, dass der 
Genehmigungsfreistellung und dem vereinfachten Baugenehmigungsverfahren grundsätzlich die 
gleichen Bauvorhaben unterliegen. Dies ist aber hinzunehmen, weil andernfalls für die nach der 
Seveso-III-Richtlinie zu beurteilenden Vorhaben ein eigenständiges Prüfverfahren hätte geschaf-
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fen werden müssen, dessen Zusammenspiel mit den Verfahren nach den §§ 63 bis 66 im Einzel-
fall zu Problemen hätte führen können. 
 
Satz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass nach dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 
15. September 2011 (Az. C-53/10) das Gebot der Berücksichtigung angemessener Abstände 
zwischen Störfallbetrieben und schutzwürdigen Nutzungen (nur) dann bei der Erteilung einer 
Baugenehmigung zu beachten ist, wenn es nicht bereits bei einer vorhergehenden Planung, also 
insbesondere bei der Aufstellung eines Bebauungsplanes, gebührend gewürdigt worden ist. Die-
se Vorhaben müssen daher nicht aus dem Genehmigungsfreistellungsverfahren herausgenommen 
werden. Betroffen sind somit vor allem Bebauungspläne, die vor der Umsetzung der Richtlinie 
96/82/EG (sog. Seveso-II-Richtlinie) am 27. Oktober 1998 bekannt gemacht worden sind. Zum 
anderen kann dies aber auch neuere Bebauungspläne betreffen, bei denen neuere Entwicklungen 
nach Inkrafttreten eingetreten sind oder wenn die Problematik im Bebauungsplan nicht abschlie-
ßend berücksichtigt wurde. 
 
Zu Abs. 3 
Die Verfahrensvorschriften der Genehmigungsfreistellung in Abs. 3 werden im Hinblick auf 
eine zukünftige Behandlung im elektronischen Verfahren geändert. 
 
Satz 1 bestimmt nunmehr, dass die erforderlichen Bauvorlagen bei der Bauaufsichtsbehörde 
einzureichen sind. Bisher musste jeweils ein Satz der Bauvorlagen zeitgleich bei der Bauauf-
sichtsbehörde und der Gemeinde eingereicht werden. 
 
Satz 2 sieht vor, dass die Bauaufsichtsbehörde unverzüglich die Gemeinde beteiligt. An dieser 
Stelle greift der Vorteil eines zukünftig vermehrt praktizierten elektronischen Baugenehmi-
gungsverfahrens: 

- Es bedarf nur eines elektronischen Satzes der Bauvorlagen. 

- Die Genehmigungsfreistellung führt nicht zu einem Systembruch, weil eine Gemeinde 
das elektronische Verfahren nicht vorhält. 

 
Satz 3, der den Wegfall der Prüfplicht bestimmt, entspricht § 56 Abs. 3 Satz 2 a.F. 
 
Satz 4 greift die Baufreigaberegelung des § 56 Abs. 3 Satz 3 a.F. auf. Fordert die Gemeinde 
nicht innerhalb eines Monats, nachdem die Bauvorlagen bei ihr eingegangen sind, gegenüber 
der Bauaufsichtsbehörde die Durchführung eines Baugenehmigungsverfahrens, teilt den Ver-
zicht hierauf mit oder beantragt eine Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 des Baugesetzbuches, 
darf mit dem Vorhaben begonnen werden. 
 
Da der Lauf der Frist durch den Eingang der von der Bauaufsichtsbehörde übersendeten Unter-
lagen bei der Gemeinde ausgelöst wird, kann die Bauherrschaft die Frist nicht selbst berechnen. 
Deshalb sieht Satz 5 vor, dass die Zulässigkeit des Baubeginns durch die Bauaufsichtsbehörde 
der Bauherrschaft mitgeteilt wird. Das ehemals vorhandene Schriftformerfordernis für diese 
Mitteilung (§ 56 Abs. 3 Satz 4 a.F.) wird zur Erleichterung des Verfahrens gestrichen. Diese 
Mitteilung belastet zwar die Bauaufsichtsbehörde, die damit verbundene Rechtssicherheit wiegt 
diesen Nachteil aber auf. Bedenken, dass die Bauherrschaft mit dieser Mitteilung eine Aussage 
über die materielle Zulässigkeit des Vorhabens verknüpft, kann durch entsprechenden Inhalt der 
Mitteilung entgegengewirkt werden. Im Gegenteil ermöglicht die Mitteilung über die Zulässig-
keit des Baubeginns, die Bauherrschaft auf die Eigenverantwortung in der Genehmigungsfrei-
stellung hinzuweisen. 
 
Satz 6 entspricht § 56 Abs. 3 Satz 5 a.F. 
 
Zu § 65 
§ 65 entspricht § 57 a.F. In Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird das Wort "beantragten" eingefügt, um 
deutlich zu machen, dass die Bauaufsichtsbehörde nur beantragte Abweichungen prüft. Um das 
Verfahren zu vereinfachen, wird in Abs. 2 Satz 1 auf das Schriftformerfordernis verzichtet. 
 
Zu § 66 
Die Regelung in § 66 entspricht § 58 a.F. mit lediglich redaktionellen Änderungen in Satz 2, 
die der Straffung des Textes dienen. Mit Blick auf die Definition von Anlagen in § 2 Abs. 1 
wird der Wortlaut gekürzt. Der zweite Satzteil wird zusammengefasst durch die den Anlagen 
vorangestellten Worte "nicht baugenehmigungsfreien". 
 
Zu § 67 
In § 67 finden sich nun die Anforderungen an die Bauvorlageberechtigung, die entsprechend 
dem Aufbau der MBO von den Bestimmungen zum Entwurfsverfasser getrennt und den Verfah-
rensvorschriften zugeordnet werden. § 67 entspricht weitgehend § 49 Abs. 3 bis 8 a.F. mit 
einer Änderung in Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2. Hier wird die Regelung aus § 48 Abs. 7 a.F. in-
haltlich aufgenommen, der damit entfallen konnte. 
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Zu § 68 
§ 68 ist bis auf die Anpassung der Verweisungen an die neuen Paragrafen und bis auf Abs. 1 
Satz 1, Satz 3, Abs. 3 Satz 3 und Abs. 7 identisch zu § 59 a.F.  
 
In Abs. 1 Satz 1 wird geregelt, dass die Bescheinigungen über die Einhaltung der Anforderun-
gen gegenüber der Bauherrschaft zu erteilen sind. Infolge dessen werden die Wörter "gegenüber 
der Bauherrschaft" aus Abs. 6 gestrichen. 
 
Abs. 7 a.F. wird sinngemäß dem Abs. 3 als Satz 3 angefügt, da Typenprüfungen nur für Nach-
weise der Standsicherheit möglich sind. 
 
Die Rückausnahme für Sonderbauten in Abs. 1 Satz 3 umfasst nun neben Nachweisen nach 
Abs. 5 auch Nachweise nach Abs. 3 Satz 3 und Bescheinigungen nach Abs. 6. Somit wird klar-
gestellt, dass auch bei Sonderbauten die sichere Benutzbarkeit und die ordnungsgemäße Abfüh-
rung von Abgasen durch Prüfsachverständige für Energieerzeugungsanlagen zu bescheinigen 
sind (vgl. hierzu § 84 Abs. 2 Satz 5). 
 
Zu § 69 
§ 69 regelt den Bauantrag und die Bauvorlagen. Er ist identisch zu § 60 a.F. bis auf die Ver-
weisungen, die den neuen Paragrafen der HBO angepasst werden und die Ergänzungen in Abs. 
2 Satz 4, die den Bauantrag und den Bauvorlagenerlass betreffen. Diese Änderung resultiert 
zum einen aus § 62 Abs. 5 und dient zum anderen der Klarstellung, indem die Begriffe zu Be-
ginn des Satzes 4 weiter ausdifferenziert werden.  
 
Zu § 70 
§ 70 ist bis auf die Teilung von Satz 1 in zwei Sätze und die entsprechende Anpassung der nach-
folgenden Sätze identisch zu § 61 a.F. 
 
Zu § 71 
§ 71 Abs. 1 bis 3 entsprechen bis auf den Verzicht auf das Schriftformerfordernis in Abs. 1 
Satz 2 sowie in Abs. 2 Satz 1 dem § 62 a.F. Die Streichungen sollen der Vereinfachung des 
Verfahrens dienen. Neu hinzugefügt wird Abs. 4, der vorsieht, dass die Abs. 1 bis 3 keine An-
wendung finden, wenn die Beteiligung durch öffentliche Bekanntmachung nach § 72 erfolgt. 
 
Zu § 72 
Die Regelung des § 72 basiert auf der MBO sowie dem Konzept zur Umsetzung der Seveso-III-
Richtlinie in der MBO und regelt die Öffentlichkeitsbeteiligung, vor allem zur Umsetzung der 
Seveso-III-Richtlinie. Der Text der Musterbauordnung, der die Nachbar- und Öffentlichkeitsbe-
teiligung in einem Paragrafen regelt, wird jedoch nicht vollständig übernommen, weil bestehen-
de Besonderheiten in der HBO nicht geändert werden sollen. So ist beispielsweise in der Mus-
terbauordnung abweichend von § 71 Abs. 3 geregelt, dass den Nachbarn die Baugenehmigung 
zuzustellen ist, wenn sie dem Bauvorhaben nicht zugestimmt haben. Außerdem sind einige der 
in der Musterbauordnung getroffenen Regelungen überflüssig, weil dies in Hessen bereits ge-
setzlich geregelt ist (wie die Bekanntmachung im Internet nach § 27a HVwVfG).  
 
Abs. 1 folgt einer bereits 2012 in die Musterbauordnung eingeführten Regelung und soll der 
Bauaufsichtsbehörde die Bekanntgabe der Baugenehmigung in Massenverfahren, in denen eine 
Vielzahl von Nachbarn im gleichen Interesse betroffen ist und diese dem Bauvorhaben nicht zu-
gestimmt haben, erleichtern, indem die Zustellung durch eine öffentliche Bekanntmachung er-
setzt werden kann. Abs. 1 ist dem Grunde nach bei allen Bauvorhaben anwendbar, während 
Abs. 2 ausschließlich für schutzbedürftige Bauvorhaben gilt, für die nach Artikel 15 der Seveso-
III-Richtlinie eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorgeschrieben ist. 
 
Die Vorschrift hat rein verfahrensrechtlichen Charakter. Insbesondere dient sie nicht dem Zweck, 
die materiell-rechtlichen Maßstäbe für die Zulässigkeit der in ihrem Anwendungsbereich liegenden 
Anlagen zu verändern. Vielmehr soll sie gerade einen möglichst umfassenden verfahrensrechtli-
chen Schutz der Belange der bei einem solchen Bauvorhaben Beteiligten dienen. 
 
Abs. 1 trägt dem Umstand Rechnung, dass die Durchführung der Nachbarbeteiligung bei der 
Errichtung von Anlagen, deren Auswirkungen sich auf einen größeren Umkreis erstrecken, für 
den Bauherrn mit der Schwierigkeit verbunden ist, dass der Kreis der durch das Vorhaben mög-
licherweise in ihren Rechten berührter Dritter (Nachbarn) im Vorfeld des Genehmigungsverfah-
rens nur schwer überschaubar ist. Auch im Hinblick darauf, dass eine Vielzahl solcher Vorha-
ben zwar nicht (mehr) der immissionsschutzrechtlichen Genehmigungspflicht unterliegt, aber 
materielles Immissionsschutzrecht mit der Folge berührt, dass möglicherweise der über den 
Kreis der Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer und grundstücksgleich an Nachbar-
grundstücken dinglich Berechtigten hinausgehende immissionsschutzrechtliche Nachbarbegriff 
zum Tragen kommt, wird eine Regelung geschaffen, die auch in diesen Fällen eine rechtssiche-
re Drittbeteiligung ermöglicht. Hierbei soll der Bauherrschaft die Drittbeteiligung durch öffent-
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liche Bekanntmachung nicht aufgezwungen werden, sondern lediglich zu ihrer Erleichterung 
dienen, sodass sie von ihrem Antrag abhängt. Der Bauaufsichtsbehörde ist zudem ein Ermes-
sensspielraum eingeräumt, sodass insbesondere in unproblematischen Fällen von der Regelbetei-
ligung nach § 71 Abs. 1 bis 3 Gebrauch gemacht werden kann. Aufwendungen, die durch die 
öffentliche Bekanntmachung entstehen, sind von der Bauherrschaft zu erstatten. 
 
Abs. 2 regelt die nach Artikel 15 der Seveso-III-Richtlinie erforderliche Beteiligung der Öffent-
lichkeit am Entscheidungsverfahren. Danach haben die Mitgliedstaaten dafür zu sorgen, dass die 
betroffene Öffentlichkeit frühzeitig Gelegenheit erhält, ihren Standpunkt zu spezifischen einzel-
nen Projekten darzulegen, die sich unter anderem auf die Zulassung einer im Sinne des Artikels 
13 der Seveso-III-Richtlinie schutzbedürftigen Nutzung beziehen. 
 
Nach Artikel 15 der Seveso-III-Richtlinie sind der Öffentlichkeit vor der Entscheidung über eine 
Ansiedlung einer schutzbedürftigen Nutzung in der Nachbarschaft eines Störfallbetriebes ver-
schiedene Informationen zur Verfügung zu stellen. Der Öffentlichkeit ist Gelegenheit zu geben, 
sich vor der Entscheidung zu äußern. Nach der Entscheidung sind der Öffentlichkeit unter ande-
rem der Inhalt der Entscheidung und die Gründe, auf denen sie beruht, sowie die Ergebnisse der 
Öffentlichkeitsbeteiligung zugänglich zu machen. 
 
In Nr. 1 und 2 ist geregelt, für welche Bauvorhaben die nach der Seveso-III-Richtlinie erforder-
liche Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen ist. 
 
Nr. 1 verweist auf § 64 Abs. 2 Satz 1. Auf die Begründung zu dieser Vorschrift wird verwiesen. 
 
Nr. 2 nennt weitere schutzbedürftige Nutzungen, für die eine Öffentlichkeitsbeteiligung vorge-
schrieben werden soll. Das ist erforderlich, weil weder das Bundesrecht (§ 3 Abs. 5d BImSchG) 
noch Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie abschließend beschreiben, welche Nutzungen schutz-
bedürftig sein können beziehungsweise was unter öffentlich genutzten Gebäuden und Gebieten 
sowie unter Erholungsgebieten zu verstehen ist. Die Konkretisierung hat daher unter Berück-
sichtigung des Schutzziels zu erfolgen, wonach das Risiko eines schweren Unfalls nicht vergrö-
ßert oder die Folgen eines solchen Unfalls nicht verschlimmert werden sollen. Daher sind nicht 
nur Nutzungen mit einem umfangreichen Besucherverkehr zu betrachten, sondern auch solche 
Nutzungen, bei denen die Nutzer beispielsweise aufgrund ihres Gesundheitszustands oder ihres 
Alters besonders gefährdet oder besonders schutzbedürftig sind. Auch können Vorhaben zu be-
rücksichtigen sein, die zwar nicht öffentlich zugänglich, aber gleichwohl beispielsweise als Ein-
richtung der sozialen Infrastruktur öffentlich genutzt werden. 
 
Daher ist vor der Genehmigung der nachfolgend aufgeführten Sonderbauten eine Öffentlich-
keitsbeteiligung durchzuführen, wobei es gleichgültig ist, ob diese Sonderbauten durch Errich-
tung, Änderung oder Nutzungsänderung erstmals entstehen oder bestehende Sonderbauten geän-
dert werden: 

- Gebäude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen 
mit Pflegebedürftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt 
ist, wenn die Nutzungseinheiten einen gemeinsamen Rettungsweg haben und für insge-
samt mehr als zwölf Personen bestimmt sind (§ 2 Abs. 9 Nr. 7 c), 

- Krankenhäuser (§ 2 Abs. 9 Nr. 8), 

- sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen (§ 2 Abs. 9 Nr. 9), 

- Tageseinrichtungen für Kinder, ausgenommen Tageseinrichtungen einschließlich Tages-
pflege für nicht mehr als zehn Kinder (§ 2 Abs. 9 Nr. 10 Buchst. a);  

- Tageseinrichtungen für sonstige Personen, deren Selbstrettungsfähigkeit eingeschränkt ist 
(§ 2 Abs. 9 Nr. 10 Buchst. b), 

- Schulen, Hochschulen und ähnliche Einrichtungen (§ 2 Abs. 9 Nr. 12), 

- Zelt-, Camping- und Wochenendplätze (§ 2 Abs. 9 Nr. 15), 

- Freizeit- und Vergnügungsparks (§ 2 Abs. 9 Nr. 16). 
 
Tageseinrichtungen für Kinder und Sonderbauten nach § 2 Abs. 9 Nr. 7c bis Nr. 10 werden 
ausdrücklich aufgenommen, weil bei ihnen im Einzelfall fraglich sein kann, ob sie öffentlich 
zugänglich sind beziehungsweise inwieweit die Nutzer, für die die Einrichtungen vorrangig ge-
dacht sind (Kranke, Pflegebedürftige, Schüler und Studenten), als Besucher zu betrachten sind. 
 
Die Aufnahme der Camping- und Wochenendplätze sowie der Freizeit- und Vergnügungsparks 
ist erforderlich, weil nach Art. 13 Abs. 2 Buchst. a der Seveso-III-Richtlinie auch bei Erho-
lungsgebieten ein angemessener Sicherheitsabstand gewahrt werden sollte. 
 
Bei den Nutzungen nach Nr. 2 wurde weiter geprüft, ob bei diesen ebenfalls Schwellenwerte 
vorgesehen werden sollen oder ob lediglich auf den Sonderbautatbestand verwiesen werden soll. 
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Auf Schwellenwerte wird zum einen verzichtet, weil die erfassten Nutzungen in der Regel oh-
nehin für mehr als 100 Personen vorgesehen sind und zum anderen nicht nachvollziehbar ist, 
warum die besondere Schutzbedürftigkeit bestimmter Personengruppen bei der Frage des 
Brandschutzes anders beurteilt werden sollte als bei der Vorsorge vor Folgen von Störfällen. 
 
Die in Nr. 2 genannten Sonderbauten werden in § 64 Abs. 1 nicht gesondert aufgeführt, weil 
Sonderbauten generell aus dem Anwendungsbereich der Genehmigungsfreistellung ausgenom-
men sind. 
 
Weitere Voraussetzung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist, dass das jeweilige Vorhaben innerhalb 
des angemessenen Sicherheitsabstands beziehungsweise des Achtungsabstands verwirklicht wer-
den soll. Insoweit wird auf die Begründung zu § 64 verwiesen. 
 
Abs. 3 enthält Einzelheiten der Öffentlichkeitsbeteiligung vor der Entscheidung über einen Bau-
antrag. Die Vorschrift orientiert sich an der entsprechenden Regelung in § 18 Abs. 2 StörfallV 
und dem aktuellen Konzept zur Seveso-III-Umsetzung der MBO. 
 
Nach der Bekanntmachung sind der Antrag und die vom Antragsteller vorgelegten Unterlagen 
sowie die Gutachten, Berichte und Empfehlungen, die der Bauaufsichtsbehörde im Zeitpunkt 
der Bekanntmachung vorliegen, einen Monat zur Einsicht auszulegen. Für die Entscheidung 
über die Zulassung eines Vorhabens trotz seiner Lage innerhalb des angemessenen Sicherheits-
abstandes eines Störfallbetriebes nicht erhebliche Unterlagen müssen im Falle einer Öffentlich-
keitsbeteiligung nach Abs. 2 nicht ausgelegt werden. Öffentlich bekannt gemacht wird nach der 
Verordnung über öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinden und Landkreise. Die Bekannt-
gabe im Internet richtet sich nach § 27a HVwVfG. Über ihren Wortlaut hinaus ist § 27a 
HVwVfG auch dann anzuwenden, wenn eine Rechtsvorschrift die ortsübliche oder öffentliche 
Bekanntmachung nur zulässt, ohne sie zu gebieten (Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfah-
rensgesetz: VwVfG, § 27a Rn. 31). 
 
Die weiteren Angaben in der öffentlichen Bekanntmachung sind zur Umsetzung des Artikels 15 
der Seveso-III-Richtlinie erforderlich. 
 
Bei den gegebenenfalls auszulegenden weiteren Einzelheiten in Satz 3 Nr. 7 kann es sich insbe-
sondere um vorliegende Gutachten handeln. 
 
Abs. 4 regelt das Verfahren nach der Erteilung des Genehmigungsbescheids. Danach ist der 
Genehmigungsbescheid öffentlich bekannt zu machen und sodann für zwei Wochen zur Einsicht 
auszulegen. 
 
Zu § 73 
§ 73 entspricht § 63 a.F. mit hauptsächlich redaktionellen Änderungen, u.a. werden die Ver-
weisungen an die neue Numerierung der Paragrafen angepasst. 
 
Zu Abs. 1 
Neben Anpassungen an die geänderten Paragrafennummerierung wird mit dem Klammerzusatz: 
"Schutzzielbetrachtung" auf die Zielsetzung bei der Prüfung von Abweichungsanträgen hinge-
wiesen. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 wird aus sprachlichen Gründen in zwei Sätze geteilt. 
 
Zu Abs. 3 
In Abs. 3 Satz 1 wird der Satzteil "bauliche Anlagen, andere Anlagen oder Einrichtungen, die 
nach § 55 oder aufgrund des § 80 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 keiner Baugenehmigung bedürfen" auf 
die Wörter "baugenehmigungsfreie Anlagen" gestrafft, ohne dass sich eine inhaltliche Änderung 
ergibt. Die Aufzählung der entsprechend anwendbaren Regelungen in Abs. 2 Satz 3 ist um § 65 
Abs. 2 ergänzt. Weiterhin wird die entsprechende Geltungsdauer der Baugenehmigung für die 
isolierte Abweichung durch Verweisung auf 74 Abs. 7 für anwendbar erklärt. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 ist neu aufgenommen. Er enthält eine von Abs. 1 abweichende Bestimmung der Zustän-
digkeit für Abweichungsentscheidungen. Die Entscheidung über "isolierte" Abweichungen bei 
baugenehmigungsfreien Vorhaben, bei denen Gegenstand der Abweichung, Ausnahme oder Be-
freiung örtliche Bauvorschriften, Festsetzungen eines Bebauungsplans, einer sonstigen städte-
baulichen Satzung oder Regelungen der Baunutzungsverordnung (wie z. B. § 19 Abs. 4 Satz 2, 
§ 21 Abs. 3 Halbsatz 2, § 23 Abs. 2 Satz 2, Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5 BauNVO) sind, wird den 
Kommunen übertragen. Sind zugleich Abweichungen von sonstigen baulichen Anforderungen 
erforderlich, bleibt es bei der Zuständigkeit der unteren Bauaufsichtsbehörden, um ein Aufsplit-
tern der Verfahren zu vermeiden. 
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Zu § 74 
§ 74 - Baugenehmigung - entspricht bis auf die Änderungen in Abs. 3 weitgehend § 64 a.F. 
 
Zu Abs. 3 
In Abs. 3 Satz 1 wird Halbsatz 2 gestrichen, da ein elektronisches Genehmigungsverfahren und 
konsequenter Weise auch eine elektronische Baugenehmigung ohne Systembruch in Zukunft 
möglich sein sollen. Die Anforderung der Schriftform an die Baugenehmigung steht dem nicht 
entgegen: Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden, wenn gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist (s. § 126 BGB). Die neue Fassung des Satzes 3 entspricht der For-
mulierung der MBO (§ 72 Abs. 2 Halbsatz 2). Ohne dass die Regelung inhaltlich geändert wird, 
wird nun aufgrund des Wortlauts klarer, wann und inwieweit eine Begründung erforderlich ist. 
 
Zu Abs. 6 
Die Änderung in Abs. 6 Satz 1 hinsichtlich des Verweises auf § 65 Abs. 2 Satz 2 stellt eine re-
daktionelle Anpassung dar. 
 
Zu § 75 
§ 75 regelt den Baubeginn und entspricht damit § 65 a.F. 
 
Zu Abs. 1 
Die Änderung in Abs. 1 hinsichtlich des Verweises auf § 65 Abs. 2 Satz 2 stellt eine redaktio-
nelle Anpassung dar. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 Satz 2 verweist für die Prüfsachverständigen für Vermessungswesen nun auf die Hessi-
sche Verordnung über Prüfberechtigte und Prüfsachverständige nach der Hessischen Bauord-
nung. 
 
Zu Abs. 3 und 4 
Zur Vereinfachung des Verfahrens entfällt in Abs. 3 Satz 1 das Schriftformerfordernis. Satz 2 
wird um eine Ermächtigungsgrundlage für die Bauaufsichtsbehörde ergänzt, nach der Informa-
tionen zu Baubeginn und Lage eines Baugrundstücks an Behörden und öffentliche Stellen zur 
Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung nach dem Schwarzarbeitsbekämp-
fungsgesetz übermittelt werden können. Aus redaktionellen Gründen ist Abs. 3 im Zuge der 
Einfügung des neuen Satz 2 in zwei Absätze geteilt worden, sodass § 64 Abs. 3 Satz 2 bis 4 
a.F. nun Abs. 4 entspricht. 
 
Zu Abs. 5 
In Abs. 5 (§ 65 Abs. 4 a.F.) wird der Querverweis auf die übrigen Absätze und auf die Anlage 
entsprechend angepasst und der Satzteil "Vorhaben, die nach § 55 oder aufgrund des § 80 Abs. 
4 Satz 1 Nr. 1 baugenehmigungsfrei sind," durch "baugenehmigungsfreie Vorhaben" ersetzt. 
 
Zum dritten Abschnitt (§§ 76 bis 79) 
 
Der dritte Abschnitt enthält wie schon bisher besondere Verfahrensregelungen. 
 
Zu § 76 
Die Regelung zur Bauvoranfrage und Bauvorbescheid findet sich nun in § 76 und entspricht 
dem § 66 a.F. mit an die neuen Paragrafen angepassten Verweisungen. 
 
Zu § 77 
§ 77 regelt die Teilbaugenehmigung wie schon § 67 a.F. und hat nur hinsichtlich der Verwei-
sungen eine Anpassung an die neue Paragrafenfolge erfahren. 
 
Zu § 78 
§ 78 zu den Fliegenden Bauten entspricht weitgehend § 68 a.F. 
 
Zu Abs. 1 
Die Definition Fliegender Bauten in Abs. 1 Satz 1 wird um das Kriterium "an verschiedenen 
Orten" erweitert. Dies erfolgt in Angleichung an die MBO und aufgrund praktischer Erforder-
nisse. 
 
Zu Abs. 3 
In Abs. 3 wird für die Zuständigkeit nicht mehr auf Bauaufsichtsbehörden, sondern auf den ge-
nerelleren Begriff "Behörden" abgestellt. Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung, da 
es in den Ländern unterschiedliche Genehmigungsstellen gibt. Mal ist der TÜV, mal ein Lan-
desamt, mal die Bauaufsichtsbehörde zuständig. Zudem wird die Abgrenzung zu den Bauauf-
sichtsbehörden deutlicher, die für die Gebrauchsabnahme zuständig sind. 
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Zu Abs. 4 
Zur Vereinfachung des Verfahrens wird in Abs. 4 Satz 2 auf das Schriftformerfordernis ver-
zichtet. 
 
Zu Abs. 5 
Die redaktionelle Änderung in Abs. 5 Satz 1 erfolgt aus demselben Grund wie die Änderung in 
Abs. 3 und präzisiert, welche Behörde zuständig ist. 
 
Zu Abs. 6 
Nach Abs. 6 Satz 1 unterliegt die Anzeige selbst nun keinem Formerfordernis mehr. Nach Satz 
3 ist nun nicht nur das Ergebnis der Abnahme, sondern auch die Anzeige oder ein Verzicht auf 
die Abnahme in das Prüfbuch einzutragen. Dies dient der Rechtsicherheit. 
 
Abs. 6 Satz 4 a.F. wird gestrichen, da auf eine Gebrauchsabnahme nicht grundsätzlich verzich-
tet werden kann. Durch die Gebrauchsabnahme sollen nicht nur Gefahren vermieden werden, 
die von dem Fliegenden Bau selbst ausgehen können, sondern auch solche, die im Zusammen-
spiel mit standortspezifischen Faktoren oder Bedingungen entstehen können, z.B. Ausgleich von 
Geländeunebenheiten durch Unterpallung oder Beeinträchtigung der Rettungswege vorhandener 
Bebauung durch die Aufstellung des Fliegenden Baues. 
 
Zu Abs. 7 
Die Änderungen in Abs. 7 sind redaktionell. Auch in Satz 3 wird nun auf die für die Ausfüh-
rungsgenehmigung zuständige Behörde abgestellt. 
 
Zu § 79 
§ 79 regelt die Vorhaben in öffentlicher Trägerschaft und entspricht in weiten Teilen § 69 a.F. Die 
Besetzung der Baudienststelle wird durch einen entsprechenden Verweis auf § 60 Abs. 2 an die 
Besetzung der unteren Bauaufsichtsbehörden und damit zugleich an die geltenden Begrifflichkeiten 
des Hessischen Dienstrechtes angepasst. Damit wird sichergestellt, dass die Baugenehmigungs-
pflicht zugunsten der Zustimmungspflicht nur dann entfallen kann, wenn die jeweilige Baudienst-
stelle des Landes oder Bundes gleich den unteren Bauaufsichtsbehörden besetzt ist. 
 
Ebenso werden die Verweisungen angepasst, das Verfahren durch Verzicht auf die Schriftform 
erleichtert und mit Blick auf die Umsetzung der Seveso-III-Richtlinie in Abs. 6 ein neuer Satz 3 
eingefügt. 
 
Bei den nach Artikel 13 der Seveso-III-Richtlinie schutzbedürftigen Bauvorhaben kann es sich 
auch um Baumaßnahmen handeln, für die nach § 79 ein Zustimmungsverfahren durchzuführen 
ist. Es ist auch bei diesen Bauvorhaben sicherzustellen, dass sowohl eine bauplanungsrechtliche 
Prüfung als auch die nach Artikel 15 der Seveso-III-Richtlinie erforderliche Öffentlichkeitsbetei-
ligung durchgeführt wird. 
 
Zu Abs. 1 
Aufgrund gesetzlicher Änderungen im Hessischen Laufbahnrecht wird eine Anpassung von 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 notwendig. Bei dieser Gelegenheit wird die Nr. sprachlich kürzer gefasst 
und an den neuen § 60 Abs. 2 Satz 2 angeglichen. Dies entspricht dem Gedanken des § 79 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 2, dass ein Wegfall der Baugenehmigungspflicht nur dann möglich sein soll, wenn 
Gewähr dafür geleistet ist, dass ausreichend fachlich qualifiziertes Personal mit dem jeweiligen 
Bauvorhaben befasst ist. 
 
Satz 2 entspricht dem § 69 Abs. 1 Satz 2 a.F. 
 
Das Schriftformerfordernis in Satz 3 Nr. 1 wird zum Zweck der Vereinfachung des Verfahrens 
gestrichen. 
 
Satz 4 entspricht unter Anpassung an den Begriff der "Anlage" dem Satz 4 a.F. Satz 5 a.F. - 
Voraussetzungen für den Verzicht auf die Bauüberwachung - wird gestrichen, da der Rege-
lungsinhalt sich nun in Abs. 6 Satz 2 findet. 
 
Zu Abs. 3 
Die Änderungen des Abs. 3 dienen weitgehend der Anpassung der Verweise. Zusätzlich wird ein 
Verweis auf § 65 Abs. 2 Satz 2 und 3 aufgenommen, der für das Zustimmungsverfahren zu einer 
Frist und einer möglichen Zustimmungsfiktion führt. In Anbetracht des eingeschränkten Prüfungs-
umfangs und der Eigenverantwortung der öffentlichen Bauherrschaft ist die Einführung einer Frist 
samt möglicher Zustimmungsfiktion sinnvoll, um die Dauer der Verfahren einzugrenzen. 
 
Zu Abs. 5 
Da sich der Regelungsinhalt von § 69 Abs. 5 Satz 3 a.F. in § 78 Abs. 10 wiederfindet, kann auf 
Satz 3 (alt) verzichtet werden. 
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Zu Abs. 6 
Durch die Ergänzung in Abs. 6 wird klargestellt, dass auch die Durchführung der nach § 72 
Abs. 2 erforderlichen Öffentlichkeitsbeteiligung in die Gesamtverantwortlichkeit der öffentli-
chen Bauherrschaft fällt. Die öffentliche Bauherrschaft muss eine bauplanungsrechtliche Prü-
fung des Vorhabens vornehmen und insbesondere prüfen, ob ein Vorhaben trotz Unterschreitens 
des angemessenen Sicherheitsabstands zugelassen werden kann. 
 
Da nach Satz 1 die öffentliche Bauherrschaft ohnehin für die ordnungsgemäße Bauausführung 
verantwortlich ist, konnte auf § 69 Abs. 1 Satz 5 a.F. verzichtet werden. 
 
Zum vierten Abschnitt (§§ 80 bis 82) 
 
Der vierte Abschnitt a.F. unter der Überschrift "Bauausführung" wird in zwei Abschnitte aufge-
teilt. Der Titel des vierten Abschnitts lautet nunmehr "Bauaufsichtliche Maßnahmen" und um-
fasst die §§ 80 bis 82. 
 
Zu § 80 
§ 80 entspricht § 70 a.F., lediglich die Verweisung wird an die neuen Paragrafen angepasst. 
 
Zu § 81 
§ 81 zur Baueinstellung entspricht § 71 a.F. In Satz 1 ist der Wortlaut mit Blick auf die Defini-
tion der Anlage in § 2 Abs. 1 gekürzt. Von der MBO (§ 79 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3) übernommen 
und in Satz 2 als neue Nr. 3 eingefügt wird das Anwendungsbeispiel, dass Bauprodukte ver-
wendet werden, die entgegen der BauPVO keine CE-Kennzeichnung oder entgegen § 24 kein 
Ü-Zeichen tragen. § 71 Satz 2 Nr. 3 a.F. entspricht nun Satz 2 Nr. 4. 
 
Zu § 82 
§ 82 regelt das Nutzungsverbot und die Beseitigungsanordnung und ist fast identisch zu § 72 
a.F. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 Satz 1 wird mit Blick auf die Definition der Anlage in § 2 Abs. 1 der Wortlaut ge-
kürzt und nur noch von "Anlagen" gesprochen und in Abs. 2 wird die Verweisung an die neue 
Paragrafennumerierung angepasst. 
 
Zum fünften Abschnitt (§§ 83 und 84) 
 
Neu ist die zusätzlich Unterteilung in den fünften Abschnitt unter der Überschrift "Bauüberwa-
chung". Damit erfolgt eine Angleichung an die MBO. 
 
Zu § 83 
§ 83 regelt die Bauüberwachung und entspricht § 73 a.F. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 werden in Anpassung an die MBO die Wörter "bei der Ausführung von baulichen 
Anlagen oder anderen Anlagen oder Einrichtungen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2" gestrichen. 
Damit ist keine inhaltliche Änderung der Regelung verbunden. 
 
Zu Abs. 2 und 3 
In Abs. 2 und 3 werden die Verweisungen angepasst.  
 
Zusätzlich wird an Abs. 2 ein Satz 3 angefügt, nach dem sich die Überwachung der ordnungs-
gemäßen Bauausführung auf Stichproben der Ausführung der jeweils wesentlichen Bauteile be-
schränken kann. Damit wird der Umfang der Bauüberwachung konkretisiert. Nachweisberech-
tigte und Prüfsachverständige müssen nicht ständig auf der Baustelle anwesend sein. Die Über-
wachung durch Nachweisberechtigte und Prüfsachverständige ist an die Stelle der Überwachung 
durch die unteren Bauaufsichtsbehörden getreten. Auch diese haben nicht umfassend, sondern 
nach pflichtgemäßem Ermessen überwacht. Eine Änderung der Rechtslage ist deshalb hiermit 
nicht verbunden. Satz 3 entspricht der Auslegung durch die Handlungsempfehlung zum Vollzug 
der HBO. 
 
Zu Abs. 4 
Nach Abs. 4 ist im Rahmen der Bauüberwachung zusätzlich zu den bisher schon vorgesehenen 
Unterlagen außerdem Einblick in die CE-Kennzeichnungen und Leistungserklärungen nach der 
BauPVO zu gewähren. Die Ergänzung stellt klar, dass auch die Einsicht in die Dokumentation 
zur Verwendung von Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung tragen, im Rahmen der Bau-
überwachung zu gewähren ist. In Hinblick auf die Leistungserklärung kann auch Einsicht in 
eine elektronische Fassung gewährt werden. 
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Zu Abs. 5 
Neu angefügt wird zudem Abs. 5. Um die Zusammenarbeit zwischen der Bauaufsichtsbehörde 
und der Marktüberwachungsbehörde zu stärken, sollen systematische Rechtsverstöße, die im 
Rahmen der Bauüberwachung festgestellt werden, bei der für die Marktüberwachung zuständi-
gen Stelle angezeigt werden. Dies kann z.B. bei fehlerhaften Angaben in der Leistungserklärung 
der Fall sein. 
 
Zu § 84 
§ 84 regelt wie bisher § 74 a.F. die Bauzustandsbesichtigung und die Aufnahme der Nutzung. 
 
Zu Abs. 1 
Redaktionell wird der Wortlaut des Abs. 1 Satz 1 gekürzt, in dem der Satzteil "Gebäuden, aus-
genommen von nach § 55 oder aufgrund des § 80 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 baugenehmigungsfreien 
Gebäuden," durch "nicht nach § 63 baugenehmigungsfreien Gebäuden" ersetzt wird. Der Bezug 
auf eine Freistellung von der Baugenehmigungspflicht durch Verordnung wird gestrichen. Im 
bisherigen Vollzug hat sich kein Bedarf für diese Regelung ergeben. 
 
Darüber hinaus wird in Satz 1 neu geregelt, dass die Bauherrschaft lediglich die Fertigstellung 
des Rohbaus gegenüber den Katasterbehörden anzeigt, nicht mehr zusätzlich die abschließende 
Fertigstellung. Die Anzeige der Fertigstellung der Rohbaus entspricht auch dem § 21 Abs. 1 
Hessisches Vermessungs- und Geoinformationsgesetz, nach dem die Gebäudeeigentümerinnen 
und Gebäudeeigentümer bis zum Zeitpunkt der Fertigstellung des Rohbaus die Gebäudeeinmes-
sung und anschließende Fortführung des Liegenschaftskatasters zu veranlassen haben. Darüber 
hinaus gibt es keine Notwendigkeit der Bescheinigung der abschließenden Fertigstellung gegen-
über den Katasterbehörden. 
 
Zu Abs. 2 
In Abs. 2 wird für den Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigungen nach § 83 Abs. 2 nun nach 
der Art der Bescheinigung differenziert, um eine baupraxisgerechte Regelung zu gewährleisten: 
Mit der Anzeige der Fertigstellung des Rohbaus sind nun nach Satz 3 nur noch die Bescheini-
gung für Standsicherheit einschließlich der Feuerwiderstandsdauer vorzulegen. Die Einhaltung 
der Regelungen für vorbeugenden Brandschutz, den Schall- und Wärmeschutz können dagegen 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht bescheinigt werden, weswegen der neu eingefügte Satz 4 für 
diese Bescheinigungen auf den Zeitpunkt der Anzeige der abschließenden Fertigstellung abstellt. 
An dieser Stelle ist auch die Bescheinigung nach § 59 Abs. 1 Satz 2 aufgezählt; damit werden 
zur besseren Übersicht alle notwendigen Bescheinigungen an zentraler Stelle benannt, im Übri-
gen wird nur der Regelungsinhalt des § 59 Abs. 1 Satz 2 wiederholt. Satz 5 entspricht § 74 
Abs. 2 Satz 4 a.F.; lediglich die Verweisung ist angepasst. 
 
Zu Abs. 7 
Aus Gründen der Vereinfachung des Verfahrens wird auf das Schriftformerfordernis in Abs. 7 
Satz 2 verzichtet. 
 
Zum sechsten Abschnitt (§ 85) 
 
Der sechste Abschnitt umfasst nur noch die Regelung zu Baulasten; die Bußgeldvorschriften 
sind nun im sechsten Teil verortet. Entsprechend wird die Überschrift des sechsten Abschnitts 
angepasst. 
 
Zu § 85 
§ 85 entspricht § 75 a.F. und enthält die Regelungen zu den Baulasten und Baulastverzeichnis-
sen. 
 
Zu Abs. 1 
In Abs. 1 wird § 75 Abs. 1 Satz 3 a.F. gestrichen. Damit soll auf die redundante Führung der 
Baulasten im Liegenschaftskataster verzichtet werden. Nur die fachlich zuständigen Bauauf-
sichtsbehörden können die Richtigkeit, Vollständigkeit und Aktualität ihrer Daten (hier der Bau-
lasten) gegenüber der Öffentlichkeit gewährleisten. Der bislang praktizierte aufwändige und feh-
leranfällige Datenaustausch zwischen den unteren Bauaufsichts- und den Katasterbehörden kann 
so entfallen. 
 
Zu Abs. 3 
Auf das Schriftformerfordernis wird in Abs. 3 Satz 1 zugunsten der Vereinfachung des Verfah-
rens verzichtet. Aus sprachlichen Gründen wird Satz 4 in zwei Sätze geteilt. Nach dem neuen 
Satz 5 (Satz 4 Halbsatz 2 a.F.) muss eine Löschung der Baulast im Baulastverzeichnis nur noch 
den Beteiligten, nicht aber mehr der das Liegenschaftskataster führenden Stelle angezeigt wer-
den. Dies ist eine Folgeänderung zur Streichung des Abs. 1 Satz 3 (Begründung s.o.). 
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Zu Abs. 5 
Abs. 5 Satz 2 sieht vor, dass Angaben darüber, ob auf bestimmten Grundstücken Baulasten ru-
hen, über geeignete, öffentlich verfügbare elektronische Kommunikationsmittel bereitgestellt 
werden können. Die Norm eröffnet den Bauaufsichtsbehörden die Möglichkeit, diese Daten der 
Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen, begründet hingegen keine Pflicht. Informationen über 
Baulasten bleiben aber weiterhin nur einsehbar, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 vorlie-
gen. 
 
Zum sechsten Teil (§§ 86 bis 93) 
 
Der sechste Teil umfasst nun auch die Bußgeldvorschriften. Neu ist in diesem Teil zudem die 
Ausführungsbestimmung zum Baugesetzbuch. Entfallen ist dagegen § 77 a.F., der die Anwen-
dung von Vorschriften auf bestehende Anlagen regelte. 
 
Die Überschrift wird entsprechend geändert und lautet nun "Bußgeld-, Übergangs-, Rechtsvor-
schriften, Ausführungsbestimmung zum Baugesetzbuch, Schlussvorschriften". 
 
Zu § 86 
§ 86 enthält die Bußgeldvorschriften und entspricht zum überwiegenden Teil § 76 a.F. Wo es 
notwendig ist, sind die Regelungen an die Ordnungswidrigkeitenvorschriften der MBO (§ 84) 
angeglichen worden. 
 
Zu Abs. 1  
In Abs. 1 Nr. 1 wird der Wortlaut aufgrund der nun in § 2 Abs. 1 enthaltenen Definition der 
Anlage entsprechend gekürzt. 
 
Neu im Katalog der Ordnungswidrigkeiten ist in Nr. 2 der Verstoß gegen die Ausstattungs-
pflicht von Räumen mit Rauchwarnmeldern aufgenommen. Auf diese Weise soll die Umsetzung 
der Pflicht nach § 14 Abs. 2 befördert werden. 
 
Die bisherigen Nr. 2 (jetzt Nr. 4) und Nr. 3 (neue Nr. 3) werden in der Reihenfolge getauscht. 
Nr. 3 ist an den Wortlaut des § 84 Abs. 1 Nr. 10 MBO angepasst. Es handelt sich um eine re-
daktionelle Folgeänderung aufgrund der geänderten Regelungen zu den Bauarten nach § 17. In 
der neuen Nr. 4 sind der Bezug zu § 19, in dem nunmehr das CE-Zeichen geregelt ist, und der 
Verweis auf § 24 Abs. 3 aufgenommen. 
 
In Nr. 5, 7, 8, 9 und 10 sind die Verweisungen an die neuen Paragrafen angepasst worden. 
Aufgrund der neuen Nr. 2 hat sich zudem die Numerierung von Nr. 5, 6, 7, 8, 9 und 10 ent-
sprechend nach hinten verschoben. In Nr. 7 wird darüber hinaus der Wortlaut aufgrund der nun 
in § 2 Abs. 1 enthaltenen Definition der Anlage neu gefasst. 
 
Nr. 10 a.F. entfällt, da die Regelung nach § 52 Abs. 1 Satz 4 a.F., wonach das Unternehmen 
nicht mit dem Bau ausführen oder ausführen lassen durfte, bevor die notwendigen Nachweise 
und Unterlagen auf der Baustelle vorlagen, nicht mehr existiert. Ein Verstoß gegen die noch be-
stehende Regelung, die notwendigen Nachweise und Unterlagen auf der Baustelle bereit zu hal-
ten, ist bereits nach Nr. 9 bußgeldbewährt. Eine Nr. 10 a.F. entsprechende Bußgeldvorschrift 
ist damit nicht erforderlich, da die Sachverhalte, die unter diesen Tatbestand fallen, nach Nr. 9 
verfolgt werden können. 
 
Nr. 11 ist neu aufgenommen. Die Nichtvorlage der Bescheinigung der mit der Bauleitung be-
auftragten Person über die ordnungsgemäße Ausführung des Bauvorhabens wird damit bußgeld-
bewehrt. 
 
Nr. 12 entspricht Nr. 11 a.F. mit redaktionellen Änderungen: Der Wortlaut wird aufgrund der 
nun in § 2 Abs. 1 enthaltenen Definition der Anlage entsprechend gekürzt und die Verweisun-
gen im Hinblick auf die neuen Paragrafen aktualisiert. 
 
Nr. 13 entspricht Nr. 12 a.F. mit einer inhaltlichen Ergänzung: Der Tatbestand wird um das 
Tatbestandsmerkmal Anlagen "benutzen lassen" erweitert, um deutlich zu machen, dass auch 
das Überlassen einer Anlage ohne erforderliche Baugenehmigung oder Teilbaugenehmigung 
oder ohne erforderliche Abweichung, Ausnahme oder Befreiung eine Ordnungswidrigkeit dar-
stellt. Im Übrigen wird der Wortlaut aufgrund der nun in § 2 Abs. 1 enthaltenen Definition der 
Anlage entsprechend gekürzt und die Verweisungen angepasst. 
 
Nr. 14 entspricht Nr. 13 a.F. mit angepasster Verweisung. 
 
Nr. 15 entspricht Nr. 14 a.F. mit angepasster Verweisung. 
 
Nr. 16 entspricht Nr. 15 a.F. mit angepasster Verweisung. 
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Nr. 17 entspricht Nr. 16 a.F. mit angepasster Verweisung. Die nicht rechtzeitige Anzeige der 
Aufstellung eines Fliegenden Baus ist als neuer Tatbestand ergänzt. 
 
Nr. 18 entspricht Nr. 17 a.F. mit angepasster Verweisung. 
 
Nr. 19 ist neu aufgenommen. In der Praxis hat sich ein Bedarf hierfür ergeben, da Fertigstel-
lungsanzeigen nicht oder nur zögerlich vorgelegt wurden. 
 
Nr. 20 entspricht Nr. 18 a.F. mit angepasster Verweisung. 
 
Nr. 21 entspricht Nr. 19 a.F. mit angepasster Verweisung. 
 
Nr. 22 erklärt neu das Vorlegen unrichtiger Bescheinigungen durch bauleitende, bauvorlagebe-
rechtigte, nachweisberechtigter oder sachverständige Person sowie durch öffentlich bestellte 
Vermessungsingenieurinnen oder öffentlich bestellte Vermessungsingenieure zur Ordnungswid-
rigkeit. Die Regelung bezieht sich auf Bescheinigungen nach § 59 Abs. 1 Satz 2, § 68 Abs. 3, 4 
und 6, § 75 Abs. 2 Satz 2, § 83 Abs. 2, Anlage Abschnitt V Nr. 2 bis 4. Die Verantwortung, 
die diese Personen mit der Ausstellung der Bescheinigung übernehmen, wird hierdurch verdeut-
licht. 
 
Nr. 23 entspricht Nr. 20 a.F. mit angepasster Verweisung. 
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 entspricht dem bisherigen Regelungsinhalt. 
 
Zu Abs. 3, 4 und 5 
Die Querverweise auf die jeweiligen Nummern des Abs. 1 werden angepasst. 
 
Zu § 77 a.F. 
§ 77 a.F. zu der Anwendung von Vorschriften auf bestehende Anlagen wird ersatzlos gestri-
chen. Die Regelung hatte keinen eigenen Anwendungsbereich: Soweit Rechtsverordnungen im 
Sinne des § 77 a.F. auf Bestandsbauten Anwendung finden, wird dies in den betroffenen Ver-
ordnungen selbst bestimmt. 
 
Zu § 87 
 
Zu Abs. 1 
Nach Satz 1 gilt das bisherige Recht für vor dem Inkrafttreten des Gesetzes eingeleitete Verfah-
ren fort. 
 
Satz 2 regelt, dass die Bauherrschaft für innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes eingeleitete Verfahren verlangen kann, dass über den Bauantrag nach dem bisher gel-
tenden materiellen Recht entschieden wird. Dieses Verlangen muss sie bei Antragstellung gel-
tend machen. Durch diese Regelung soll verhindert werden, dass Planleistungen und andere 
Vorleistungen, die vor Inkrafttreten des Gesetzes erbracht wurden, obsolet werden, weil der 
Antrag kurz nach Inkrafttreten des Gesetzes gestellt wird. Zudem soll direkt bei Antragsstellung 
Gewissheit bei allen Beteiligten bestehen, welches Recht zur Anwendung kommen soll.  
 
Satz 3 Nr. 1 regelt die Berechtigung zur Anwendung des bisher geltenden materiellen Rechts 
sowohl für Vorhaben, bei denen Verfahren der Genehmigungsfreistellung (§ 64) innerhalb einer 
Frist von drei Monaten nach Inkrafttreten des Gesetzes eingeleitet werden, als auch für Vorha-
ben, bei denen das Verfahren der Genehmigungsfreistellung abgeschlossen ist. Der Anwen-
dungsbereich ist damit auf Fälle der Genehmigungsfreistellung begrenzt. Notwendig ist die Re-
gelung, da es bei der Genehmigungsfreistellung wegen des Wegfalls der Baugenehmigung kei-
nen formellen Bestandsschutz gibt und die Veränderung des materiellen Rechts die Berechtigung 
zur Bauausführen entfallen lassen würde. Nr. 2 und Nr. 3 vermitteln diese Berechtigung auch 
für den nicht geprüften Bereich sowohl im Vereinfachten Baugenehmigungsverfahren als auch 
im Verfahren nach § 66 (§ 58 HBO a.F.), wobei Nr. 2 die Antragsstellung und Genehmigungs-
erteilung vor Inkrafttreten des Gesetzes im Blick hat, während Nr. 3 die Fälle erfasst, in denen 
der Antrag nach Inkrafttreten des Gesetzes gestellt wird.  
 
Zu Abs. 2 
Abs. 2 fasst die Übergangsvorschrift des § 78 Abs. 2 und 4 a.F. zusammen. Es wird eine Frist 
von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zum Nachweis der Bauvorlageberechtigung 
gegenüber der Oberen Bauaufsicht gesetzt, zumal sich die Anforderungen an die Bauvorlagebe-
rechtigung nicht geändert haben. 
 
Zu Abs. 3 
Die Übergangsvorschrift nach Abs. 3 zur Bauleitung ist an den neuen Abs. 2 angeglichen. 
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Zu Abs. 4 
Zelte bis 100 m² Grundfläche konnten im Gegensatz zu anderen Ländern bisher ohne Ausfüh-
rungsgenehmigung betrieben werden. Durch die Änderung in § 63 i.V.m. Anlage Abschnitt I 
Nr. 11.4 bedürfen nun Zelte mit einer Grundfläche von mehr als 75 m² einer Ausführungsge-
nehmigung. Den Betreibern soll ausreichend Zeit eingeräumt werden, Bauvorlagen zu erstellen 
und eine Ausführungsgenehmigung zu erwirken. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 entspricht § 87 Abs. 5 MBO und sieht vor, dass nach altem Recht für Bauarten erteilte 
Verwendbarkeitsnachweise nach neuem Recht als Bauartgenehmigung fortgelten. 
 
Zu Abs. 6 
Die Rechtsgrundlagen für die Anerkennung von Prüf-, Überwachungs- und Zertifizierungsstel-
len sind aus systematischen Gründen geändert worden. Die Prüfstelle nach § 16 Abs. 5 sowie 
die Überwachungsstelle nach § 16 Abs. 6 sind nunmehr in § 17 Abs. 6 und Abs. 7 für Bauarten 
sowie in § 27 für Bauprodukte geregelt. Die Anerkennung von Prüfstellen bestimmen nunmehr 
§ 17 Abs. 3 für Bauarten sowie für Bauprodukte § 27 Nr. 2. In § 27 werden zudem die weiteren 
Stellen im Verfahren der Übereinstimmungsbestätigung geregelt. Lediglich aus Vereinfachungs-
gründen sind in § 27 auch weiterhin die im Zusammenhang mit Bauarten stehenden Stellen ein-
geschlossen. Materiell-rechtliche Änderungen sind mit der Gesetzesänderung nicht beabsichtigt. 
In § 28 Abs. 2 ist allerdings eine europarechtlich bedingte Einschränkung eingefügt worden. 
Diese Einschränkung ergibt sich jedoch auch bereits aus unmittelbar geltendem Harmonisie-
rungsrecht. Die Übergangsregelung in Abs. 6 dient somit der Klarstellung. Der Zusatz "in dem 
bis zum Inkrafttreten dieses Gesetz geregelten Umfang" dient ebenfalls der Klarstellung. Denn 
sollte es im Zuge der Umstellung der Bauregelliste A (auf die in den Anerkennungsbescheiden 
zur Produktbestimmung Bezug genommen wird) auf die neue Verwaltungsvorschrift nach § 90 
u.U. auch zu Anpassungen bei den Produkten kommen, sollen die damit einhergehenden 
Rechtsunsicherheiten von Beginn an ausgeschlossen werden. Es soll zudem vermieden werden, 
dass insbesondere allgemeine bauaufsichtliche Prüfzeugnisse auf der Grundlage von Anerken-
nungsbescheiden weiter erteilt werden, die nicht mehr im Einklang mit den aktuellen Techni-
schen Baubestimmungen nach § 90 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 5 stehen und ggf. über diese hinaus-
reichen. Sobald die Verwaltungsvorschrift nach § 90 erstmals bekannt gemacht ist, sollen die 
Anerkennungsbescheide von Amts wegen nach Anhörung der betroffenen Stellen auch an die 
neue Rechtslage angepasst werden. Nach altem Recht gestellte Anträge sollen auch nach neuem 
Recht als Antrag fortgelten. 
 
§ 78 Abs. 5 a.F. entfällt, eine entsprechende Regelung für Aufzüge findet sich nun in § 42 
Abs. 1. Auch die Abs. 6 und 7 a.F. sind entfallen, da Übergangsvorschriften zu den betroffenen 
Regelungen aufgrund des Zeitablaufs nicht mehr erforderlich sind. 
 
Zu § 88 
Nach § 88 wird die bisher geltende Fassung der HBO sowie das Hessische Ausführungsgesetz 
zum Baugesetzbuch aufgehoben, dessen Regelung im neuen § 92 integriert wird. 
 
Zu § 89 
§ 89 enthält die Ermächtigungsgrundlagen für den Erlass von Rechtsverordnungen und Verwal-
tungsvorschriften wie zuvor § 80 a.F. 
 
Zu Abs. 1 
Der einleitende Wortlaut des Abs. 1 Satz 1 ist an § 85 Abs. 1 Satz 1 der MBO angeglichen 
worden. Grundsätzlich bedarf es damit auch für die in Abs. 1 genannten Regelungsinhalte kei-
ner Kabinettsverordnung mehr, sondern nach Abs. 11 einer Ministerverordnung. 
 
In Nr. 1 wird die Verweisung aktualisiert. 
 
Nr. 2 wird neu aufgenommen; Anforderungen an nach § 46 Abs. 3 erforderliche Gästetoiletten-
anlagen von Gaststätten können bei Bedarf konkretisiert werden. 
 
Nr. 3 entspricht Nr. 2 a.F. mit einem weiteren Wortlaut. Der Verweis auf § 44 a.F., in dem 
die Garagen genannt wurden, ist entfallen, da diese Vorschrift - wie auch die entsprechende Re-
gelung in § 52 - keine allgemeinen Anforderungen an Garagen vorsieht, die durch Rechtsver-
ordnung konkretisiert werden könnte. Die Ermächtigungsgrundlage nach Nr. 3 umfasst neu nun 
auch Abstellplätze für Fahrräder. 
 
Nr. 4 entspricht Nr. 3 a.F. mit Anpassung der Verweisungen. 
 
Nr. 5 entspricht Nr. 4 a.F. und Nr. 6 entspricht Nr. 5 a.F. 
 
Nr. 7 entspricht Nr. 6 a.F.; es wird lediglich die Verweisung aktualisiert. 
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Nr. 8 ist neu aufgenommen, es ist die Ermächtigungsgrundlage für eine Gaststättenbauverord-
nung.  
 
Zu Abs. 2 
In Abs. 2 werden die Verweisungen aktualisiert. 
 
Zu Abs. 3 
Die Änderungen in Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 dienen der Klarheit und Differenzierung der Begriffe. 
Die Änderungen in Nr. 2 und 3 folgen der Neuregelung in § 62 Abs. 5. Satz 3 a.F. wurde ge-
strichen, da nun auch die Verordnungen nach Abs. 1 von der für die Oberste Bauaufsicht zu-
ständigen Ministerin oder dem zuständigen Minister erlassen werden. 
 
Zu Abs. 4 
In Abs. 4 Satz 2 wird die Verweisung den neuen Paragrafen angepasst. Der Liste der mögli-
chen Regelungsinhalte nach Satz 3 wird neu Nr. 11 angefügt, wonach der Verlust oder die Ab-
erkennung von Berechtigungen bei grobem Pflichtverstoß, die Einschränkung der Prüftätigkeit 
sowie die Festlegung der für den Vollzug zuständigen Stelle geregelt werden kann. 
 
Zu Abs. 5 und 6 
Es werden die Verweisungen aktualisiert. 
 
Zu Abs. 7 
Abs. 7 Satz 2 Nr. 1 wird in Angleichung an § 85 Abs. 4 Nr. 1 MBO geändert. Hierbei handelt 
es sich um redaktionelle Folgeänderungen im Hinblick auf den neu eingeführten Begriff der 
Bauartgenehmigung in § 17. 
 
Zu Abs. 8 
Die Verweisungen werden aktualisiert. 
 
Zu Abs. 9 
Als neuer Abs. 9 wird die Verordnungsermächtigung für die Oberste Bauaufsichtsbehörde ein-
gefügt, die früher in § 20 Abs. 2 a.F. enthalten war, und zwar umfassend sowohl für die Bauar-
ten als auch für die Bauprodukte. Sie passt hier systematisch besser, weil in § 89 - so weit als 
möglich - alle Verordnungsermächtigungen zusammengefasst sind und weil so auch eine einzige 
Verordnungsermächtigung für die nun in unterschiedlichen Abschnitten geregelten Bauarten und 
Bauprodukte geschaffen werden kann. Die Vorschrift ermöglicht es, im Rahmen von bauauf-
sichtlichen Nachweisen auch Anforderungen anderer Rechtsvorschriften nachzuweisen, die dies 
ausdrücklich vorsehen. 
 
Zu Abs. 10 
Abs. 10 entspricht Abs. 9 a.F. mit aktualisierter Verweisung. 
 
Zu Abs. 11 und 12 
Abs. 11 entspricht Abs. 10 a.F.; Abs. 12 entspricht Abs. 11 a.F. 
 
Zu § 90 
§ 90 ist neu eingefügt und entspricht § 85a MBO. § 90 bildet die Ermächtigungsgrundlage für 
den Erlass von Technischen Baubestimmungen. In diesen Technischen Baubestimmungen gehen 
sowohl die Technischen Regeln, die bislang in der Liste der Technischen Baubestimmungen 
enthalten waren, als auch diejenigen, die bislang in den Bauregellisten geführt wurden, auf. 
Neben solchen Planungs-, Bemessungs- und Ausführungsregelungen enthalten die Technischen 
Baubestimmungen vor dem Hintergrund der Verwendung europäisch harmonisierter technischer 
Spezifikationen zukünftig auch bauwerkskonkretisierende Vorschriften. 
 
Zu Abs. 1 
Abs. 1 Satz 1 definiert zunächst den Gegenstand Technischer Baubestimmungen, nämlich die 
Konkretisierung der Anforderungen nach § 3. 
 
Satz 2 entspricht § 3 Abs. 3 Satz 1 a.F.; Satz 3 entspricht § 3 Abs. 3 Satz 3 a.F. 
 
Zu Abs. 2 
Aus verfassungsrechtlichen Gründen müssen in der Ermächtigungsgrundlage Inhalt, Zweck und 
Ausmaß der Verwaltungsvorschrift hinreichend bestimmt sein. Abs. 2 enthält deshalb detaillierte 
Vorgaben dazu, welche Arten von Regelungen in die Verwaltungsvorschrift aufgenommen werden 
können. Die Bezugnahme auf nicht staatliche technische Regeln bleibt weiterhin zulässig und im 
Sinne der schlanken Gestaltung der Technischen Baubestimmungen auch erwünscht; es können 
aber auch Regelungen auf andere Weise unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
vorgenommen werden, und zwar in Bezug auf die in den Nr. 1 bis 6 genannten Gegenstände. 
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Im Anwendungsbereich der BauPVO sind Regelungen zum Nachweis der Verwendbarkeit von 
Bauprodukten sowie Übereinstimmungserklärungen zu zusätzlichen nationalen Anforderungen 
nicht statthaft. Nr. 4 und 5 sind daher auf Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der 
Verordnung (EU) Nr. 395/2011 tragen, nicht anwendbar. 
 
Bei der Festlegung von Verfahren für die Feststellung der Leistung von Bauprodukten ist gegebe-
nenfalls Artikel 8 Abs. 6 BauPVO zu beachten. Danach passen die Mitgliedstaaten die Verfahren, 
die sie in ihren Anforderungen an Bauwerke verwenden, sowie andere nationale Regeln in Bezug 
auf die wesentlichen Merkmale von Bauprodukten an die harmonisierten Normen an. Im Übrigen 
gelten die Regelungen für alle Bauprodukte, gleichgültig ob harmonisiert oder nicht. 
 
Zu Nr. 1 
Die Regelungen können zunächst der Konkretisierung der Bauwerksanforderungen dienen, und 
zwar in Bezug auf die bauliche Anlage insgesamt oder ihre Teile. Auf Grundlage von Nr. 1 sol-
len dort, wo dies erforderlich ist, die Anforderungen an Bauwerke insgesamt oder ihre Teile so 
genau beschrieben werden, dass der Rechtsanwender (Bauherrschaft/Unternehmer) anhand die-
ser Beschreibung in der Lage ist, das geeignete Bauprodukt auszuwählen. Dabei handelt es sich 
bei den Konkretisierungen auf der Grundlage von Nr. 1 um abstrakt-generelle Regelungen und 
nicht um solche, die auf ein konkretes Bauvorhaben bezogen sind. 
 
In Abgrenzung zu § 89 Abs. 1, der allgemein die nähere Bestimmung der allgemeinen Anforde-
rungen durch Rechtsverordnung erlaubt, zielt diese Vorschrift lediglich darauf ab, die Konkreti-
sierungen der Grundanforderungen zu ermöglichen, die erforderlich sind, damit ein Verwender 
erkennen kann, welche Leistung ein bestimmtes Bauprodukt in einer konkreten Verwendungssi-
tuation erbringen muss. 
 
Zu Nr. 2 
Nr. 2 bildet die Grundlage für Anforderungen an die Planung, Bemessung und Konstruktion bau-
licher Anlagen und ihrer Teile. Die Regelung erfasst nicht die Anforderungen an die Planung, 
Bemessung und Konstruktion, die im Zusammenhang mit der Verwendung konkreter Bauprodukte 
stehen. Für diese gibt es die speziellere Ermächtigungsgrundlage in Nr. 3 Buchst. a. 
 
Zu Nr. 3  
In Nr. 3 sind die Ermächtigungsgrundlagen für alle die Regelungen zusammengefasst, die un-
mittelbar oder mittelbar in Beziehung zu den Bauprodukten stehen. 
 
Nr. 3 Buchst. a ist die Ermächtigungsgrundlage für Anforderungen an die Planung, Bemessung 
und Konstruktion, die im Zusammenhang mit der Verwendung konkreter Bauprodukte stehen. 
Insbesondere können auf dieser Grundlage auch alternative konstruktive Maßnahmen beschrieben 
werden, bei deren Ausführung in der konkreten Verwendungssituation darauf verzichtet werden 
kann, dass ein Bauprodukt in Hinblick auf eine bestimmte Leistung den Anforderungen entspricht. 
 
Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Nr. 3 Buchst. b kann festgelegt werden, welche 
Merkmale, die sich für einen konkreten Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderun-
gen nach § 3 Satz 1 und 2 beziehen, ein Bauprodukt aufweisen muss, um für einen bestimmten 
Verwendungszweck geeignet zu sein. Diese Merkmale müssen aus den Bauwerksanforderungen 
abgeleitet und diese Ableitung muss für den Rechtsanwender nachvollziehbar sein. Insbesondere 
können sich erforderliche Merkmale aus dem Vorliegen oder Nichtvorliegen von Einwirkungen 
auf bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile ergeben; diese Einwirkungen können sich aus 
klimatischen, geologischen, geografischen, physikalischen, chemischen oder biologischen Rah-
menbedingungen ergeben. Umgekehrt können sich bestimmte Merkmale aber auch im Hinblick 
auf den Einfluss ergeben, den das Bauwerk oder seine Teile auf seine Umgebung ausüben. 
 
Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Nr. 3 Buchst. c können Prüfverfahren für die 
Feststellung der Leistung eines Bauprodukts im Hinblick auf Merkmale, die sich für einen kon-
kreten Verwendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 Satz 1 und 2 bezie-
hen, bestimmt werden. Die Festlegung von Prüfverfahren ist ausschlaggebend dafür, dass die 
aufgrund von Prüfverfahren erklärten Leistungen vergleichbar sind. 
 
Aufgrund der Ermächtigungsgrundlage nach Nr. 3 Buchst. d kann die Verwendung bestimmter 
Bauprodukte für bestimmte Verwendungszwecke erlaubt oder untersagt werden, weil sich aus 
der Betrachtung der Merkmale des Bauprodukts, die sich für einen konkreten Verwendungs-
zweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 Satz 1 und 2 beziehen, und der Anforde-
rungen an die bauliche Anlage oder den Teil der baulichen Anlage ergibt, dass das Bauprodukt 
für diesen Zweck grundsätzlich geeignet oder ungeeignet ist. 
 
Nr. 3 Buchst. e überführt die Regelung des ehemaligen § 16 Abs. 7 in das neue Regelungs-
modell. Aufgrund dieser Vorschrift kann in den Fällen, in denen in Normen, insbesondere har-
monisierten Normen, Stufen und Klassen festgelegt werden, bestimmt werden, welche Stufe 
oder Klasse für einen bestimmten Verwendungszweck vorliegen muss. 
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Nach Nr. 3 Buchst. f kann für ein konkretes Bauprodukt in Bezug auf einen konkreten Ver-
wendungszweck vorgesehen werden, zu welchen Merkmalen, die sich für einen konkreten Ver-
wendungszweck auf die Erfüllung der Anforderungen nach § 3 Satz 1 und 2 beziehen, der Her-
steller Angaben zur Leistung machen muss. Außerdem können Aussagen dazu getroffen wer-
den, wie die Leistung beschaffen sein muss, damit ein Produkt für einen konkreten Verwen-
dungszweck eingesetzt werden darf. 
 
Zu Nr. 4 
Aufgrund dieser Ermächtigungsgrundlage in Nr. 4 wird in der Verwaltungsvorschrift in Aus-
führung von § 17 Abs. 3 Satz 2 bzw. § 22 Abs. 1 Satz 2 mit Angabe der maßgebenden techni-
schen Regeln bekannt gemacht, welche Bauarten und welche Bauprodukte nur eines allgemeinen 
bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses bedürfen. 
 
Zu Nr. 5 
Aufgrund von Nr. 5 können die Voraussetzungen für die Abgabe der Übereinstimmungserklä-
rung geregelt werden, ob also die Einschaltung einer Prüfstelle erforderlich ist (§ 25 Abs. 2) 
oder eine Zertifizierung erfolgen muss (§ 25 Abs. 3). 
 
Zu Nr. 6 
Aufgrund dieser Ermächtigungsgrundlage in Nr. 6 können Vorgaben zur Art, zum Inhalt und 
zur Form der technischen Dokumentation gemacht werden, die zu einem Bauprodukt zu erstel-
len ist. Insbesondere kann vorgesehen werden, dass Angaben in Bezug auf die verwendete 
Prüfmethode, die beteiligten Prüfinstitute, die Prüfhäufigkeit und die werkseigene Produktions-
kontrolle gemacht werden können oder müssen. Denkbar ist auch, dass verpflichtende oder 
empfohlene Muster für die technische Dokumentation und insbesondere für die Erklärung von 
Produktleistungen geschaffen werden. 
 
Zu Abs. 3 
Die Technischen Baubestimmungen sollen nach Abs. 3 nach den Grundanforderungen nach An-
hang I der BauPVO gegliedert sein. Schon hierdurch soll verdeutlicht werden, welche Techni-
schen Baubestimmungen zur Konkretisierung welcher gesetzlichen Anforderung an das Bauwerk 
bestimmt sind. Die Vorschrift ist allerdings nicht zwingend gestaltet. Ausnahmsweise kann es, 
insbesondere aus Gründen der Regelungsökonomie, geboten sein, einen anderen Aufbau zu 
wählen; dies soll nicht unmöglich sein. 
 
Zu Abs. 4 
Abs. 4 enthält die Ermächtigungsgrundlage für die Erstellung der in § 20 Abs. 3 vorgesehenen 
Liste der Produkte, die keines Verwendbarkeitsnachweises bedürfen. Das sind Produkte, die 
bislang als sonstige Bauprodukte betrachtet oder in Liste C geführt wurden. 
 
Zu Abs. 5 
Abs. 5 Satz 1 weist der obersten Bauaufsichtsbehörde die Aufgabe zu, Technische Baubestim-
mungen bekannt zu machen. Dabei ist ausdrücklich vorgesehen, dass Technische Baubestim-
mungen als Verwaltungsvorschrift zu erlassen sind. Damit wird die Rechtsnatur der Techni-
schen Baubestimmungen klargestellt, wobei es sich bei der Verwaltungsvorschrift um eine 
normkonkretisierende Verwaltungsvorschrift handelt. Solchen Verwaltungsvorschriften im Be-
reich des Umwelt- und Technikrechts billigt das Bundesverwaltungsgericht Bindungswirkung im 
gerichtlichen Verfahren zu, soweit sie die "höherrangigen Gebote" und "im Gesetz getroffenen 
Wertungen" berücksichtigen, in einem sorgfältigen Verfahren unter Einbeziehung des techni-
schen und wissenschaftlichen Sachverstands zustande gekommen und nicht durch die Erkennt-
nisfortschritte von Wissenschaft und Technik überholt sind (BVerwGE 107, 338, 341). 
 
Abs. 5 Satz 2 ermächtigt die oberste Bauaufsichtsbehörde, bei der Bekanntmachung auf die 
Fundstelle zu verweisen. Dies ermöglicht, sowohl auf die Veröffentlichung des vom Deutschen 
Institut für Bautechnik bekannt gemachten Musters der Technischen Baubestimmungen zu ver-
weisen als auch dazu, in der Verwaltungsvorschrift auf die detaillierte Wiedergabe der techni-
schen Regeln selbst zu verzichten. Dies ermöglicht den Ländern eine schlanke Umsetzung. Ab-
weichungen vom Muster liegen im Ermessen der Länder. 
 
Satz 3 verpflichtet das Deutsche Institut für Bautechnik, ein Muster der Technischen Baube-
stimmungen zu veröffentlichen, auf das die Länder bei ihrer Bekanntmachung der Technischen 
Baubestimmungen verweisen können. Ziel ist es, hierdurch eine Vereinheitlichung der Techni-
schen Baubestimmungen der Länder zu erreichen. Der Vollzug durch die am Bau Beteiligten 
wird hierdurch erleichtert. 
 
Um den Anforderungen des Bundesverwaltungsgerichts an eine normkonkretisierende Verwal-
tungsvorschrift gerecht zu werden, müssen strenge verfahrensmäßige Vorgaben erfüllt werden, 
zum einen bezüglich der Beteiligung interessierter und sachkundiger Kreise und zum anderen 
bezüglich der Form der Bekanntmachung. Zur Beteiligung ist vorgesehen, dass das Deutsche 
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Institut für Bautechnik vor Erlass der Verwaltungsvorschrift die beteiligten Kreise zu hören so-
wie das Einvernehmen der obersten Bauaufsichtsbehörde herbeizuführen hat. Da vorgesehen ist, 
dass vor Bekanntmachung des Musters eine Anhörung der beteiligten Kreise durchzuführen ist, 
ist sichergestellt, dass diese sich in einem frühen Verfahrensstadium im Rahmen einer Anhö-
rung für das gesamte Bundesgebiet einbringen können. Soweit die oberste Bauaufsichtsbehörde 
von der Mustervorschrift nicht abweicht, muss im Land kein weiteres Anhörungs- und Notifi-
zierungsverfahren durchgeführt werden. 
 
Zu § 91 
§ 91 regelt die örtlichen Bauvorschriften und entspricht § 81 a.F. Die Verweisungen werden an 
die neuen Paragrafen angepasst. 
 
Zu § 92 
Mit § 92 wird das Hessische Ausführungsgesetz zum Baugesetzbuch in die HBO integriert. 
 
Zu § 93 
§ 93 regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes. Die Regelung des § 52 Abs. 4, nach der ein Teil 
der notwendigen Stellplätze durch Abstellplätze für Fahrräder ersetzt werden kann, tritt erst am 
1. Januar 2019 in Kraft. Das soll den Kommunen ermöglichen, falls dies nach den örtlichen 
Verhältnissen geboten ist, die Ersetzung auszuschließen oder zu modifizieren.  
 
Zur Anlage zu § 63 
Anlage 1 a.F., mit der die Bauteil- und Baustoffanforderungen tabellarisch dargestellt wurden, 
ist entfallen. 
 
Anlage 2 a.F. wird aus diesem Grund zur einzigen Anlage. 
 
Zu Abschnitt I - Errichtung, Aufstellung, Anbringung 
 
Zu Nr. 1.2 
Gebäude zum Abstellen von Fahrrädern, Kinderwagen und Hilfsfahrzeugen werden den Gara-
gen einschließlich Abstellraum bis 50 m² Grundfläche gleichgestellt und bedürfen nun auch nach 
Nr. 1.2 keiner Genehmigung. Die Streichung des Wortteils "Brutto-" ist redaktionell; er ist auf-
grund der Regelung des § 2 Abs. 4 Satz 3 überflüssig. 
 
Zu Nr. 1.12 
Der Freistellungstatbestand erfährt eine Erleichterung dahin gehend, dass das Erfordernis eines 
Mindestabstands der Wintergärten zur Nachbargrenze von 3 m gestrichen wird. Dies ermöglicht die 
Beantragung einer isolierten Abweichung. Zudem wird auch hier der Wortteil "Brutto" gestrichen. 
 
Zu Nr. 1.13 
Wie in Nr. 1.12 wird auch für Überdachungen und Teilverglasungen von erdgeschossigen Ter-
rassen das Erfordernis eines Mindestabstandes von 3 m zur Nachbargrenze gestrichen, wodurch 
auch hier eine isolierte Abweichung ermöglicht wird. 
 
Zu Nr. 1.15 
Nr. 1.15 wird zur Verbesserung der Lesbarkeit neu gegliedert. Der Tatbestand nach Nr. 1.15.1 
wird um Rampen erweitert. Diese gelten nun nach § 6 Abs. 8 Satz 2 als Anlagen, von denen keine 
Wirkungen von Gebäuden ausgehen, und unterfallen damit nicht den Abstandsflächenregelungen. 
Konsequenterweise werden sie daher nun auch ausdrücklich genehmigungsfrei gestellt. 
 
Die Änderung, die Streichung des Wortteils "Brutto-", ist im Übrigen redaktionell. 
 
Zu Nr. 1.16 
Loggien und Dachterrassen werden zusätzlich aufgenommen. 
 
Zu Nr. 2.3 
Fenster und Türen und die dafür bestimmten Öffnungen in Außenwänden und in Dachflächen be-
stehender Gebäude werden weitergehend als bisher unter den Vorbehalt der Mitwirkung von Nach-
weisberechtigten für Standsicherheit gestellt, um eine Gefährdung der Standsicherheit auszuschließen. 
 
Zu Nr. 2.4 
Außenwandverkleidungen, Verblendungen, Dämmputz, Wärmedämmverbundsysteme, Verklei-
dungen und Verblendungen von Balkonbrüstungen sind nach geltendem Recht durch die Rück-
ausnahme bei Hochhäusern baugenehmigungspflichtig. Die Rückausnahme wird auf alle Son-
derbauten erweitert, weil eine fehlerhafte Ausführung dieser Maßnahmen generell bei Sonder-
bauten zu erheblichen Folgeschäden führen kann. 
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Zu Nr. 3.9 
Der Freistellungstatbestand nach Nr. 3.9 wird jetzt unterteilt in Solaranlagen auf Dach- und 
Außenwandflächen von Gebäuden und gebäudeunabhängige Solaranlagen. Die Änderung der 
Begrifflichkeit - Solaranlagen statt Solarenergieanlagen, Sonnenkollektoren, Fotovoltaikanlagen 
- ist redaktionell. Der Oberbegriff wird zur Vereinfachung verwendet, ohne dass damit eine in-
haltliche Änderung einhergeht. In Nr. 3.9.2 (gebäudeunabhängigen Solaranlagen) wird der 
Vorbehalt der Gemeindebeteiligung eingefügt. 
 
Zu Nr. 3.11 
Der Wortlaut der Nr. 3.11 betreffend die Genehmigungsfreiheit von Kleinwindanlagen bis zu 
10 m Höhe wird an die Regelung der MBO angepasst. Das Wort Kleinwindanlagen wird durch 
Windenergieanlagen ersetzt. Konkreter als bisher wird bestimmt, wie sich die Höhe bestimmt. 
Anders als bisher ist auch der Rotordurchmesser entscheidend: Er darf nicht mehr als 3 m groß 
sein. Windkraftanlagen nach Nr. 3.11 werden in allen Gebietstypen außer in reinen Wohngebie-
ten genehmigungsfrei. Bisher waren sie das nur in Gewerbe- und Industriegebieten und in ande-
ren Gebieten, die diesen Gebietstypen ähnlich sind. 
 
Zu Nr. 4.1 
Um bauliche Mängel in der Bauausführung zu vermeiden, welche im Rahmen der Überprüfun-
gen zu einem späteren Zeitpunkt zu bemängeln wären, werden gewerblich genutzte Dunstab-
zugsanlagen unter den Vorbehalt des Abschnitts V Nr. 4 gestellt. 
 
Zu Nr. 4.8 
In Nr. 4.8 werden Ladestationen innerhalb und außerhalb von Gebäuden nun ausdrücklich in 
den Katalog der baugenehmigungsfreien Bauvorhaben aufgenommen. 
 
Zu Nr. 6.3 
In Anpassung an die MBO wird die Grenze der Genehmigungsfreiheit von 5 m3 auf 10 m3 erhöht. 
 
Zu Nr. 6.4 
Die maximal zulässige Höhe/Tiefe wird auf 3,50 m erhöht. Damit sind auch standardisierte 
unterirdische Pellet-Lager für einen Jahresvorrat eines mittelmäßig gedämmten Einfamilienhau-
ses erfasst. 
 
Zu Nr. 6.7 
In der neuen Nr. 6.7 werden in Angleichung an die MBO Fahrsilos, Kompost- und ähnliche 
Anlagen als genehmigungsfreie Vorhaben eingefügt. 
 
Zu Nr. 7.1 
In Nr. 7.1 werden Sichtschutzzäune zusätzlich aufgenommen. 
 
Zu Nr. 9.1 
In Nr. 9.1 wird die Aufzählung um "Außentreppen bis 1 m über Geländeoberfläche" erweitert. 
Zudem kann die Rückausnahme für die Einfriedungen entfallen, da diese bereits in der speziel-
leren Nr. 7.1 geregelt ist. 
 
Zu Nr. 9.3 
Der Freistellungstatbestand nach Nr. 9.3 wird erweitert um Reit- und Wanderwege und Lehrpfade. 
 
Zu Nr. 9.5 
Die Änderung ist redaktionell. 
 
Zu Nr. 11.4 
In Anpassung an die MBO wird Nr. 11.4 um betretbare Verkaufsstände erweitert. Die Verwendung 
des Wortes "erdgeschossige" dient der Klarstellung, hier soll es keinen Auslegungsspielraum geben. 
Die Grundfläche - auch hier wird der Wortteil "Brutto-" gestrichen - wird auf 75 m² reduziert, um 
den Bedürfnissen der Praxis zu entsprechen: In anderen Bundesländern sind aufgrund der Übernah-
me der MBO-Regelung Zelte nur bis 75 m² genehmigungsfrei. Hessischen Betreiber Fliegender Bau-
ten bis zu 100 m² standen daher vor dem Problem, dass sie keine Ausführungsgenehmigung erhiel-
ten, die sie bei bundesweiter Verwendung aber schon ab 75 m² vorweisen mussten. 
 
Zu Nr. 11.6 
Aufblasbare Spielgeräte mit einer Höhe des betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit über-
dachten Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 m, sofern ein Ab-
sinken der Überdachung konstruktiv verhindert wird, nicht mehr als 10 m beträgt, sind entspre-
chend der MBO neu aufgenommen.  
 
Zu Nr. 11.9 
Nr. 11.9 (bisher Nr. 11.8) ist um Baustelleneinrichtungen auf Nachbargrundstücken ergänzt. 
 



120 Hessischer Landtag   ·   19. Wahlperiode   ·   Drucksache 19/5379  

 

Zu Nr. 11.13 
Als neuer Freistellungstatbestand werden landwirtschaftliche bauliche Anlagen für Geflügel, die 
nur vorübergehend auf einem Grundstück aufgestellt werden, sogenannte mobile Hühnerställe, 
eingeführt. Diese Anlagen sind jedoch nur dann verfahrensfrei, wenn sie nicht länger als zwei 
Monate auf dem Grundstück stehen. 
 
Zu Nr. 11.14 
Nr. 11.14 entspricht Nr. 11.12 a.F. 
 
Zu Nr. 11.15 
Nr. 11.15 entspricht Nr. 11.13 a.F. 
 
Zu Nr. 11.16 
Bei der Streichung der Wörter "in Messe- oder Ausstellungshallen oder" in Nr. 11.16, die ansons-
ten Nr. 11.14 a.F. entspricht, handelt es sich um eine Folgeänderung aufgrund des neuen § 1 Abs. 
2 Nr. 9, wonach Messestände in Messe- und Ausstellungsgebäuden nicht unter den Anwendungs-
bereich der HBO fallen. 
 
Zu Nr. 11.17 
Nr. 11.17 entspricht Nr. 11.15 a.F. 
 
Zu Nr. 11.18 
Nr. 11.18 entspricht 11.16 a.F. 
 
Zu Nr. 11.19 
Nr. 11.19 entspricht Nr. 11.17 a.F. 
 
Zu Nr. 12.2 a.F. 
Nr. 12.2 a.F., wonach Aufschüttungen oder Abgrabungen zur Behandlung, Lagerung oder Ablage-
rung von Abfällen genehmigungsfrei waren, wird gestrichen. Künftig fallen solche Aufschüttungen 
oder Abgrabungen, sofern sie die Höhen- und Flächenbegrenzungen der Nr. 12. 1 erfüllen und damit 
keine bauordnungs- und bauplanungsrechtliche Relevanz haben, in den Freistellungstatbestand nach 
Nr. 12.1. Aufschüttungen und Abgrabungen, die über die Höhen- und Flächenbegrenzung hinausge-
hen, sind baurechtlich relevant, sodass diese der Baugenehmigungspflicht unterfallen. Die Streichung 
entspricht dem gesetzgeberischen Willen, bestimmte Vorhaben aus der Genehmigungspflicht zuguns-
ten des Abbaus von Verwaltungsverfahren auszunehmen, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass es 
sich um Vorhaben ohne bauordnungs- und/oder bauplanungsrechtliche Bedeutung handelt. 
 
Die Nummerierung der folgenden Tatbestände wird entsprechend angepasst. 
 
Zu Nr. 12.3 
Nr. 12.3 entspricht Nr. 12.4 a.F. 
 
Zu Nr. 12.4 
Nr. 12.4 entspricht Nr. 12.5 mit einer redaktionellen Änderung, zudem werden "überdachte 
Abstellplätze für Fahrräder aufgenommen. Bei mehr als 50 m² Grundfläche stehen die über-
dachten Abstellplätze für Fahrräder unter dem Vorbehalt des Abschnitts V Nr. 1. 
 
Zu Nr. 12.5 
Nr. 12.5 entspricht Nr. 12.6 a.F. 
 
Zu Nr. 12.6 
Nr. 12.6 entspricht Nr. 12.7 a.F. 
 
Zu Nr. 12.7 
Nr. 12.7 entspricht Nr. 12.8 a.F. 
 
Zu Nr. 12.8 
Nr. 12.8 entspricht mit nachfolgender Änderung Nr. 12.9 a.F.: Bei der Freistellung von Plätzen 
für das landschaftsangepasste Lagern von Brennholz für den Eigenbedarf bis zu 40 m³ Rauminhalt 
je Flurstück wird der Gemeindevorbehalt bei mehr als 10 m³ Rauminhalt gestrichen. 
 
Zu Nr. 13.1 a.F. 
Die Streichung der Nr. 13.1 a.F. ist eine Folgeänderung zur Änderung der Nr. 1.2. Gebäude 
zum Abstellen von Fahrrädern sind nun nach Nr. 1.2 den Garagen gleichgestellt und daher bis 
zu einer Grundfläche von 50 m² genehmigungsfrei. 
 
Die Numerierung der beiden folgenden Freistellungstatbestände ist angepasst. 
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Zu Nr. 13.3 
Neu eingefügt ist der neue Freistellungstatbestand nach Nr. 13.3, wonach Regale mit einer Hö-
he bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut freigestellt sind. Dies erfolgt im Zusammenhang mit der 
Änderung in § 2 Abs. 9 Nr. 18, wonach Regallager mit einer Oberkante Lagerguthöhe von 
mehr als 7,50 m als Sonderbauten gelten. 
 
Zu Nr. 13.11 
Die Änderung, die Streichung der Wörter "in Wohngebäuden", führt dazu, dass jegliche Trep-
penaufzüge nun genehmigungsfrei sind, unabhängig in welchen Gebäudearten und ob sie im In-
nern des Gebäudes oder an Außentreppen angebracht werden. 
 
Zu Nr. 13.15 
Baugenehmigungsfrei sind nun auch Nisthilfen für Vögel bis zu einer Höhe von 10 m. Hierunter fal-
len insbesondere Nisthilfen für Störche und Schwalbenhäuser. Soweit diese Anlagen bereits bisher 
nach Nr. 13.15 als baugenehmigungsfrei angesehen werden konnten, erfolgt diese Einfügung den-
noch zur Klarstellung und gewährleistet eine einheitliche Handhabung der Bauaufsichtsbehörden. 
 
Zu Nr. 13.16 
Nr. 13.16 entspricht Nr. 13.15 der alten Anlage 2. Die Anpassung der Nummerierung ist Folge 
der neuen Nr. 13.15. 
 
Zu Abschnitt II 
Zu Nr. 6 
Der Einbau eines Personenaufzugs in oder an Ein- und Zweifamilienhäusern wird unter Vorbe-
halt des Abschnitts V Nr. 3 neu baugenehmigungsfrei gestellt. 
 
Zu Abschnitt III 
Nr. 3 wird ergänzt um Nutzungsänderungen von Anlagen nach Abschnitt I Nr. 10.1.5, also 
Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren 
Sondergebieten an der Stätte der Leistung, an und auf Flugplätzen, Sportanlagen, an und in ab-
gegrenzten Versammlungsstätten sowie auf Ausstellungs- und Messegeländen. 
 
Neu angefügt wird die Nr. 5, wonach Nutzungsänderungen zurück zu einer vorherigen Nutzung 
innerhalb einer Frist von zehn Jahren verfahrensfrei sind. Genehmigungsfreiheit besteht nur 
unter dem Freistellungsvorbehalt der Beteiligung der Gemeinde und nicht bei Sonderbauten. 
Diese Option, zur vorangegangenen Nutzung zurückzukehren, soll insbesondere die Umnutzung 
von Gewerbeflächen zur Wohnnutzung attraktiver machen. 
 
Zu Abschnitt IV 
In Nr. 3 wird der Wortteil "Brutto-" aus redaktionellen Gründen gestrichen. Außerdem wird 
durch die Umstellung der Regelung unter Wegfall des Wortes "dienen" verdeutlicht, dass die 
Genehmigungsfreistellung auch greift, wenn das zum Abriss anstehende Gebäude aktuell nicht 
mehr der Land- oder Forstwirtschaft oder dem Erwerbsgartenbau dient, weil eine konkrete Nut-
zung schon aufgegeben ist. 
 
 
B Zu Artikel 2 (Änderung des Hessischen Landesplanungsgesetzes) 
 
Durch die Änderung wird die Frist zur Anpassung von Regionalplänen von acht Jahren auf zehn 
Jahre verlängert. Die Änderung dient der Anpassung an die Geltungsdauer des Landesentwick-
lungsplans nach § 4 Abs. 8 HLPG sowie an die Frist zur Überprüfung maritimer Raumord-
nungspläne nach Artikel 6 Abs. 3 der Richtlinie 2014/89/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. Juli 2014 zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumplanung. 
 
 
C Zu Artikel 3 (Änderung des Hessischen Straßengesetzes) 
 
Zu Nr. 1 (Inhaltsverzeichnis) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 
 
Zu Nr. 2 (§ 26) 
Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen.  
 
Zu Nr. 3 (§ 30 Abs. 2 Satz 1) 
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 
 
Zu Nr. 4 (§ 33 Abs. 3) 
Die Änderungen zu Buchst. a und b stellen redaktionelle Anpassungen dar. 
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Buchst. c betrifft die Umsetzung der Artikel 15 Abs. 1 Buchstabe c und Artikel 23 Buchstabe b der 
Seveso-III-Richtlinie sowie von Artikel 4 Abs. 3 in Verbindung mit Anhang III Nr. 1 Buchstabe f 
der Richtlinie 2011/92/EU über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten (UVP-Richtlinie) in der Fassung der Änderungsrichtlinie 2014/52/EU. 
 
Die in § 33 Abs. 3 HStrG neu angefügten Sätze 9 und 10 knüpfen an die Regelungen der Artikel 
13 Abs. 1 Buchstabe c und Abs. 2 Buchstabe a sowie Artikel 15 Abs. 1 Buchstabe c der Seveso-
III-Richtlinie und an Artikel 3 Abs. 2 der UVP-Richtlinie in der Fassung der Änderungsrichtlinie 
2014/52/EU an. Bei Vorliegen der in der Vorschrift genannten Voraussetzungen ist der Bau oder 
die Änderung einer öffentlichen Straße innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes zu Be-
triebsbereichen im Ergebnis regelmäßig einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen. Da-
durch wird sichergestellt, dass die durch Artikel 15 der Richtlinie geforderte Öffentlichkeitsbetei-
ligung bei neuen Entwicklungen in der Nachbarschaft von Betrieben, einschließlich Verkehrswe-
gen, im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung erfolgt. Gleichzeitig wird für die betroffene 
Öffentlichkeit der durch Artikel 23 Buchstabe b der Seveso-III-Richtlinie geforderte Gerichtszu-
gang eröffnet. Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) fallen Entscheidun-
gen über die Zulässigkeit UVP-pflichtiger Vorhaben in den Anwendungsbereich des UmwRG. 
Damit können Mitglieder der betroffenen Öffentlichkeit gegen Entscheidungen über die Zulässig-
keit von Straßenbauvorhaben der in § 33 Abs. 3 Satz 9 HStrG genannten Art die in der Verwal-
tungsgerichtsordnung vorgesehenen Rechtsbehelfe einlegen. 
 
Da Artikel 13 Abs. 1 Buchstabe c in Verbindung mit Abs. 2 Buchstabe a der Seveso-III-
Richtlinie auf die "Nachbarschaft von Betrieben" sowie den "angemessenen Sicherheitsabstand" 
abstellt, kommt § 33 Abs. 3 Satz 9 in räumlicher Hinsicht zur Anwendung, wenn das geplante 
Vorhaben innerhalb des angemessenen Sicherheitsabstandes zu Betriebsbereichen im Sinne des § 
3 Abs. 5a und c BImSchG liegt. 
 
Die neue Vorschrift dient auch der Umsetzung von Anhang III Nr. 1 Buchstabe f der UVP-
Richtlinie in der Fassung der Änderungsrichtlinie 2014/52/EU, wonach zu den Kriterien für die 
Entscheidung, ob ein vorprüfungsbedürftiges Projekt einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu 
unterziehen ist, auch die Risiken schwerer Unfälle und Katastrophen fallen, die für das betrof-
fene Projekt relevant sind. 
 
Die erste störfallrisikobezogene Tatbestandsvariante betrifft überwiegend Fälle, in denen durch 
die Realisierung und Inbetriebnahme eines an sich nicht störanfälligen Vorhabens ein Störfallri-
siko erstmalig entstehen kann (z.B. Neubau einer Straße in unmittelbarer Umgebung eines Be-
triebsbereichs mit der Folge, dass durch die Eröffnung des Verkehrs der Eintritt einer "ernsten 
Gefahr" im Sinne des § 2 Nr. 9 StörfallV erstmals möglich erscheint). Die beiden anderen Va-
rianten gehen davon aus, dass im räumlichen Anwendungsbereich der Vorschrift bereits ein 
Störfallrisiko besteht, welches sich durch das nunmehr geplante Vorhaben entweder hinsichtlich 
seiner Eintrittswahrscheinlichkeit oder seiner potenziellen Auswirkungen vergrößern kann. 
 
Für diese Fälle stellt § 33 Abs. 3 Satz 9 und 10 HStrG klar, dass die Auswirkungen der erfassten 
Störfälle im Rahmen der UVP-Vorprüfung regelmäßig als erheblich zu betrachten sind. Diese An-
nahme folgt aus der Definition des Störfalls in § 2 Nr. 8 der StörfallV, wonach Störfälle Ereignisse 
sind, die zu einer ernsten Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder anderer 
Umweltgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG führen. Insoweit verengt sich bei Vorliegen der 
Tatbestandsvoraussetzungen der Einschätzungsspielraum der zuständigen Behörde. Bei lediglich als 
unwesentlich einzustufenden Auswirkungen etwaiger Betriebsstörungen liegt dagegen bereits keine 
"ernste Gefahr" im Sinne des § 2 Nr. 9 StörfallV vor, weshalb der Eintritt eines Störfalls im Sinne 
des § 2 Nr. 8 StörfallV dann ausscheidet und die Vorschrift keine Anwendung findet. 
 
Durch die Norm werden insbesondere Fälle heranrückender Vorhaben an Betriebe im Sinne des 
Artikels 3 Nr. 1 der Seveso-III-Richtlinie erfasst, wodurch "neuen Entwicklungen" in ihrer Um-
gebung (vgl. Art. 13 Abs. 1 Buchstabe c der Richtlinie 2012/18/EU) Rechnung getragen wird. 
 
 
D  Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 
 
Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
 
 
Wiesbaden, 6. November 2017  
  
Der Hessische Ministerpräsident Der Hessische Minister für Wirtschaft, 

Energie, Verkehr und Landesentwicklung 
Bouffier Al-Wazir 
 
 


